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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordnete 

Angelika 

Krüger-Leißner 

(SPD) 


Wird die Rechtsverordnung des Beauftragten 
der Bundesregierung für Kultur und Medien 
(BKM) für eine Förderung der Digitalisierung 
der Kinos in Deutschland durch die Filmförde- 
rungsanstalt (FFA) die Forderung des Aus- 
schusses für Kultur und Medien des Deut- 
schen Bundestages aus der gemeinsamen 
Protokollerklärung vom 29. September 2010 
Umsetzen, wonach Fördergegenstand auch 
digitale Systeme unterhalb des DCI-Standards 
mit 2k-Projektionstechnik sein sollen, und soll 
dies als Regelfall förderbar sein, wie es die 
EU-Kommission in ihrer Mitteilung „Chancen 
und Herausforderungen der Digitalisierung 
für das europäische Kino“ empfohlen hat? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien Staatsminister Bernd Neumann 

vom 8. Februar 2011 

In der Filmtheaterdigitalisierungsverordnung, welche die Grundlage 
für die Förderung der Kinodigitalisierung durch die FFA dar stellt, 
ist eine technikneutrale Förderung vorgesehen. Gegenstand der För- 
derung ist die erstmalige Ausrüstung eines Filmtheaters mit einer di- 
gitalen Projektionstechnik, die die Nachhaltigkeit der Investition ge- 
währleistet. Gefördert werden können demnach auch digitale Syste- 
me, die nicht der sog. DCI-Spezifikation entsprechen, soweit die je- 
weilige Projektionstechnik objektiv geeignet erscheint, die Wirt- 
schaftlichkeit des Geschäftsbetriebs des Fümtheaters sicherzustellen. 

Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass die EU-Kommission in ih- 
rer Mitteilung zur Kinodigitalisierung nicht empfiehlt, im Regelfall 
digitale Projektionstechnik unterhalb der 2k-Projektionstechnik 
(DCI) zu fördern. Laut der EU-Kommission sollen lediglich im 
Sinne einer an den Bedürfnissen der europäischen Kinos orientierten 
Förderung Alternativen zur 2k-Projektionstechnik für die Kinos 
geprüft werden, welche die 2k-Projektionstechnik nicht brauchen. 


2. Abgeordnete 

Angelika 

Krüger-Leißner 

(SPD) 


Ist dabei sichergestellt, dass - wie in der ge- 
meinsamen Protokollerklärung des Ausschus- 
ses für Kultur und Medien des Deutschen Bun- 
destages gefordert und von der EU-Kommis- 
sion empfohlen - Finanzierungswege und -Be- 
dingungen dem Arthouse-Markt so angepasst 
werden, dass sie weder zu einer Ungleichbe- 
handlung unter den Kriterienkinos noch zu 
einer Verdrängung von Arthouse-Filmen füh- 
ren? 
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Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien Staatsminister Bernd Neumann 

vom 8. Februar 2011 

Der von den förderberechtigten Filmtheatern aufzubringende Eigen- 
anteil beträgt stets mindestens 20 Prozent. Ausgehend von Investi- 
tionskosten in Höhe von etwa 70 000 Euro pro Leinwand für das di- 
gitale Equipment (Projektor, Server und Installation) entspricht dies 
einem Eigenanteil von 14 000 Euro pro Leinwand. Dies ist auch nach 
Einschätzung der Film- und Kinobranche selbst eine jedem Kino zu- 
mutbare finanzielle Beteiligung. Im Rahmen der BKM-Förderung, 
die zeitgleich zur Förderung der FFA starten wird und kumulativ in 
Anspruch genommen werden kann, werden Arthouse-Kinos zudem 
besonders berücksichtigt. Der BKM fördert grundsätzlich in Höhe 
von bis zu 25 Prozent der förderfähigen Investitionskosten, maximal 
in Höhe von 17 500 Euro pro Leinwand. Filmtheater, die bestimmte 
kulturelle Kriterien erfüllen, etwa eine Programmierung mit mehr als 
50 Prozent deutschen und europäischen Filmen aufweisen, können 
zudem im Rahmen der BKM-Förderung eine um 5 Prozent höhere 
Förderung (insgesamt 30 Prozent der förderfähigen Investitionskos- 
ten, maximal 21 000 Euro pro Leinwand) beanspruchen. Viele För- 
derprogramme der Länder sind vergleichbar ausgestaltet. Die Art- 
house-Kinos und damit das Abspielen von Arthouse-Filmen werden 
demnach in besonderem Maße bei der Finanzierung der Umrüstung 
auf digitales Abspielen unterstützt. 


3. Abgeordnete Ist inzwischen sichergestellt, dass die US-Ma- 

Angelika jors auch Kinos ohne Projektoren mit DCI- 

Krüger-Leißner Standard beliefern? 

(SPD) 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien Staatsminister Bernd Neumann 

vom 8. Februar 2011 

Es ist die Aufgabe der Film- und Kinobranche selbst, entsprechende 
Verhandlungen mit den US-Majors zu führen. Hierbei dürften insbe- 
sondere die Fragen der Sicherheit vor unerlaubten Kopien und der 
Bild- und Tonqualität eine Rolle spielen. Die Bundesregierung kann 
hinsichtlich dieser technischen Standards keine Vorgaben machen. 
Nach hiesigem Kenntnisstand werden nach wie vor ausschließlich 
Kinos von den US-Majors beliefert, die über eine digitale Projek- 
tionsanlage verfügen, die der DCI-Spezifikation entspricht. 


4. Abgeordnete Wie soll mit Blick auf das analog zur FFA-För- 

Angelika derung formulierte BKM-Förderprogramm 

Krüger-Leißner für die Kinodigitalisierung mit den Förderan- 

(SPD) trägen von Kinos aus Bundesländern verfah- 

ren werden, die ihrerseits noch keine Förde- 
rung anbieten? 
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Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien Staatsminister Bernd Neumann 

vom 8. Februar 2011 

Filmtheater mit Sitz in Bundesländern ohne eigenständige Förder- 
programme zur Digitalisierung der Kinos können keine Förderung 
beim BKM beanspruchen. Dies beruht auf einer Entscheidung des 
Haushalsausschusses des Deutschen Bundestages und wurde durch 
eine qualifizierte Haushaltssperre gesichert, die im Oktober 2010 auf- 
gehoben wurde. Danach war die Mitfinanzierung durch die Länder 
und die Filmwirtschaft Voraussetzung für die Förderung durch den 
BKM. 


5. Abgeordneter 

Carsten 

Schneider 

(Erfurt) 

(SPD) 


Wer entscheidet über die Verteilung der 
5 Mio. Euro jährlich bis zum Jahr 2017 für die 
Förderung von Vorhaben im Rahmen der Lu- 
therdekade aus dem Einzelplan 04, und wann 
wird feststehen, welche Maßnahmen in wel- 
cher Höhe vom Bund in diesem Jahr gefördert 
werden? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien Staatsminister Bernd Neumann 

vom 8. Februar 2011 

Für das Reformationsjubiläum 2017 sind in Kapitel 04 05 des Bun- 
deshaushalts 2011 5 Mio. Euro sowie eine Verpflichtungsermächti- 
gung in Höhe von insgesamt 4 Mio. Euro, fällig in den Jahren 2012 
bis 2014, etatisiert. Über die Vergabe der Mittel entscheidet der Be- 
auftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien nach Maßga- 
be der haushaltsrechtlichen Vorschriften des Bundes. Nach Inkraft- 
treten des Bundeshaushalts 2011 hat der Beauftragte der Bundesre- 
gierung für Kultur und Medien unverzüglich Gespräche mit der Vor- 
sitzenden des Lenkungsausschusses Reformationsjubiläum 2017 und 
mit der Evangelischen Kirche in Deutschland aufgenommen. Er ist 
derzeit mit der Prüfung von Anträgen zu Projekten und investiven 
Maßnahmen von gesamtstaatiicher oder internationaler Bedeutung 
im gesamten Bundesgebiet befasst. Es wird angestrebt, bis spätestens 
zur Jahresmitte die Maßnahmen für das Jahr 2011 festzulegen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


6. Abgeordnete Welche politischen und diplomatischen Aktivi- 

Claudia täten hat die Bundesregierung bisher unter- 

Roth nommen, um die Ausreise des Regisseurs Jafar 

(Augsburg) Panahi aus dem Iran und seine Teilnahme an 

(BÜNDNIS 90/ der Arbeit der 6 1 . Berlinale-Jury zu ermögli- 

DIE GRÜNEN) eben? 
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7. Abgeordnete 

Claudia 

Roth 

(Augsburg) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregie- 
rung, den Eall Jafar Panahi und die eklatanten 
Verletzungen seiner Menschen- und Bürger- 
rechte zum Thema in ihrer Iranpolitik zu ma- 
chen? 


Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper 
vom 9. Februar 2011 

Das Auswärtige Amt hat - nicht nur als öffentlicher Gesellschafter 
der 61. Berlinale - ein erhebliches Interesse an einem offenen und 
freien Meinungsaustausch und verfolgt den Pall von Jafar Panahi 
schon seit langem aufmerksam und mit großer Sorge. 

Jafar Panahis Verurteilung im Dezember 2010 und das dazu ausge- 
sprochene Berufs- und Ausreiseverbot sind Teil eines seit einigen 
Monaten verschärften repressiven Vorgehens gegen kritische und re- 
formorientierte Stimmen in der Islamischen Republik Iran. 

Die Bundesregierung fordert den Iran kontinuierlich zur Einhaltung 
der Menschenrechte auf Auch das Vorgehen gegen Jafar Panahi hat 
die Bundesregierung wiederholt scharf verurteilt. Unmittelbar nach 
dessen Pestnahme forderte der Bundesminister des Auswärtigen, 
Dr. Guido Westerwelle, im März 2010 in einer öffentlichen Erklä- 
rung dessen umgehende Preüassung. Nach der Urteilsverkündung 
im Dezember 2010 forderte der Beauftragte der Bundesregierung 
für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe, Markus Eöning, in einer 
öffentlichen Erklärung den Iran nachdrücklich auf, sich an die selbst 
eingegangenen Verpflichtungen zur Achtung und Wahrung der fun- 
damentalen Menschen- und Bürgerrechte zu halten und das Urteil 
gegen Jafar Panahi aufzuheben. 

Auch auf EU-Ebene hat sich die Bundesregierung für Jafar Panahi 
eingesetzt. In der Polge hat der Stellvertretende Generaldirektor der 
Generaldirektion Außenbeziehungen in der Europäischen Kommis- 
sion, Hugues Mingarelli, den Pall am 13. Januar 2011 gegenüber 
dem einbestellten iranischen Botschafter in Brüssel, Ali Ashgar 
Khaji, deutlich angesprochen. 

Ich werde Ende der sechsten Kalenderwoche im Rahmen der Berli- 
nale zum Pall Jafar Panahi klare Worte finden. Das Auswärtige Amt 
wird sich auch weiterhin für Jafar Panahi und alle anderen unter Ver- 
folgung stehenden Menschen im Iran einsetzen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


8. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Wie viele Einbürgerungstests hat es in den ers- 
ten drei Quartalen 2010 gegeben, und wie hoch 
war die Bestehensquote (bitte jeweils nach Mo- 
naten aufschlüsseln und zudem die Werte für 
in der Türkei geborene Testteilnehmer/-innen 
nennen)? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 8. Februar 2011 

Die Einbürgerungtestzahlen werden vom Bundesamt für Migration 
und Elüchtlinge quartalsweise erfasst. In den ersten drei Quarta- 
len 2010 haben 39 527 Personen am Einbürgerungstest teilgenom- 
men. 98,2 Prozent aller Teilnehmer haben den Test bestanden. 
2 706 Teilnehmer wurden in der Türkei geboren. Davon haben 
96,5 Prozent den Test bestanden. 

Die Aufschlüsselung nach Monaten kann der beigefügten Tabelle 
entnommen werden. 
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Statistik Einbürgerungstest 
für die ersten 3 Quartaie 

-Zahlen zu Prüfungsteilnahmen und Prüfungserfolg 

Statistik Einbürgerungstest bundesweit / Prüfungsteilnahmen und -erfolg 


1. Bundesgebiet gesamt 


Monat 

Teilnahmen 

Gesamt 

Teilnahmen 

erfolgreich 

Teilnahmen 
nicht erfolgreich 

Bestehensquote % 

Januar 2010 

3.711 

3.657 

54 

98,5% 

Februar 2010 

4.958 

4.881 

77 

98,4% 

März 2010 

6.041 

5.943 

98 

98,4% 

April 2010 

4.534 

4.471 

63 

98,6% 

Mai 2010 

4.860 

4.758 

102 

97,9% 

Juni 2010 

4.198 

4.103 

95 

97,7% 

Juli 2010 

3.813 

3.740 

73 

98,1% 

August 2010 

2.110 

2.066 

44 

97,9% 

September 2010 

5.302 

5.203 

99 

98,1% 

Gesamt 

39.527 

38.822 

705 

98,2% 


2. Testteilnehmer mit Geburtsland Türkei 


Monat 

Teilnahmen 

gesamt 

Teilnahmen 

erfolgreich 

Teilnahmen 
nicht erfolgreich 

Bestehensquote % 

Januar 2010 

238 

231 

7 

97,1% 

Februar 2010 

345 

332 

13 

96,2% 

März 2010 

418 

406 

12 

97,1% 

April 2010 

334 

323 

11 

96,7% 

Mai 2010 

316 

304 

12 

96,2% 

Juni 2010 

274 

265 

9 

96,7% 

Juli 2010 

225 

212 

13 

94,2% 

August 2010 

167 

164 

3 

98,2% 

September 2010 

389 

375 

14 

96,4% 

Gesamt 

2.706 

2.612 

94 

96,5% 


Addition und Abgieich mit Vormonatsübersichten ist aufgrund etwaiger nachträgiicher Korrekturen nicht mögiich 
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9. Abgeordneter 

Michael 

Hartmann 

(Wackernheim) 

(SPD) 


Warum sind befristete Arbeitsverträge von der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Ein- 
satz von außerhalb des öffentlichen Dienstes 
Beschäftigten (externen Personen) in der Bun- 
desverwaltung vom 17. Juli 2008 ausgenom- 
men, und gibt es seit dem 17. Juli 2008 eine 
Zunahme befristeter Arbeitsverträge in der 
Bundesverwaltung (bitte tabellarische und de- 
taillierte Auflistung aller befristeten Arbeits- 
verträge in der Bundesverwaltung für die Ka- 
lenderjahre 2005 bis 2011 sortiert nach Bun- 
desministerien und inklusive der Dauer der 
befristeten Arbeitsverträge)? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 

vom 4. Februar 2011 

a) Nach Nummer 1.3 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Einsatz von außerhalb des öffentlichen Dienstes Beschäftigten 
(externen Personen) in der Bundesverwaltung vom 17. Juli 2008 
sind befristete Arbeitsverträge von deren Anwendungsbereich 
ausgenommen. Personen mit befristeten Arbeitsverträgen sind, 
wie unbefristet Beschäftigte auch, vollständig in die Organisa- 
tions-, Weisungs- und Disziplinargebundenheit der Behörde integ- 
riert und Teil der Mitarbeiterschaft. Sie sind Beschäftigte der 
Behörde, für die die besonderen Verpflichtungen des öffentlichen 
Dienstes gelten. Die Einbeziehung befristet eingestellter Beschäf- 
tigter in den Geltungsbereich der Verwaltungsvorschrift würde 
die Rechte dieser Arbeitnehmer unzulässig beschränken. Schon 
aus Gründen der Gleichbehandlung ist eine Differenzierung 
innerhalb der eigenen Beschäftigten einer Behörde nicht gerecht- 
fertigt. 

b) Die Zahl der Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen für die 
Haushaltsjahre 2005 bis 2011 ist umgerechnet auf vollbeschäftigte 
Arbeitskräfte (sog. Vollzeitäquivalent) in den Vorbemerkungen 
zu den Personalhaushalten der Einzelpläne des Bundeshaushalts 
sowohl für die Ressorts als auch deren Geschäftsbereichsbehör- 
den aufgeführt. 

Die einzelfallbezogenen Daten der befristeten Arbeitsverträge 
konnte nur ein Teil der Ressorts, teilweise auch nicht zugleich für 
die Geschäftsbereichsbehörden, tabellarisch aufbereiten. Diese 
Daten sind in den Anlagen 1 bis 6 aufgeführt. Im Übrigen war die 
Erhebung solcher einzelfallbezogenen Daten in der zur Verfü- 
gung stehenden Zeit nicht möglich. 

c) Schwankungen hinsichtlich des Einsatzes befristeter Arbeitskräfte 
werden von den Ressorts z. B. auf vorübergehenden Personal- 
mehrbedarf für die Durchführung zusätzlicher Aufgaben, die Ver- 
tretungen bei Mutterschutz und bei Elternzeit sowie krankheitsbe- 
dingter Abwesenheit zurückgeführt. 
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Anlage 1 
BKAmt 


befristet von 

befristet bis 

01.08.2006 

31.07.2009 

21.08.2006 

20.08.2007 

01.09.2006 

31.10.2007 

22.01.2007 

31.03.2008 

10.04.2007 

30.04.2008 

18.06.2007 

30.09.2008 

31.08.2007 

30.08.2009 

31.08.2007 

31.05.2010 

01.05.2008 

31.08.2010 

14.07.2008 

13.07.2010 

01.09.2008 

31.08.2009 

08.09.2008 

31.08.2009 

01.11.2008 

31.05.2010 

05.01.2009 

28.02.2010 

16.02.2009 

28.02.2010 

15.07.2009 

14.07.2011 

16.07.2009 

15.07.2010 

01.09.2009 

31.08.2010 

01.11.2009 

31.10.2011 

01.01.2010 

31.12.2011 

01.01.2010 

31.12.2011 

01.01.2010 

Ende 17. LP 

01.03.2010 

Ende 17. LP 

22.03.2010 

21.03.2012 

16.04.2010 

28.02.2011 

01.06.2010 

31.05.2011 

25.06.2010 

31.07.2011 

02.07.2010 

01.07.2011 

02.07.2010 

01.07.2012 

03.07.2010 

02.07.2011 

03.07.2010 

10.09.2010 

07.07.2010 

31.07.2011 

26.08.2010 

25.08.2012 

01.09.2010 

31.08.2011 

06.09.2010 

31.07.2011 

01.11.2010 

30.11.2011 

03.01.2011 

31.10.2011 

04.01.2011 

31.12.2011 
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Anlage 2 - BMI 


Übersicht aller Zeitverträqe im BMI seit 2005 


Jahr 

Anzahl befristeter Arbeitsverträge 

2005 

13 

2006 

23 

2007 

42 

2008 

59 

2009 

81 

2010 

86 

2011 

91 


Beschäftigte, deren zeitlich befristeter Arbeitsvertrag sich über mehrere Jahre 
erstreckt, werden auch mehrfach gezählt. 


Anlage 3 - BMVg 


Beginn befristete 
Arbeitsverträge* 

Anzahl** 

im Jahr 


2005 

2.660 

2006 

2.260 

2007 

2.236 

2008 

1.812 

2009 

2.208 

2010 

2.699 

2011 

478 

Summe 

14,353 


" Zeiträume unter 1 Monat wurden nicht erfasst. 

Es wurden nur die Verträge den jeweiligen Jahren lugeordnet, die in diesem Jahr abgeschlossen wurden 
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Anlage 4 - BMG 


Zeitarbeitsverträge 2005 - 2010 


1 Befristete Zeitverträge BMG 2005 | 

Lfd.-Nr. 

von 

bis 

1 

30.08.2003 

30.08.2005 

2 

01.07.2002 

28.02.2005 

3 

10.09.2002 

09.09.2005 

4 

01.02.2004 

31.10.2006 

5 

01.09.2004 

21.02.2006 

6 

01.01.2005 

31.12.2007 

7 

25.08.2005 

24.08.2006 

8 

01.12.2005 

31.07.2007 


Befristete Zeitverträge BMG 2006 


Lfd.-Nr. I von bis 


1 

01.01.2006 

31.10.2008 

2 

01.02.2006 

31.01.2008 

3 

24.03.2006 

31.10.2008 

4 

01.04.2006 

31.03.2008 

5 

14.04.2006 

13.06.2008 

6 

16.05.2006 

15.05.2008 

7 

16.05.2006 

16.05.2008 

8 

17.05.2006 

16.05.2008 

9 

01.06.2006 

31.05.2008 

10 

01.06.2006 

31.05.2008 

11 

21.06.2006 

20.06.2008 

12 

01.07.2006 

30.06.2008 

13 

01.07.2006 

30.06.2008 

14 

01.07.2006 

30.06.2007 

15 

15.07.2006 

30.06.2007 

16 

15.07.2006 

14.07.2007 

17 

15.07.2006 

14.07.2007 

18 

15.08.2006 

14.08.2008 

19 

29.08.2006 

28.02.2008 

20 

01.09.2006 

31.08.2008 

21 

01.09.2006 

31.08.2008 

22 

01.09.2006 

31.08.2008 

23 

01.10.2006 

30.09.2008 

24 

15.11.2006 

13.11.2009 

25 

15.11.2006 

14.11.2008 

26 

15.11.2006 

14.11.2008 

27 

15.12.2006 

31.05.2008 


28 15.12.2006 14.12.2008 


Befristete Zeitverträge BMG 2007 


Lfd.-Nr. 

von 

bis 

1 

01.01.2007 

31.12.2009 

2 

01.01.2007 

31.12.2009 

3 

15.01.2007 

31.07.2009 

4 

15.01.2007 

31.07.2009 

5 

01.02.2007 

31.01.2009 

6 

01.02.2007 

31.01.2009 

7 

12.02.2007 

11.02.2009 

8 

15.02.2007 

14.12.2009 

9 

22.02.2007 

31.08.2009 

10 

22.02.2007 

21.02.2007 

11 

22.02.2007 

31.08.2009 

12 

22.02.2007 

21.02.2007 

13 

01.06.2007 

31.05.2009 

14 

15.06.2007 

14.06.2009 

15 

01.07.2007 

30.06.2009 

16 

01.08.2007 

31.08.2009 

17 

15.08.2007 

14.08.2009 

18 

22.08.2007 

21.02.2008 

19 

22.08.2007 

21.02.2008 

20 

22.08.2007 

21.08.2008 

21 

22.08.2007 

31.08.2008 

22 

22.08.2007 

31.08.2008 

23 

22.08.2007 

31.08.2008 

24 

22.08.2007 

21.08.2009 

25 

01.09.2007 

31.08.2008 

26 

01.09.2007 

31.08.2008 

27 

01.09.2007 

31.08.2008 

28 

03.09.2007 

30.06.2009 

29 

15.09.2007 

31.03.2009 

30 

01.10.2007 

30.09.2009 

31 

15.10.2007 

14.10.2009 

32 

15.10.2007 

14.10.2009 

33 

15.10.2007 

14.10.2009 

34 

15.10.2007 

14.10.2009 

35 

03.12.2007 

02.12.2009 
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noch: Anlage 4 - BMG 


I Befristete Zeitverträge BMG 2008 | 

Lfd.-Nr. 

von 

bis 

1 

01.01.2008 

30.06.2008 

2 

01.01.2008 

31.12.2009 

3 

02.01.2008 

30.09.2009 

4 

07.01.2008 

06.01.2010 

5 

11.02.2008 

31.12.2008 

6 

21.02.2008 

31.08.2008 

7 

03.03.2008 

02.03.2010 

8 

03.03.2008 

02.03.2010 

9 

17.03.2008 

16.03.2011 

10 

07.04.2008 

30.06.2009 

11 

15.04.2008 

17.08.2008 

12 

15.04.2008 

14.04.2010 

13 

30.04.2008 

19.04.2010 

14 

15.06.2008 

14.06.2010 

15 

15.07.2008 

14.07.2010 

16 

16.07.2008 

15.01.2010 

17 

16.07.2008 

15.01.2010 

18 

09.08.2008 

08.11.2008 

19 

20.08.2008 

19.02.2009 

20 

20.08.2008 

19.08.2009 

21 

20.08.2008 

19.08.2009 

22 

20.08.2008 

19.08.2009 

23 

20.08.2008 

19.08.2009 

24 

20.08.2008 

19.08.2009 

25 

20.08.2008 

19.08.2009 

26 

08.09.2008 

07.09.2009 

27 

08.09.2008 

07.09.2009 

28 

15.09.2008 

30.04.2010 

29 

01.10.2008 

30.09.2010 

30 

01.10.2008 

30.09.2010 

31 

01.10.2008 

30.09.2010 

32 

10.10.2008 

09.10.2010 

33 

01.12.2008 

30.11.2010 


1 Befristete Zeitverträge BMG 2009 | 

Lfd.-Nr. 

von 

bis 

1 

01.04.2009 

31.03.2011 

2 

20.04.2009 

19.10.2009 

3 

01.05.2009 

30.04.2011 

4 

18.05.2009 

17.08.2010 

5 

18.05.2009 

17.08.2010 

6 

01.06.2009 

31.05.2011 

7 

15.06.2009 

14.06.2011 

8 

20.07.2009 

19.07.2011 

9 

01.08.2009 

31.07.2011 

10 

03.08.2009 

02.08.2011 

11 

03.08.2009 

02.08.2011 

12 

06.08.2009 

05.08.2011 

13 

19.08.2009 

18.08.2010 

14 

19.08.2009 

18.08.2010 

15 

19.08.2009 

18.08.2010 

16 

19.08.2009 

18.08.2010 

17 

19.08.2009 

18.08.2011 

18 

29.08.2009 

28.08.2011 

19 

01.09.2009 

31.08.2010 

20 

01.09.2009 

31.08.2010 

21 

01.09.2009 

31.08.2010 

22 

01.09.2009 

31.08.2010 

23 

01.09.2009 

31.08.2010 

24 

01.09.2009 

31.08.2010 

25 

01.10.2009 

30.09.2011 

26 

01.12.2009 

30.11.2011 
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noch: Anlage 4 - BMG 


1 Befristete Zeitverträge BMG 2010 | 

Lfd.-Nr. 

von 

bis 

1 

01.01.2010 

31.12.2011 

2 

15.01.2010 

14.01.2012 

3 

08.02.2010 

07.02.2012 

4 

15.02.2010 

14.02.2012 

5 

01.04.2010 

31.03.2012 

6 

01.04.2010 

31.03.2012 

7 

01.04.2010 

31.03.2012 

8 

01.04.2010 

31.03.2012 

9 

01.04.2010 

31.03.2012 

10 

01.04.2010 

31.03.2012 

11 

10.07.2010 

09.07.2011 

12 

10.07.2010 

09.07.2011 

13 

10.07.2010 

09.07.2011 

14 

10.07.2010 

09.01.2012 

15 

10.07.2010 

09.01.2012 

16 

10.07.2010 

09.01.2012 

17 

15.07.2010 

14.07.2011 

18 

27.08.2010 

26.08.2011 

19 

01.09.2010 

31.08.2011 

20 

01.09.2010 

31.08.2011 

21 

01.09.2010 

31.08.2011 

22 

01.09.2010 

31.08.2011 

23 

01.10.2010 

30.09.2012 

24 

01.11.2010 

31.10.2012 

25 

15.11.2010 

14.11.2012 

26 

01.12.2010 

30.11.2012 

27 

15.12.2010 

14.12.2012 
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noch: Anlage 4 - BMG 


Bundesinstitut für Arzneimittei und Medizinprodukte (BfArM) 


Einstellungen 2005 

von 

bis 

01.07.2005 

31.12.2005 

01.03.2005 

31.12.2006 

01.05.2005 

31.10.2005 

01.01.2005 

31.12.2005 

01.07.2005 

31.05.2006 

24.01.2005 

23.01.2006 

01.04.2005 

31.12.2005 

13.01.2005 

31.12.2005 

01.01.2005 

31.12.2005 

17.01.2005 

31.12.2005 

17.05.2005 

31.12.2005 

01.03.2005 

31.12.2005 

01.01.2005 

31.12.2005 

15.03.2005 

31.12.2005 

01.01.2005 

31.12.2005 

04.04.2005 

26.08.2005 

27.06.2005 

31.12.2005 

01.07.2005 

31.01.2007 

01.03.2005 

31.12.2005 

01.01.2005 

31.12.2005 

01.01.2005 

31.12.2005 

01.01.2005 

31.12.2005 
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noch: Anlage 4 - BMG 


Bundesinstitut für Arzneimittei und Medizinprodukte (BfArM) 


Einstellungen 2006 

von 

bis 

01 . 09.2006 

14 . 01.2007 

15 . 09.2006 

14 . 03.2007 

01 . 04.2006 

28 . 02.2007 

16 . 01.2006 

31 . 12.2006 

01 . 09.2006 

31 . 12.2006 

01 . 12.2006 

30 . 06.2007 

01 . 09.2006 

30 . 09.2007 

18 . 04.2006 

31 . 12.2006 

15 . 07.2006 

16 . 03.2007 

01 . 12.2006 

31 . 05.2007 

01 . 05.2006 

29 . 04.2007 

03 . 04.2006 

31 . 03.2008 

15 . 11.2006 

31 . 12.2006 

01 . 12.2006 

31 . 05.2007 

01 . 10.2006 

08 . 06.2008 

15 . 09.2006 

31 . 12.2007 

03 . 04.2006 

31 . 12.2006 

03 . 04.2006 

02 . 04.2008 

01 . 12.2006 

31 . 05.2007 




Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 15 - 


Drucksache 17/4740 


noch: Anlage 4 - BMG 


Bundesinstitut für Arzneimittei und Medizinprodukte (BfArM) 


Einstellungen 2007 

von 

bis 

15.01.2007 

14.01.2009 

15.08.2007 

14.10.2008 

15.07.2007 

14.07.2009 

01.10.2007 

30.09.2008 

15.03.2007 

31.12.2007 

01.03.2007 

31.08.2007 

15.10.2007 

24.05.2008 

15.09.2007 

14.09.2008 

01.05.2007 

31.12.2007 

01.03.2007 

31.12.2007 

15.07.2007 

30.06.2008 

15.05.2007 

31.12.2007 

16.08.2007 

15.02.2008 

15.02.2007 

14.02.2009 

01.08.2007 

31.03.2008 

01.01.2007 

03.09.2008 

15.09.2007 

14.09.2008 

21.08.2007 

29.02.2008 

01.02.2007 

30.07.2009 

01.11.2007 

31.10.2008 

01.05.2007 

30.09.2007 


Einstellungen 2007 

von 

bis 

15.11.2007 

14.11.2009 

01.11.2007 

31.05.2008 

01.05.2007 

31.12.2007 

21.03.2007 

30.11.2007 

01.07.2007 

30.06.2009 

01.03.2007 

31.08.2007 

01.05.2007 

13.11.2007 

01.05.2007 

31.10.2007 

01.02.2007 

31.01.2009 

13.06.2007 

12.06.2009 

01.03.2007 

29.06.2007 

01.05.2007 

31.12.2007 

01.11.2007 

25.07.2008 

01.05.2007 

30.04.2009 

01.02.2007 

31.07.2007 

01.07.2007 

31.12.2008 

01.01.2007 

02.04.2008 

01.05.2007 

13.11.2007 

15.11.2007 

14.11.2009 

15.06.2007 

31.12.2007 

15.11.2007 

14.05.2008 
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noch: Anlage 4 BMG 


Bundesinstitut für Arzneimittei und Medizinprodukte (BfArM) 


Einstellungen 2008 

von 

bis 

10 . 10.2008 

05 . 07.2009 

01 . 02.2008 

31 . 01.2010 

01 . 05.2008 

30 . 04.2009 

01 . 02.2008 

31 . 05.2009 

01 . 10.2008 

31 . 12.2008 

01 . 10.2008 

24 . 10.2011 

28 . 10.2008 

27 . 10.2010 

01 . 02.2008 

31 . 01.2010 

01 . 06.2008 

31 . 05.2010 

01 . 08.2008 

31 . 07.2010 

01 . 07.2008 

30 . 06.2009 

01 . 01.2008 

31 . 12.2008 

17 . 06.2008 

31 . 12.2008 

01 . 10.2008 

15 . 06.2009 

01 . 11.2008 

13 . 06.2009 

01 . 10.2008 

30 . 09.2010 

01 . 11.2008 

31 . 10.2010 

01 . 02.2008 

28 . 06.2008 

01 . 08.2008 

27 . 12.2008 

01 . 06.2008 

31 . 05.2010 

15 . 06.2008 

24 . 10.2011 

01 . 03.2008 

31 . 12.2008 

01 . 08.2008 

31 . 07.2010 


Einstellungen 2008 

von 

bis 

01 . 06.2008 

31 . 12.2008 

01 . 12.2008 

30 . 09.2009 

23 . 06.2008 

22 . 06.2009 

01 . 03.2008 

28 . 02.2009 

01 . 08.2008 

31 . 12.2009 

01 . 02.2008 

31 . 12.2008 

01 . 04.2008 

30 . 06.2008 

01 . 02.2008 

17 . 04.2009 

01 . 06.2008 

31 . 12.2010 

01 . 11.2008 

15 . 08.2010 

01 . 10.2008 

30 . 09.2010 

18 . 02.2008 

17 . 02.2009 

15 . 11.2008 

14 . 06.2010 

01 . 11.2008 

31 . 10.2010 

01 . 06.2008 

03 . 12.2008 

01 . 10.2008 

30 . 09.2010 

15 . 07.2008 

14 . 07.2010 

26 . 09.2008 

25 . 09.2012 

15 . 01.2008 

14 . 01.2010 

01 . 11.2008 

31 . 10.2009 

01 . 09.2008 

31 . 12.2008 

18 . 06.2008 

31 . 12.2008 

01 . 02.2008 

31 . 01.2010 
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noch: Anlage 4 - BMG 


Bundesinstitut für Arzneimittei und Medizinprodukte (BfArM) 


Einstellungen 2009 

von 

bis 

21.08.2009 

31.08.2010 

15.03.2009 

14.03.2011 

16.06.2009 

31.12.2010 

01.03.2009 

28.02.2011 

01.04.2009 

31.12.2011 

17.02.2009 

31.05.2012 

01.05.2009 

30.04.2011 

01.04.2009 

31.03.2011 

01.07.2009 

30.06.2011 

01.06.2009 

31.05.2011 

07.05.2009 

31.12.2013 

15.10.2009 

29.04.2011 

16.03.2009 

15.03.2011 

20.08.2009 

31.12.2012 

15.01.2009 

14.01.2010 

15.01.2009 

14.05.2011 

15.01.2009 

31.12.2012 

01.06.2009 

31.05.2011 

01.12.2009 

30.11.2011 

01.02.2009 

30.09.2010 

15.06.2009 

31.01.2010 

15.08.2009 

30.09.2012 

01.05.2009 

31.10.2009 

16.06.2009 

15.06.2011 


Einstellungen 2009 

von 

bis 

02.10.2009 

31.12.2011 

01.11.2009 

31.10.2011 

01.03.2009 

28.02.2011 

01.03.2009 

15.10.2011 

01.07.2009 

30.06.2011 

01.10.2009 

30.06.2011 

20.08.2009 

31.08.2010 

15.01.2009 

14.01.2011 

15.10.2009 

14.10.2010 

29.01.2009 

28.01.2011 

01.06.2009 

31.05.2011 

01.12.2009 

31.03.2011 

01.12.2009 

30.11.2011 

01.04.2009 

31.07.2011 

01.04.2009 

31.03.2011 

21.08.2009 

28.02.2010 

16.03.2009 

18.09.2009 

29.01.2009 

28.01.2011 

19.08.2009 

31.12.2013 

01.05.2009 

30.04.2010 

15.01.2009 

28.02.2011 

01.08.2009 

31.12.2011 

15.01.2009 

14.01.2011 

01.04.2009 

31.03.2011 
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noch: Anlage 4 - BMG 

Bundesinstitut für Arzneimittei und Medizinprodukte (BfArM) 


1 Einstellungen 2010 | 

von 

bis 

01 . 07.2010 

30 . 06.2012 

15 . 01.2010 

14 . 01.2012 

13 . 07.2010 

31 . 01.2012 

15 . 05.2010 

14 . 05.2012 

15 . 05.2010 

14 . 05.2012 

01 . 04.2010 

30 . 09.2010 

13 . 07.2010 

31 . 01.2012 

01 . 01.2010 

31 . 12.2011 

01 . 02.2010 

31 . 01.2012 

03 . 11.2010 

02 . 11.2013 

01 . 11.2010 

04 . 03.2012 

01 . 04.2010 

31 . 03.2013 

15 . 01.2010 

14 . 01.2012 

18 . 06.2010 

31 . 12.2011 

01 . 10.2010 

31 . 05.2013 

01 . 04.2010 

31 . 03.2012 

15 . 09.2010 

28 . 02.2011 

01 . 12.2010 

30 . 11.2012 

01 . 04.2010 

22 . 06.2010 

13 . 07.2010 

31 . 07.2011 

15 . 01.2010 

31 . 12.2013 

01 . 08.2010 

31 . 07.2011 

01 . 01.2010 

30 . 06.2012 

01 . 07.2010 

30 . 06.2012 

15 . 01.2010 

14 . 01.2012 

21 . 07.2010 

31 . 12.2013 

01 . 05.2010 

30 . 04.2011 

15 . 03.2010 

14 . 03.2011 

01 . 03.2010 

28 . 02.2013 

01 . 01.2010 

14 . 06.2011 

01 . 10.2010 

31 . 12.2012 

15 . 01.2010 

08 . 06.2011 


1 Einstellungen 2010 | 

von 

bis 

23 . 02.2010 

22 . 02.2012 

11 . 01.2010 

31 . 12.2011 

11 . 01.2010 

31 . 12.2011 

16 . 08.2010 

15 . 08.2012 

01 . 09.2010 

31 . 08.2011 

11 . 01.2010 

31 . 12.2011 

01 . 11.2010 

31 . 10.2012 

06 . 07.2010 

31 . 12.2013 

01 . 04.2010 

31 . 03.2012 

11 . 01.2010 

31 . 12.2011 

01 . 04.2010 

31 . 03.2012 

01 . 06.2010 

31 . 05.2012 

08 . 11.2010 

07 . 11.2012 

01 . 04.2010 

31 . 03.2012 

13 . 07.2010 

31 . 07.2011 

01 . 10.2010 

30 . 09.2013 

15 . 05.2010 

14 . 05.2012 

11 . 01.2010 

31 . 12.2011 

01 . 04.2010 

31 . 03.2013 

15 . 08.2010 

14 . 08.2012 

01 . 12.2010 

31 . 12.2011 

15 . 05.2010 

14 . 05.2012 

15 . 01.2010 

14 . 04.2011 

15 . 01.2010 

14 . 01.2012 

01 . 12.2010 

07 . 05.2012 

01 . 03.2010 

24 . 04.2012 

15 . 11.2010 

14 . 11.2013 

01 . 04.2010 

31 . 03.2013 

01 . 10.2010 

31 . 03.2011 

01 . 04.2010 

31 . 03.2013 

01 . 12.2010 

30 . 11.2012 

15 . 04.2010 

14 . 10.2010 
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Einstellungen 2010 | 

von 

bis 

15 . 08.2010 

15 . 03.2011 

01 . 10.2010 

30 . 09.2012 

15 . 11.2010 

14 . 11.2012 

15 . 01.2010 

14 . 01.2012 

15 . 01.2010 

14 . 01.2016 

01 . 04.2010 

31 . 03.2013 

16 . 08.2010 

28 . 02.2011 

15 . 01.2010 

14 . 01.2013 

01 . 08.2010 

31 . 07.2011 

01 . 12.2010 

13 . 07.2011 

01 . 11.2010 

13 . 07.2011 

01 . 05.2010 

30 . 04.2013 

01 . 11.2010 

30 . 04.2011 

15 . 03.2010 

31 . 10.2013 

01 . 02.2010 

31 . 12.2013 

15 . 07.2010 

14 . 07.2011 

01 . 12.2010 

15 . 05.2011 

01 . 12.2010 

31 . 08.2011 

01 . 12.2010 

30 . 11.2012 

15 . 01.2010 

31 . 01.2011 


Einstellungen 2010 

von 

bis 

01 . 07.2010 

30 . 06.2012 

01 . 06.2010 

31 . 05.2012 

15 . 03.2010 

14 . 03.2012 

01 . 01.2010 

31 . 12.2011 

01 . 03.2010 

29 . 02.2012 

01 . 02.2010 

31 . 01.2012 

13 . 07.2010 

31 . 01.2012 

06 . 07.2010 

31 . 07.2011 

11 . 01.2010 

31 . 12.2011 

01 . 04.2010 

31 . 03.2012 

01 . 10.2010 

31 . 03.2011 

15 . 04.2010 

31 . 01.2012 

01 . 04.2010 

31 . 03.2013 

15 . 10.2010 

14 . 10.2012 

15 . 01.2010 

30 . 06.2010 

15 . 07.2010 

14 . 07.2011 

01 . 05.2010 

30 . 04.2012 

15 . 11.2010 

14 . 11.2012 

01 . 10.2010 

09 . 05.2011 

01 . 11.2010 

31 . 10.2012 
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noch: Anlage 4 - BMG 


Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArl 


Einstellungen 2011 

von 

bis 

15 . 01.2011 

14 . 01.2014 

01 . 01.2011 

31 . 12.2012 

01 . 01.2011 

31 . 12.2012 

01 . 01.2011 

31 . 12.2012 

01 . 01.2011 

31 . 12.2012 

01 . 01.2011 

31 . 12.2013 

01 . 01.2011 

31 . 12.2012 

01 . 01.2011 

14 . 09.2011 


noch: Anlage 4 - BMG 


Bundeszentrale für Gesundheitliche Aufklärung (BzGA) 


Anzahl befristeter Verträge 2005 - 2011 

2005: 19 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Stand Dez.) 
2006: 22 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Stand Dez.) 
2007: 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Stand Dez.) 
2008: 44 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Stand Dez.) 
2009: 56 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Stand Dez.) 
2010: 69 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Stand Dez.) 
2011: 57 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Stand Januar) 
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noch: Anlage 4 - BMG 


Robert Koch-Institut (RKI) 


RKI befristete Verträge 2005 


Lfd.-Nr. 



von 

bis 

Lfd.-Nr. 

von 

bis 

1 

15.07.2004 

14.09.2009 

42 

01.01.2003 

23.11.2006 

2 

01.05.2004 

30.04.2007 

43 

21.10.2002 

30.06.2008 

3 

16.10.2002 

31.10.2012 

44 

01.05.2005 

30.11.2008 

4 

22.04.2003 

31.12.2011 

45 

01.07.2005 

30.06.2011 

5 

01.01.2005 

29.02.2008 

46 

01.07.2005 

31.12.2009 

6 

01.07.1999 

30.04.2009 

47 

15.02.2004 

31.01.2009 

7 

01.10.2003 

31.08.2007 

48 

01.09.2004 

28.02.2008 

8 

01.05.2003 

15.05.2006 

49 

01.01.2003 

14.04.2008 

9 

30.09.2005 

29.09.2008 

50 

01.07.2005 

30.06.2008 

10 

01.10.2005 

31.12.2009 

51 

01.09.2005 

31.10.2008 

11 

01.02.2003 

31.10.2010 

52 

22.03.2004 

31.07.2009 

12 

01.10.2002 

31.03.2006 

53 

01.08.2005 

31.05.2008 

13 

15.10.2005 

14.04.2008 

54 

01.08.2003 

31.03.2007 

14 

01.04.2001 

31.07.2011 

55 

15.03.2002 

30.06.2009 

15 

15.07.2005 

31.12.2008 

56 

15.03.2005 

14.03.2008 

16 

15.03.2002 

30.09.2011 

57 

16.08.1993 

31.12.2007 

17 

01.01.2001 

30.06.2007 

58 

01.01.2005 

17.06.2005 

18 

01.01.2005 

30.11.2010 

59 

30.09.2005 

31.12.2005 

19 

01.08.2002 

31.01.2008 

60 

01.06.2004 

31.03.2009 

20 

01.04.2005 

31.07.2007 

61 

15.10.1998 

31.08.2008 

21 

03.11.2005 

30.04.2012 

62 

01.01.2005 

06.05.2008 

22 

01.05.2005 

30.04.2008 

63 

01.04.2003 

31.12.2007 

23 

15.10.2002 

14.09.2008 

64 

06.06.2005 

15.05.2006 

24 

01.02.2003 

27.03.2008 

65 

15.09.2001 

31.07.2008 

25 

01.08.2000 

15.11.2006 

66 

01.09.2005 

31.05.2007 

26 

15.09.2005 

30.06.2009 

67 

01.08.2005 

30.06.2009 

27 

15.07.2004 

31.12.2009 

68 

01.08.1997 

28.02.2007 

28 

01.12.2003 

14.10.2010 

69 

01.09.2005 

30.06.2009 

29 

05.12.2005 

31.12.2008 

70 

01.03.2004 

31.03.2009 

30 

01.04.2005 

30.09.2008 

71 

01.12.2005 

30.06.2007 

31 

01.06.2005 

31.05.2008 

72 

16.09.2002 

30.06.2009 

32 

01.09.2005 

31.07.2009 

73 

15.02.2005 

31.08.2009 

33 

26.09.2005 

25.09.2007 

74 

01.11.2002 

21.05.2008 

34 

15.10.2002 

31.12.2007 

75 

01.12.2001 

29.02.2008 

35 

01.07.2003 

30.04.2006 

76 

01.01.2004 

30.04.2008 

36 

01.04.2004 

31.12.2010 

77 

01.10.2001 

14.09.2008 

37 

01.06.1999 

08.04.2009 

78 

01.10.2005 

30.09.2008 

38 

01.07.2004 

31.12.2009 

79 

01.11.2005 

31.08.2008 

39 

01.04.2005 

31.03.2010 

80 

18.12.2004 

31.12.2013 

40 

15.03.2004 

14.05.2008 

81 

01.01.2005 

14.07.2010 

41 

01.08.2002 

31.12.2008 
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Paul-Ehrlich-Institut 


Befristete Arbeitsverträge im Zeitraum von 2005-201 1 


2005 

290 


2006 

299 


2007 

281 


2008 

304 


2009 

298 


2010 

292 


2011 

292 


Alle Beschäftigungsverhältnisse basieren auf § 14 Abs. 1 bzw. Abs. 2 Teilzeit- und Befristungsgesetz 
sowie der Drittmittelforschung. 



Anlage 5 - BMBF 


Jahr der 

Einstellung 

Anzahl 

Dauer 

Zeitvertrag 

<= 1 Jahr 

Dauer 

Zeitvertrag 

<= 2 Jahre 

Dauer 

Zeitvertrag 

<= 3 Jahre 

Dauer 

Zeitvertrag 

<= 4 Jahre 

Dauer 

Zeitvertrag 

<= 5 Jahre 

Dauer 

Zeitvertrag 

>= 5 Jahre 

2005 

37 

5 

1 

5 

18 

3 

5 

2006 

20 

0 

0 

8 

6 

1 

5 

2007 

12 

1 

4 

4 

0 

1 

2 

2008 

15 

1 

3 

3 

5 

2 

1 

2009 

12 

0 

10 

1 

0 

1 

0 

2010 

28 

11 

16 

0 

1 

0 

0 

2011 

5 

0 

5 

0 

0 

0 

0 
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Anlage 6 - BMZ 


Jahr 

Anzahl befr. Verträge 

Durchschnittliche Dauer in Monaten 

2005 

20 

16 

2006 

10 

16 

2007 

27 

17 

2008 

7 

8 

2009 

9 

13 

2010 

17 

21 

2011 

1 

3 


Jahr 


Anzahl abgeschlossener 

befristeter Verträge Dauer (Monate) 


Summe der 

abgeschlossenen Durchschnittliche 

befristeten Vertragsdauer 

Verträge / Beschäftigter (gerundet) 


2005 

1 

6 




1 

2 




1 

3 




1 

20 




1 

24 




1 

10 




1 

48 




1 

3,5 




1 

44,5 




1 

5 




1 

6 




1 

2,5 




1 

32 




1 

9 




1 

18 




1 

46 




1 

8,5 




1 

2 




1 

1 




1 

30 

20 

16 

2006 

1 

5 




1 

29 




1 

24 




1 

12 




1 

12 




1 

24 




1 

24 




1 

12 




1 

6 




1 

9 

10 

16 

2007 

1 

12 




1 

12 




1 

15 




1 

12 




1 

10 




1 

6 




1 

42 




1 

15 
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noch Anlage 6 - BMZ 


Anzahl abgeschlossener 

Jahr befristeter Verträge Dauer (Monate) 

Summe der 
abgeschlossenen 
befristeten 
Verträge 

Durchschnittliche 
Vertragsdauer 
/ Beschäftigter (gerundet) 

noch 2007 1 

12 



1 

21 



1 

17 



1 

11 



1 

15 



1 

9,5 



1 

8 



1 

36 



1 

12 



1 

12 



1 

16 



1 

12 



1 

12 



1 

12,5 



1 

12 



1 

12 



1 

12,5 



1 

15 



1 

70 

27 


2008 1 

24 



1 

7,5 



1 

8,5 



1 

4 



1 

5,5 



1 

5 



1 

3 

7 

8 

2009 1 

24 



1 

24 



1 

8 



1 

8 



1 

2 



1 

7 



1 

18 



1 

12 



1 

18 

9 

13 

2010 1 

24 



1 

24 



1 

24 



1 

24 



1 

48 



1 

12 



1 

24 



1 

24 



1 

12 



1 

15 



1 

12 
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noch Anlage 6 - BMZ 


Jahr 

Anzahl abgeschlossener 
befristeter Verträge 

Dauer (Monate) 

Summe der 
abgeschlossenen 
befristeten 
Verträge 

Durchschnittliche 
Vertragsdauer 
/ Beschäftigter (gerundet) 

noch 2010 

1 

12 




1 

12 




1 

12 




1 

24 




1 

24 




1 

27 

17 

21 

2011 

1 

3 

1 

3 


1 0 . Abgeordneter 

Michael 

Hartmann 

(Wackernheim) 

(SPD) 


Besteht aus Sicht der Bundesregierung die Ge- 
fahr, dass mit Hilfe von befristeten Arbeitsver- 
trägen die mit der Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift eingeführte Berichtspflicht gegen- 
über dem Deutschen Bundestag umgangen 
wird, und wenn nein, warum besteht dieses Ri- 
siko ausdrücklich nicht? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 4. Februar 2011 

Die von den Ressorts genannten Gründe für die Schwankungen 
beim Einsatz befristeter Arbeitskräfte lassen nicht erkennen, dass 
eine Umgehung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift praktiziert 
wird. Im Übrigen wird auf den Buchstaben a der Antwort zu Frage 9 
verwiesen. 


1 1 . Abgeordneter 

Michael 

Hartmann 

(Wackernheim) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung befristete Arbeits- 
verträge in der Bundesverwaltung bekannt, die 
auf Basis und mit dem Wissen einer Rückkehr- 
garantie zum vorherigen Arbeitgeber geschlos- 
sen wurden, und wenn ja, wie hat sich diese 
Zahl seit 2005 entwickelt (bitte detaillierte ta- 
bellarische Auflistung nach Jahr, Bundesminis- 
terium, Anzahl der befristeten Arbeitsverträge 
mit Rückkehrgarantie)? 
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Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 4. Februar 2011 

Die Daten werden grundsätzlich nicht erhoben. Die erhobenen Da- 
ten beruhen daher lediglich auf dem Erkenntnisstand der Personal- 
referate der Ressorts. 


Ressort 

lfd. Nr. 

befristet von - bis 

BK 

1 

1 . Mai 2008 bis 31 . August 201 0 

Anm: Mitarbeiter wurde direkt im Anschluss an die Befristung 
unbefristet weiter beschäftigt 

BMZ 

1 

15. März 2008 bis 14. März 2010 


2 

1 . November 2008 bis 31 . März 201 0 

BMJ 

0 

0 

BMI 

0 

0 

BMFSFJ 

0 

0 

BMU 

0 

0 


Im Übrigen waren Rückkehrgarantien nicht bekannt oder konnten 
in der Kürze der Zeit nicht erhoben werden. 


12. Abgeordneter 

Memet 

Kilic 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In wie vielen Eällen und aufgrund welcher kon- 
kreten Integrationsleistungen wurden jährlich 
seit 2007 Anträge auf Einbürgerung nach 
sechs Jahren wegen besonderer Integrations- 
leistungen gemäß § 1 0 Absatz 3 Satz 2 des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) bewilligt 
und abgelehnt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 9. Februar 2011 

Nach § 36 des Staatsangehörigkeitsgesetzes werden jährliche Erhe- 
bungen über Einbürgerungen durchgeführt. Die Zahl der Anträge 
und die Ablehnungsgründe werden nicht erfasst. 

Nach der Einbürgerungsstatistik gab es in den Jahren 2007 bis 2009 
insgesamt 2 243 (0,7 Prozent) Eälle der Verkürzung der Mindest- 
aufenthaltszeit nach § 10 Absatz 3 StAG (nach Jahren: 2007: 257 
(0,2 Prozent); 2008: 715 (0,8 Prozent); 2009: 1271 (1,3 Prozent)). 
Die Zahlen für das Jahr 2010 liegen noch nicht vor. 

Eine weitere Differenzierung, ob die Verkürzungen wegen Teilnah- 
me an einem Integrationskurs (sieben Jahre) oder wegen besonderer 
Integrationsleistungen (sechs Jahre) erfolgten und auf welchen Inte- 
grationsleistungen sie beruhten, erfolgt nicht. 
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13. 


Abgeordneter 

Dr. Konstantin 
von Notz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eür wann ist nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Unterzeichnung des seit mehreren 
Monaten in der Abstimmung befindlichen 
Harmonisierungspapiers zum zukünftigen 
Umgang mit Hinweisen auf kinderpornogra- 
phische Webseiten beim Bundeskriminalamt, 
den deutschen Beschwerdestellen (eco e. V., 
ESM e. V., jugendschutz.net) sowie der Bun- 
desprüfstelle für jugendgefährdende Medien 
(BPjM) vorgesehen, und warum kam es nach 
Kenntnis der Bundesregierung, auch vor dem 
Hintergrund der in Kürze bereits auslaufenden 
einjährigen Evaluierung der im Zuge der teil- 
weisen Aussetzung des Zugangserschwerungs- 
gesetzes intensivierten Löschbemühungen, bis- 
her noch nicht zur Unterzeichnung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 8. Februar 2011 

Nachdem der Abstimmungsprozess zwischen den Beteiligten weitge- 
hend abgeschlossen ist, ist die Unterzeichnung des Harmonisierungs- 
papiers zeitnah zu erwarten. Der aus den komplexen rechtlichen wie 
technischen Eragestellungen resultierende erhebliche Abstimmungs- 
bedarf zwischen den Beteiligten stand einer früheren Einalisierung 
entgegen. 

Ungeachtet der ausstehenden Unterzeichnung des Harmonisierungs- 
papiers werden alle dem Bundeskriminalamt bekannt gewordenen 
Hinweise über im Ausland gehostete Missbrauchsdarstellungen von 
Kindern bereits seit Oktober 2010 nicht nur über den Interpol-Weg 
an das betreffende Land weitergemeldet, sondern auch parallel an 
die jeweilige INHOPE-Partnerstelle in den jeweüs betroffenen Län- 
dern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


14. Abgeordnete 

Katja 

Mast 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darü- 
ber, wie viele Menschen bundesweit Zahlungs- 
aufforderungen für eine angebliche Nutzung 
bestimmter Angebote im Internet (beispiels- 
weise Musikdownloads) erhalten, ohne diese 
tatsächlich in Anspruch genommen zu haben, 
und welche Maßnahmen ergreift die Bundesre- 
gierung, um diesem Missbrauch (beispielswei- 
se der IP-Adressen sowie personenbezogener 
Daten) zu begegnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 7. Februar 2011 

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen darüber vor, wie viele 
Menschen bundesweit Zahlungsaufforderungen für eine angebliche 
Nutzung bestimmter Angebote im Internet erhalten. Nach den allge- 
meinen zivilprozessualen Regelungen ist es grundsätzlich Sache des 
Rechtsinhabers, d. h. des Inhabers von Urheber- oder Nutzungsrech- 
ten, die Rechtsverletzung nachzuweisen. Welche Anforderungen an 
die Darlegung und den Beweis der Rechtsverletzung zu stellen sind, 
muss anhand der konkreten Umstände des Einzelfalls vom jeweils 
zuständigen Gericht entschieden werden. 


15. 


Abgeordneter 

Dr. Konstantin 
von Notz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat sich die Bundesregierung bezüglich der 
nach einem Jahr anstehenden Evaluierung des 
in Teilen ausgesetzten Zugangserschwerungs- 
gesetzes bereits auf ein Datum verständigt, 
und ist nunmehr koalitionsintern geklärt, wie 
die Ausgestaltung der Evaluierung aussehen 
und welches/welche der beteiligten Bundes- 
ministerien sie vornehmen wird oder bleibt es 
dabei, dass die Evaluierung von einem „fachli- 
chen, unabhängigen Institut“, wie dies die da- 
mals für das Gesetz zuständige Bundesministe- 
rin für Eamilie, Senioren, Erauen und Jugend, 
Dr. Ursula von der Eeyen, im Vorfeld der Ver- 
abschiedung des Gesetzes in Aussicht gestellt 
hat (SPIEGEE ONEINE vom 26. Mai 2009), 
vorgenommen werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 8. Februar 2011 

Sämtliche angesprochenen Fragen zur Evaluierung der Anwendung 
des Zugangserschwerungsgesetzes sind gegenwärtig noch Gegen- 
stand von Abstimmungen innerhalb der Bundesregierung. 


16. Abgeordnete 

Marianne 

Schieder 

(Schwandorf) 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung den Gesetz- 
entwurf zum besseren Schutz der Verbrauche- 
rinnen und Verbraucher vor Kostenfallen im 
elektronischen Geschäftsverkehr im Kabinett 
beschließen, und wann ist im Hinblick auf die 
Notifizierungspflicht gegenüber der EU frü- 
hestens mit einem Inkrafttreten des Gesetzes 
zu rechnen (siehe Pressemeldung Nr. 165 der 
Bundesministerin für Ernährung, Eandwirt- 
schaft und Verbraucherschutz, Ilse Aigner, 
vom 23. September 2010 „Ein solches Notifi- 
zierungsverfahren kann im Schnitt länger als 
ein Jahr dauern“)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 9. Februar 2011 

Das Bundesministerium der Justiz hat den interessierten Fachver- 
bänden und den Landesjustizverwaltungen in einer mündlichen An- 
hörung am 3. und 4. Februar 2011 Gelegenheit gegeben, zu dem Re- 
ferentenentwurf eines Gesetzes zum besseren Schutz der Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher vor Kosten im elektronischen Geschäfts- 
verkehr umfassend Stellung zu nehmen. Nach Auswertung der Er- 
gebnisse dieser Anhörung sowie unter Berücksichtigung des weiteren 
EU-Rechtsetzungsverfahrens zur Richtlinie über die Rechte der Ver- 
braucher soll der Gesetzentwurf so schnell wie möglich im Kabinett 
beraten werden. Ziel ist eine EU-konforme Regelung, die noch vor 
Ablauf der Umsetzungsfrist der künftigen Verbraucherrechtericht- 
linie in Kraft tritt. 

Der Gesetzentwurf enthält Vorschriften für Dienste der Informa- 
tionsgesellschaft, so dass gemäß der Richtlinie 98/34/EG über ein In- 
formationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen 
Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informations- 
gesellschaft vom 22. Juni 1998 in Verbindung mit der Richtlinie 98/ 
48/EG vom 20. Juli 1998 zur Änderung der Richtlinie 98/34/EG ein 
Notifizierungsverfahren durchzuführen ist. Die in diesem Verfahren 
einzuhaltende Stillhaltefrist kann in besonderen Einzelfällen bis zu 
1 8 Monate betragen. Die konkrete Dauer hängt von der Reaktion 
der EU-Kommission in diesem Verfahren ab, u. a. von ihrer Bewer- 
tung, ob der notifizierte Entwurf zu einem Widerspruch mit einer in 
Vorbereitung befindlichen EU-Maßnahme führen würde. 


17. Abgeordnete 

Marianne 

Schieden 

(Schwandorf) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die in der am 24. Ja- 
nuar 2011 im Agrarrat verabschiedete EU- 
Richtlinie über die Rechte der Verbraucher 
vorgesehene „Button“-Regelung zum Schutz 
der Verbraucherinnen und Verbraucher für 
ausreichend (siehe Pressemeldung der Bundes- 
ministerin für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, Ilse Aigner, vom 1. Febru- 
ar 2011 „Der Rat einigte sich grundsätzlich 
auf die Einführung einer Button-Regelung. 
Deutschland hat hinsichtlich der Ausführung 
allerdings Vorbehalte deutlich gemacht und 
wird im weiteren Verfahren auf Verbesserun- 
gen dringen“), und wann ist mit einer Verab- 
schiedung der Richtlinie zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler 
vom 9. Februar 2011 

Der Rat hat im Hinblick auf den Richtlinienvorschlag über die Rech- 
te der Verbraucher über dessen allgemeine Ausrichtung am 24. Ja- 
nuar 2011 beschlossen. Im Rat der Europäischen Union für Land- 
wirtschaft und Fischerei wurde darüber ohne Aussprache (A-Punkt) 
mit der erforderlichen qualifizierten Mehrheit gegen die Stimmen 
von Deutschland, Malta und Spanien abgestimmt. Deutschland hat 
eine Behandlung des Richtlinienvorschlags als A-Punkt abgelehnt 
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und eine Aussprache im zuständigen Wettbewerbsfähigkeitsrat gefor- 
dert, weil dieser Entwurf aus Sicht der Bundesregierung in einzelnen 
Punkten noch verbessert werden sollte. Dazu gehören auch die Rege- 
lungen, die den Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher bei 
Vertragsabschlüssen im Internet zum Ziel haben. Der Zeitpunkt der 
Verabschiedung der Richtlinie hängt vom weiteren Gang des Recht- 
setzungsverfahrens im Europäischen Parlament (EP) ab. Die erste 
Eesung im EP soll im März 2011 stattfmden. Die ungarische EU- 
Ratspräsidentschaft hat angekündigt, dass sie eine Einigung über das 
Vorhaben zwischen Rat und EP zur ersten Eesung anstrebe. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Dürfen steuerlich begünstigte Erdgas- und Au- 
togaskraftstoffe laut EU-Recht günstiger ange- 
boten werden als Biokraftstoffe, und falls ja, 
welche beihilferechtliche Regelung gilt hier, 
die eine Benachteiligung der Biokraftstoffe im 
Vergleich zu den Kraftstoffen fossiler Her- 
kunft ermöglicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hartmut Koschyk 
vom 8. Februar 2011 

Die Energiesteuerrichtlinie sieht für fossile Elüssiggas- und Erdgas- 
kraftstoffe jeweils eigene Mindeststeuersätze vor. Da die Richtlinie 
keinen Mindeststeuersatz für Biokraftstoffe festlegt, gelten für die 
einzelnen Biokraftstoffarten grundsätzlich die gleichen Steuersätze 
wie für den jeweüs vergleichbaren fossilen Kraftstoff. Steuerbefrei- 
ungen oder ermäßigte Steuersätze für Biokraftstoffe sind lediglich im 
Rahmen des Artikels 1 6 der Energiesteuerrichtlinie und des beihilfe- 
rechtlichen Überkompensationsverbotes gemeinschaftsrechtlich zu- 
lässig. Das beihüferechtliche Überkompensationsverbot besagt im 
Wesentlichen, dass Steuersubventionen für Biokraftstoffe dann zuläs- 
sig sind, wenn sie auf die Deckung des Unterschieds zwischen den 
Produktionskosten für den Biokraftstoff und dem Marktpreis des 
fossilen Konkurrenzproduktes beschränkt sind. Die im Energie- 
steuergesetz vorgesehene vollständige Steuerbefreiung von Biogas 
als Konkurrenzprodukt zu fossilem Erdgaskraftstoff wurde vor die- 
sem Hintergrund von der Europäischen Kommission genehmigt. 


19. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe werden die externen Kosten 
des Ausstoßes von Treibhausgasen bei der Ver- 
brennung von Diesel derzeit in Deutschland 
steuerlich über die Mineralölsteuer internali- 
siert, und in welchem Umfang sind die Kosten 
der Umweltbelastung durch Treibhausgase in 
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die Berechnung des fossilen Referenzkraftstof- 
fes in die Über-/Unterkompensation einbe- 
zogen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hartmut Koschyk 
vom 8. Februar 2011 

In der Bundesrepublik Deutschland gilt ein im Vergleich zu den 
meisten anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union höherer 
Steuersatz für fossilen Dieselkraftstoff (470,40 Euro/ 1 000 1). Der 
Steuersatz wurde zuletzt im Rahmen der sog. ökologischen Steuerre- 
form in mehreren Stufen erhöht. Mit der Erhöhung sollte auch um- 
weltpolitischen Gesichtspunkten Rechnung getragen werden. 

Eür eine Einbeziehung der Kosten der Umweltbelastung durch fossi- 
le Kraftstoffe in die jährlich durchzuführende Überkompensations- 
berechnung besteht aus beihilferechtlichen Gründen kein Raum. Be- 
zugsgrößen für die Überkompensationsberechnung sind nach den 
Vorgaben der Europäischen Kommission die Produktionskosten des 
Biokraftstoffes auf der einen Seite (einschließlich des Mehrver- 
brauchs und erhöhter Betriebskosten) und der Marktpreis des fossi- 
len Referenzkraftstoffes auf der anderen Seite. 


20. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(DIE EINKE.) 


Wie begründet es die Bundesregierung, dass 
nach dem Programmablaufplan 2011 zur Er- 
mittlung der Eohnsteuer der zu berücksichti- 
gende Beitragssatz der Krankenversicherung 
im Rahmen der Berechnung der Vorsorgepau- 
schale nach § 39b des Einkommensteuergeset- 
zes (EStG) 7,9 Prozent beträgt (ebenso auf der 
Internetseite des Bundesministeriums der 
Einanzen, Abgabenrechner, Berechnung der 
Eohnsteuer 2011), obwohl nach den Änderun- 
gen des § 241 des Eünften Buches Sozialgesetz- 
buch (SGB V) und der damit verbundenen 
Erhöhung des allgemeinen Beitragssatzes auf 
15,5 Prozent durch das GKV-Einanzierungs- 
gesetz der Arbeitnehmeranteil inzwischen 
8,2 Prozent beträgt, und kommt es in diesen 
Eällen zu einer nicht sachgerechten Ermittlung 
der Vorsorgepauschale, wenn im Rahmen der 
Eohnsteuerberechnungen in den Betrieben 
nicht ein Wert von 8,2 Prozent unterstellt wird, 
so dass im Ergebnis bei einer Beibehaltung 
von 7,9 Prozent die Vorsorgepauschale zu ge- 
ring ausfällt und Arbeitnehmer zur korrekten 
steuerlichen Berücksichtigung des Kranken- 
kassenbeitrages eine Veranlagung durchführen 
müssen (bitte mit Begründung)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hartmut Koschyk 
vom 10. Februar 2011 

Durch das Gesetz zur verbesserten steuerlichen Berücksichtigung 
von Vorsorgeaufwendungen (Bürgerentlastungsgesetz Krankenversi- 
cherung) vom 16. Juli 2009 (BGBl. I S. 1959, BStBl I S. 782) hat sich 
der Abzug von Vorsorgeaufwendungen ab dem 1. Januar 2010 in 
wesentlichen Bereichen geändert. Dies betrifft neben dem Abzug 
sonstiger Vorsorgeaufwendungen als Sonderausgaben im Rahmen 
der Veranlagung zur Einkommensteuer auch die Berücksichtigung 
von Vorsorgeaufwendungen im Lohnsteuerabzugsverfahren über die 
Vorsorgepauschale (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 und Absatz 4 
des Einkommensteuergesetzes). 

Die Vorsorgepauschale ist so bemessen, dass sie die regelmäßig an- 
fallenden Vorsorgeaufwendungen der Arbeitnehmer umfasst. Sie 
setzt sich aus mehreren Teilbeträgen zusammen. Ein Teilbetrag wird 
dabei für die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung ange- 
setzt (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b EStG). Ist ein 
Arbeitnehmer in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversi- 
chert oder freiwillig versichert, wird auf Grundlage des steuerlichen 
Arbeitslohns typisierend ein Arbeitnehmeranteil für die Krankenver- 
sicherung eines pflichtversicherten Arbeitnehmers berechnet. Hier- 
bei wird auf den ermäßigten Beitragssatz nach § 243 des Eünften 
Buches Sozialgesetzbuch abgestellt. Im Ergebnis wird dadurch be- 
reits bei der Vorsorgepauschale berücksichtigt, dass die auf das 
Krankengeld entfallenden Beitragsteile grundsätzlich nicht als 
Sonderausgaben abziehbar sind (§10 Absatz 1 Nummer 3 Buchsta- 
be a EStG). Danach ergibt sich ab dem 1. Januar 2011 bei der Vor- 
sorgepauschale ein anzusetzender Beitragssatz von 7,9 Prozent 
(Summe des Arbeitnehmeranteils von 0,9 Prozent und der Hälfte des 
paritätischen Anteils von 14 Prozent). Die Vorsorgepauschale ist so- 
mit nicht zu gering; Arbeitnehmer müssen allein wegen der steuerlich 
abziehbaren Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung keine 
Einkommensteuererklärung einreichen. 

Der bei der Vorsorgepauschale maßgebliche Beitragssatz von derzeit 
7,9 Prozent wurde im Übrigen bei der Aufstellung der Programm- 
ablaufpläne für die maschinelle Berechnung der Lohnsteuer und für 
die Erstellung von Lohnsteuertabellen jeweils in 2011 berücksichtigt 
(siehe Schreiben des Bundesministeriums der Einanzen vom 2 1 . Ok- 
tober 2010, BStBl I S. 2013 und 1238). 


2 1 . Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Verdachtsanzeigen nach den §§11 
und 14 des Gesetzes über das Aufspüren von 
Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwä- 
schegesetz - GwG) sind beim Bundeskriminal- 
amt (Zentralstelle für Verdachtsanzeigen, § 10 
GwG) in den Jahren 2009 und 2010 für den 
Bereich eingegangen, über den die Bundeslän- 
der nach § 16 Absatz 2 Nummer 9 GwG die 
Aufsicht ausüben (mit der Bitte um Differen- 
zierung nach Bundesländern, Jahren sowie 
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nach den Berufsgruppen „Immobilienmakler“, 
„Personen, die gewerblich mit Gütern han- 
deln“, „Spielbanken“, „Sonstige“)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hartmut Koschyk 
vom 7. Februar 2011 

Im Jahr 2009 gingen beim Bundeskriminalamt - Zentralstelle für 
Verdachtsanzeigen - 21 Geldwäscheverdachtsanzeigen von Ver- 
pflichteten ein, die von den Bundesländern nach § 16 Absatz 2 Num- 
mer 9 des Geldwäschegesetzes beaufsichtigt werden. Hierbei erstatte- 
ten Immobilienmakler eine, Personen, die gewerblich mit Gütern 
handeln zwölf und Spielbanken acht Geldwäscheverdachtsanzeigen 
nach § 1 1 GwG. Anzeigen nach § 14 GwG sind aus den Bundes- 
ländern im Jahr 2009 nicht eingegangen. Allerdings haben Finanzbe- 
hörden der Länder (Finanzämter) insgesamt 248 Verdachtsanzeigen 
nach § 31b Absatz 4 der Abgabenordnung im Jahr 2009 erstattet. 

Nach dem Kenntnisstand des Bundeskriminalamtes ist dabei die 
durch einen Immobilienmakler erstattete Geldwäscheverdachtsanzei- 
ge dem Land Niedersachsen zuzuordnen. Die von Personen, die ge- 
werblich mit Gütern handeln erstatteten Geldwäscheverdachtsanzei- 
gen verteilen sich auf die Länder Nordrhein-Westfalen (8), Hamburg 
(2) und je eine auf Bayern und Berlin. Sieben der Geldwäschever- 
dachtsanzeigen von Spielbanken stammen aus Bayern, eine aus 
Nordrhein-Westfalen. 

Für das Jahr 2010 liegt noch keine abschließende Aufbereitung der 
Zahlen für die der Aufsicht der Bundesländer nach § 16 Absatz 2 
Nummer 9 GwG unterliegenden Verpflichteten vor. Von Seiten der 
Finanzbehörden (Finanzämter) wurden (vorläufig) 271 Verdachtsan- 
zeigen abgegeben. 


22. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit wie vielen Stellen (in Vollzeitäquivalenten) 
sind nach Kenntnis der Bundesregierung je- 
weils die Aufsichtsbehörden der Bundesländer 
gemäß § 16 Absatz 2 Nummer 9 GwG ausge- 
stattet, insbesondere vor dem Hintergrund von 
Artikel 37 Absatz 2 der sog. 3. EU-Geldwä- 
scherichtlinie (Richtlinie 2005/60/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates), wo- 
nach die „Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass 
die zuständigen Behörden über [...] die zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben angemessenen 
Mittel verfügen“? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hartmut Koschyk 
vom 7. Februar 2011 

Eine genaue Quantifizierung der Stellen ist auf Grundlage der von 
den Ländern erhaltenen Informationen nicht möglich, da vielfach 
der Stellenanteil, der auf die Aufsichtsaufgaben nach dem Geldwä- 
schegesetz entfällt, nicht separat ausgewiesen wird. Hinzu kommt, 
dass die Aufsicht über die verschiedenen Verpflichteten innerhalb 
eines Landes in aller Regel von verschiedenen Ressorts oder nachge- 
ordneten Behörden mit jeweils eigenen Organisationsstrukturen 
wahrgenommen wird. Aussagekräftige Daten stehen der Bundes- 
regierung derzeit daher nicht zur Verfügung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


23. Abgeordneter 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Spiegelt der Vorschlag des Maritimen Koordi- 
nators, aufgrund der wiederholten Angriffe 
von Piraten auf deutsche Handelsschiffe vor 
der Küste Somalias am Horn von Afrika eine 
Sperrung des gesamten Seeraums in dem ge- 
fährdeten Gebiet zu erwägen, die Haltung der 
Bundesregierung wider, und wenn ja, welche 
Schritte plant sie, um diese Maßnahme zu er- 
reichen (vgl. Lrankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 1. Lebruar 2011)? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 9. Februar 2011 

Der Maritime Koordinator hat im Nachgang zu einem von ihm ini- 
tiierten Meinungsaustausch zur Piraterieproblematik am 24. Januar 
2011 einen Prüfkatalog zusammengestellt, der den zuständigen Res- 
sorts, dem Verband Deutscher Reeder (VDR), der Gewerkschaft 
ver.di sowie der Deutschen Seemannsmission zwischenzeitlich zuge- 
leitet wurde. Der Katalog umfasst zu prüfende Maßnahmeoptionen, 
die in dem genannten ressortübergreifenden Gespräch im Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und Technologie diskutiert oder im Nach- 
gang an den Maritimen Koordinator herangetragen wurden. Die 
jeweils zuständigen Ressorts bzw. der VDR, ver.di und die Deutsche 
Seemannsmission sind nun angehalten, Optionen zu prüfen und zu 
bewerten. So wurde der VDR u. a. gebeten, zu prüfen, welche wirt- 
schaftlichen Folgen bzw. welche Kostenbilanz und welchen Nutzen 
die grundsätzliche oder im Einzelfall (besonders durch niedrigen 
Freibord und/oder geringe Geschwindigkeit sowie bestimmte La- 
dung gefährdete Schiffe) angewendete Umfahrung besonders gefähr- 
deter Gebiete hätte. 
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24. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum hat das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie (BMWi) die Einanzie- 
rung der Agentur für Materialeffizienz einge- 
stellt, und wie viele Mitarbeiter auf Vollzeit- 
stellen beschäftigen sich im BMWi mit dem 
Thema Materialeffizienz (ohne Energie)? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 8. Februar 2011 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie hat die Eör- 
derung im Bereich Materialeffizienz neu geordnet mit dem Ziel, die- 
se effizienter zu gestalten und die Reichweite zu erhöhen. Inhaltlich 
wurde die Eörderung um den Bereich Rohstoffeffizienz erweitert. 
Beratungen zu Rohstoff- und Materialeffizienz werden künftig - in 
enger Verzahnung mit den Aktivitäten der neu geschaffenen Deut- 
schen Rohstoffagentur - im Rahmen des gutscheinbasierten BMWi- 
Programms „go-Inno“ gefördert. Die Eörderkonditionen wurden 
dabei noch stärker am Bedarf der adressierten Zielgruppen ausge- 
richtet. Im BMWi sind mehrere Personen mit dem Thema Material- 
effizienz befasst (insgesamt 1,1 Vollzeitstellen). 


25. Abgeordnete 
Ingrid 
Hönlinger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregie- 
rung, um die derzeit lückenhafte Breitbandver- 
sorgung im Eandkreis Ludwigsburg zu verbes- 
sern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach 
vom 11. Februar 2011 

Die Bundesregierung hat auf Bundestagsdrucksache 17/4348 vom 
29. Dezember 2010 (Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) umfassend 
über ihre Maßnahmen zur Verbesserung der Breitbandversorgung in 
Deutschland berichtet. 

Die beigefügte Karte stellt die Versorgungssituation mit mindestens 
1 Mbit/s des Landkreises Ludwigsburg mit Stand Ende 2010 dar. 
Lediglich die Gemeinde Oberstenfeld weist einen Versorgungsgrad 
von rund 93 Prozent auf. 

Nach Auskunft der Netzbetreiber gegenüber dem Breitbandatlas des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie hat zumindest 
in der Gemeinde Sachsenheim der LTE-Ausbau begonnen. Weiter- 
hin ist darauf hinzuweisen, dass das Ministerium für Ländlichen 
Raum, Ernährung und Verbraucher schütz in Baden-Württemberg 
am 2. Februar 2011 angekündigt hat, zusätzliche 15 Mio. Euro für 
schnelles Internet bereitzustellen. 



Breitbandverfügbarkeit Kreis Ludwigsburg 
> 1 Mbit/s alle Technologien 
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26. 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konkreten Aufträge wurden für das 
Projekt, das der Vorsitzende des Eenkungsaus- 
schusses des Petersburger Dialogs, Dr. h. c. 
Eothar de Maiziere, als „eines der größten 
Bauvorhaben Berlins [...] gleichzeitig Referenz- 
projekt auf dem Gebiet der deutsch-russischen 
Zusammenarbeit im Energiebereich“ in einer 
Rede im September 2008 als Berlins erstes 
C02-neutrales Großbauvorhaben angekündigt 
hatte, vergeben, und welche Eunktionen haben 
die Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena) 
und der angekündigte Projektpartner Europä- 
isches Energie Eorum (EUREE) übernom- 
men? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 8. Februar 2011 

Die Bundesregierung hat keine Aufträge zur Entwicklung des Euro- 
päischen Energie Eorums vergeben. EUREE wird als private Initiati- 
ve des Unternehmens EUREE AG mit Unterstützung der EUREE- 
Institut Berlin gGmbH, deren Geschäftsführer Dr. h. c. Eothar de 
Maiziere ist, entwickelt und aufgebaut. 

Die Deutsche Energie-Agentur GmbH hat keine Eunktionen bei 
EUREE. Sie hat 2008 im Auftrag der EUREE AG ein Energiekon- 
zept für das EUREE-Gelände erarbeitet sowie eine Veranstaltung 
für EUREE organisiert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


27. Abgeordneter 

Matthias W. 
Birkwald 

(DIE EINKE.) 


Wie viele Personen sind 2009 (differenziert 
nach der Gesamtzahl, dem Geschlecht, dem 
Rentenzahlbetrag und dem jeweiligen Abstand 
des Rentenzahlbetrags zum vormaligen Brutto- 
lohn) vor Erreichen der gesetzlichen Regelal- 
tersgrenze in eine Alters- oder Erwerbsminde- 
rungsrente gegangen, und welche finanziellen 
Auswirkungen hätte es für die gesetzliche Ren- 
tenversicherung, würde statt der bisherigen 
Anrechnungsregelung bei vorgezogenen Al- 
tersrenten die Differenz des Rentenzahlbetrags 
zum vormaligen Bruttolohn als Ereibetrag an- 
gesetzt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 8. Februar 2011 

Angaben zu Anzahl, durchschnittlichem Rentenzahlbetrag und Ver- 
hältnis des Rentenzahlbetrags zum durchschnittlichen beitragspflich- 
tigen Entgelt im Jahr vor dem Leistungsfall sind für die Zugänge in 
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit im Jahr 2009 differen- 
ziert nach Geschlecht, Jahr des Leistungsfalls und Klassen des durch- 
schnittlichen beitragspflichtigen Entgelts in den Tabellen la bis If 
dargestellt. Angaben zu Anzahl, durchschnittlichem Rentenzahlbe- 
trag und Verhältnis des Rentenzahlbetrags zum durchschnittlichen 
beitragspflichtigen Entgelt im Jahr vor dem Leistungsfall werden für 
die Zugänge in vorzeitig in Anspruch genommene Altersrenten in 
den Statistiken der Deutschen Rentenversicherung nicht ausgewie- 
sen. Die entsprechenden Angaben sind differenziert nach Geschlecht 
und Klassen des durchschnittlichen beitragspflichtigen Entgelts im 
Jahr vor dem Leistungsfall in den Tabellen 2a und 2b daher für alle 
Zugänge in Altersrenten dargestellt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass das Merkmal „beitragspflichtiges Entgelt im Jahr vor dem Leis- 
tungsfall“ in den Statistiken der Deutschen Rentenversicherung un- 
tererfasst ist, die unter „Insgesamt“ ausgewiesenen Angaben daher 
nicht den Werten für alle Zugänge in die jeweiligen Rentenarten ent- 
sprechen. Die Aussagekraft dieser Daten ist daher beschränkt. 

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen einer Neugestaltung des 
Hinzuverdienstrechts liefern diese Daten keine Hinweise. Die Bun- 
desregierung prüft derzeit, wie die Hinzuverdienstmöglichkeiten bei 
vorzeitig in Anspruch genommenen Altersrenten flexibilisiert werden 
können, um das Hinausgleiten aus dem Erwerbsleben zu erleichtern. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist daher an die 
Deutsche Rentenversicherung Bund herangetreten, um gemeinsam 
Modelle zu prüfen, die einen flexiblen Hinzuverdienst vorsehen, der 
zusammen mit der gezahlten Altersrente ein Einkommen in Höhe 
des zuletzt vor Rentenbeginn erzielten Verdienstes sicherstellt. Die 
Prüfung ist noch nicht abgeschlossen, so dass Angaben zu finanziel- 
len Auswirkungen nicht möglich sind. 
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Tabelle 1a 

Rentenzugänge 2009 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

Durchschnittliche Berechnungswerte und Verhältnis von Rentenzahlbetrag 
zum Entgelt für Nichtvertragsrenten nach Höhe des monatlichen beitragspflichtigen 
Entgeltes im Jahr vordem Leistungsfall, der 2007 eingetreten ist 
Deutschland 


Durchschnittliches 
beitragspflichtiges 
Monatsentgelt im Jahr 
vordem Leistungsfall 
von ... bis unter ... EUR 

Männer 

Insgesamt 

Verhältnis von 
Renten betrag’’ 
zum Entgelt 

Rentenzahl- 

betrag 

Durchschnittswerte 

Anzahl 

v.H. 

EUR 

unter 250 

15 

X 

563,92 

250 - 500 

1.872 

131,66 

475,32 

500 - 750 

160 

94,38 

519,71 

750-1.000 

217 

69,09 

543,20 

1.000-1.250 

328 

55,47 

563,31 

1.250-1.500 

452 

46,40 

577,51 

1.500-1.750 

643 

42,98 

629,92 

1.750 -2.000 

695 

39,47 

667,15 

2.000 - 2.250 

744 

38,07 

729,74 

2.250 -2.500 

727 

35,73 

762,90 

2.500 - 2.750 

656 

34,08 

803,24 

2.750 - 3.000 

561 

33,97 

879,85 

3.000-3.250 

448 

32,44 

913,61 

3.250-3.500 

294 

31,40 

956,09 

3.500-3.750 

220 

30,88 

1.012,74 

3.750 -4.000 

192 

30,03 

1.056,47 

4.000 und höher 

672 

27,34 

1.193,48 

Insgesamt 

8.896 

X 

725,04 

Ohne Entgeltangabe^’ 

626 

X 

602,28 


1) Rentenbetrag (incl. Übergangszuschlag) plus Auffüllbetrag/Rentenzuschlag. 

2) Oder letzter Beitrag vor dem aktuellen Leistungsfall war ein freiwilliger Beitrag. 

Hinweis: Fälle, deren letzter Beitrag vordem Kalenderjahr vor dem Leistungsfall liegt, 
sowie statistisch nicht auswertbare Fälle, wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Tabelle 1b 
Rentenzugänge 2009 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

Durchschnittliche Berechnungswerte und Verhältnis von Rentenzahlbetrag 

zum Entgelt für Nichtvertragsnenten nach Höhe des monatlichen beitragspflichtigen 

Entgeltes im Jahr vordem Leistungsfall, der 2008 eingetreten ist 

Deutschland 


Durchschnittliches 
beitragspflichtiges 
Monatsentgelt im Jahr 
vordem Leislungsfall 
von ... bis unter ... EUR 

Männer 

Insgesamt 

Verhältnis von 
Rentenbetrag’' 
zum Entgelt 

Rentenzahl- 

beirag 

Durchschnittswerte 

Anzahl 

v.H. 

EUR 

unter 250 

12.443 

X 

451,08 

250-500 

632 

159,23 

538,87 

500 - 750 

569 

94,19 

528,36 

750-1.000 

1.029 

68,10 

544,19 

1.000-1.250 

1.590 

57,57 

585,95 

1.250-1.500 

1.931 

49,07 

609,32 

1.500-1.750 

2.375 

44,43 

650,31 

1.750-2.000 

3.164 

39,69 

673,82 

2.000 - 2.250 

2.633 

39,22 

751,08 

2.250-2.500 

2.622 

36,45 

779,68 

2.500-2.750 

2.322 

34,78 

821,86 

2.750 - 3.000 

1.726 

33,53 

867,37 

3.000-3.250 

1.327 

33,01 

929,61 

3.250 - 3.500 

907 

30,94 

941,77 

3.500 - 3.750 

667 

30,49 

999.43 

3.750 -4.000 

468 

29,75 

1.047,01 

4.000 und höher 

1.521 

27,48 

1.200,82 

Insgesamt 

37.926 

X 

661,73 

Ohne Entgeltangabe^’ 

2.582 

X 

593,95 


1) Rentenbetrag (incl. Übergangszuschlag) plus Auffüllbetrag/Rentenzuschlag. 

2) Oder letzter Beitrag vor dem aktuellen Leistungsfall war ein freiwilliger Beitrag. 

Hinweis: Fälle, deren letzter Beitrag vor dem Kalenderjahr vor dem Leistungsfall liegt, 
sowie statistisch nicht auswertbare Fälle, wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Tabelle 1c 
Rentenzugange 2009 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

Durchschnittliche Berechnungswerte und Verhältnis von Rentenzahlbetrag 

zum Entgelt für Nlchtvertragsrenten nach Höhe des monatlichen beitragspflichtigen 

Entgeltes im Jahr vordem Leistungsfall, der 2009 eingetreten ist 

Deutschland 


Durchschnittliches 
beitragspflichtiges 
Monatsentgelt im Jahr 
vordem Leistungsfall 
von ... bis unter ... EUR 

Männer 

Insgesamt 

Verhältnis von 
Rentenbetrag’' 
zum Entgelt 

Rentenzahl- 

betrag 

Durchschnittswerte 

Anzahl 

v.H. 

EUR 

unter 250 

8.514 

X 

448,15 

250-500 

372 

146,94 

493,36 

500-750 

312 

91,57 

511,61 

750-1.000 

573 

70,83 

563,92 

1.000-1.250 

743 

58,05 

592,84 

1.250-1.500 

890 

49,59 

614,72 

1.500-1.750 

1.060 

45,52 

667,27 

1.750 -2.000 

3.179 

37,17 

648,48 

2.000 -2.250 

1.071 

40,11 

766,51 

2.250-2.500 

940 

36,52 

781,62 

2.500 - 2.750 

903 

35,19 

832,32 

2.750-3.000 

633 

32,34 

837,04 

3.000-3.250 

473 

31,32 

880,76 

3.250 - 3.500 

319 

30,56 

931.56 

3.500-3.750 

243 

28,87 

943,88 

3.750 - 4.000 

156 

28,79 

1.012,95 

4.000 und höher 

472 

25,72 

1.101,90 

Insgesamt 

20.853 

X 

608,86 

Ohne Entgeltangabe^’ 

1.765 

X 

571,92 


1) Rentenbetrag {incl. Übergangszuschlag) plus Auffüllbetrag/Rentenzuschlag. 

2) Oder letzter Beitrag vor dem aktuellen Leistungsfall war ein freiwilliger Beitrag. 

Hinweis; Fälle, deren letzter Beitrag vor dem Kalenderjahr vor dem Lelstungsfall liegt, 
sowie statistisch nicht auswertbare Fälle, wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Tabelle Id 
Rentenzugänge 2009 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

Durchschnittliche Berechnungswerte und Verhältnis vcxi Rentenzahlbetrag 

zum Entgeltfür Nichtvertragsrenten nach Höhe des monatlichen beitragspflichtigen 

Entgeltes im Jahr vordem Leistungsfall, der 2007 eingetreten ist 

Deutschland 


Durchschnittliches 
beitragspflichtiges 
Monatsentgelt im Jahr 
vordem Leistungsfall 
von ... bis unter ... EUR 

Frauen 

Insgesamt 

Verhältnis von 
Rentenbetrag^’ 
zum Entgelt 

Rentenzahl- 

belrag 

Durchschnittswerte 

Anzahl 

v.H. 

EUR 

unter 250 

35 

X 

547,27 

250-500 

1.788 

147,99 

529,93 

500-750 

468 

90,13 

508,68 

750-1.000 

789 

67,36 

531.02 

1.000-1.250 

1.083 

56,56 

573,98 

1.250-1.500 

1.032 

49,97 

616,55 

1.500-1.750 

920 

44,87 

655,28 

1.750-2.000 

762 

40,37 

679,86 

2.000-2.250 

777 

38,15 

731,24 

2.250-2.500 

635 

34,97 

745,63 

2.500-2.750 

510 

33,48 

791,45 

2.750-3.000 

404 

31,49 

814,75 

3.000 -3.250 

254 

30,75 

865,35 

3.250-3.500 

178 

29,37 

898,52 

3.500-3.750 

124 

28,46 

938,74 

3.750-4.000 

70 

26,71 

940,63 

4.000 und höher 

169 

25,70 

1.096,79 

Insgesamt 

9.998 

X 

652,56 

Ohne Entgeltangabe^* 

670 

X 

568,17 


1) Rentenbetrag (incl. Übergangszuschlag) plus Auffüllbetrag/Rentenzuschlag. 

2) Oder letzter Beitrag vor dem aktuellen Leistungsfall war ein freiwilliger Beitrag. 

Hinweis: Fälle, deren letzter Beitrag vor dem Kalenderjahr vor dem Leistungsfall liegt, 
sowie statistisch nicht auswertbare Fälle, wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Tabelle 1e 

Rentenzugänge 2009 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

Durchschnittliche Berechnungswerte und Verhältnis von Rentenzahlbetrag 

zum Entgelt für Nichtvertragsrenten nach Höhe des monatlichen beitragspflichtigen 

Entgeltes im Jahr vordem Leistungsfall, der 2008 eingetreten ist 

Deutschland 


Durchschnittliches 
beitragspflichtiges 
Monatsentgelt im Jahr 
vor dem Leistungsfall 
von ... bis unter ... EUR 

Frauen 

Insgesamt 

Verhältnis von 
Rentenbetrag^’ 
zum Entgelt 

Rentenzahl- 

betrag 

Durchschnittswerte 

Anzahl 

v.H. 

EUR 

unter 250 

9.529 

X 

464,72 

250 - 500 

1.385 

138,18 

471,05 

500-750 

1.640 

86,08 

484,83 

750-1.000 

2.751 

65,64 

519,33 

1.000-1.250 

3.356 

54,58 

554,17 

1.250-1.500 

2.827 

48,69 

602,45 

1.500-1.750 

2.458 

43,84 

640,38 

1.750-2.000 

2.477 

39,05 

662,26 

2.000-2.250 

1.699 

36,73 

702,07 

2.250-2.500 

1.353 

34,72 

741,87 

2.500 -2.750 

1.010 

32,27 

762,49 

2.750 - 3.000 

816 

31,17 

805,84 

3.000-3.250 

533 

30,22 

847,95 

3.250 - 3.500 

324 

29,82 

907,11 

3.500-3.750 

230 

27,83 

909,41 

3.750-4.000 

117 

27,06 

950,94 

4.000 und höher 

329 

26,07 

1,121,73 

Insgesamt 

32.834 

X 

582,98 

Ohne Entgeltangabe*^ 

2.865 

X 

553,35 


1) Rentenbetrag (incl. Übergangszuschlag) plus Auffüllbetrag/Rentenzuschlag. 

2) Oder letzter Beitrag vor dem aktuellen Leistungsfall war ein freiwilliger Beitrag. 

Hinweis: Fälle, deren letzter Beitrag vor dem Kalenderjahr vor dem Leistungsfall liegt, 
sowie statistisch nicht auswertbare Fälle, wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Tabelle 1f 
Rentenzugänge 2009 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

Durchschnittliche Berechnungswerte und Verhältnis von Rentenzahlbetrag 

zum Entgelt für Nichtvertragsrenten nach Höhe des monatlichen beitragspflichtigen 

Entgeltes im Jahr vordem Leistungsfall, der 2009 eingetreten ist 

Deutschland 


Durchschnittliches 
beitragspflichtiges 
Monatsentgelt im Jahr 
vordem Leistungsfall 
von ... bis unter ... EUR 

Frauen 

Insgesamt 

Verhältnis von 
Rentenbetrag^^ 
zum Entgelt 

Rentenzahl- 

betrag 

Durchschnittswerte 

Anzahl 

v.H. 

EUR 

unter 250 

6.029 

X 

431,96 

250-500 

846 

125,13 

421,51 

500 - 750 

790 

80,56 

456,58 

750-1.000 

1.044 

61,54 

487,63 

1.000-1.250 

1.140 

52,76 

534,02 

1.250-1.500 

097 

47,65 

588,50 

1.500-1.750 

729 

43,54 

634,95 

1.750-2.000 

2.255 

35,86 

627,88 

2.000-2.250 

461 

36,33 

695,12 

2.250 -2.500 

357 

35,04 

748,79 

2.500-2.750 

242 

32,43 

765,31 

2.750 - 3.000 

190 

29,45 

763,38 

3.000-3.250 

110 

28,93 

817,29 

3.250-3.500 

83 

25,47 

776,38 

3.500-3.750 

52 

27,64 

909,32 

3.750-4.000 

38 

26,43 

927,04 

4.000 und höher 

70 

26,04 

1.090,41 

Insgesamt 

15.333 

X 

526,79 

Ohne Entgeltangabe^’ 

1.618 

X 

512,62 


1) Rentenbetrag (incl. Übergangszuschlag) plus Auffüllbetrag/Rentenzuschlag. 

2) Oder letzter Beitrag vor dem aktuellen Leistungsfall war ein freiwilliger Beitrag. 

Hinweis: Fälle, deren letzter Beitrag vor dem Kalenderjahr vor dem Leistungsfall liegt, 
sowie statistisch nicht auswertbare Fälle, wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Tabelle 2a 
Rentenzugange 2009 
Renten wegen Alters 

Durchschnittliche Berechnungswerte und Verhältnis von Rentenzahlbetrag 
zum Entgelt für Nichtvertragsrenten nach Höhe des monatlichen beitragspflichtigen 
Entgeltes im Jahr vordem Leistungsfall 
Deutschland 


Durchschnittliches 
beitragspflichtiges 
Monatsentgelt im Jahr 
vordem Leistungsfall 
von ... bis unter ... EUR 

Männer 

Insgesamt 

Verhältnis von 
Renten betrag’' 
zum Entgelt 

Rentenzahl- 

betrag 

Du rch sch n ittswerte 

Anzahl 

v.H. 

EUR 

unter 250 

24,054 

X 

624,27 

250 - 500 

1.790 

189,00 

639,75 

500 - 750 

1.339 

116,55 

652,85 

750 -1.000 

2.505 

88,62 

708,50 

1.000-1.250 

3.820 

75,83 

772,50 

1.250-1.500 

4.941 

66,79 

831,09 

1.500-1.750 

6.134 

61,09 

897,34 

1.750-2,000 

7.952 

56,20 

953,03 

2,000-2,250 

10,297 

52,89 

1.014,05 

2.250-2.500 

11,961 

49,87 

1.068,06 

2.500 - 2.750 

12.617 

47,32 

1.119,00 

2.750 - 3.000 

11.993 

44,95 

1.164,28 

3.000-3.250 

10.264 

43,08 

1.212,64 

3.250 -3.500 

9.054 

41,59 

1.264,96 

3.500-3.750 

7.612 

40,39 

1.321,07 

3.750-4.000 

6.086 

39,19 

1.371,36 

4.000 - 4.250 

8.005 

39,09 

1.458,54 

4.250 - 4,500 

5.694 

36,63 

1.457,92 

4.500-4,750 

4.487 

35,57 

1.495,45 

4.750-5.000 

5.655 

34,74 

1.531,54 

5,000 und höher 

18.175 

33,77 

1.604,84 

Insgesamt 

174.435 

X 

1.129,74 

Ohne Entgeltangabe^' 

28.401 

X 

825,99 


1) Rentenbetrag (incl. Übergangszuschlag) plus Auffüllbetrag/Rentenzuschlag. 

2) Oder Entgelt liegt länger als 1 Jahr vor dem Leistungsfall oder letzter Beitrag 
vor dem Leistungsfall war ein freiwilliger Beitrag. 

Hinweis: Statistisch nicht auswertbare Fälle wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Tabelle 2b 
Rentenzugänge 2009 
Renten wegen Alters 

Durchschnittliche Berechnungswerte und Verhältnis von Rentenzahlbetrag 
zum Entgelt für Nichtvertragsrenten nach Höhe des monatlichen beitragspflichtigen 
Entgeltes im Jahr vordem Leistungsfall 
Deutschland 


Durchschnittliches 
beitragspflichtiges 
Monatsentgelt im Jahr 
vordem Leistungsfall 
von ... bis unter ... EUR 

Frauen 

Insgesamt 

Verhältnis von 
Rentenbetrag^’ 
zum Entgelt 

Rentenzahl- 

betrag 

Du rch sch n ittswerte 

Anzahl 

v.H. 

EUR 

unter 250 

21.873 

X 

444,47 

250 - 500 

9.785 

111,40 

379,07 

500 - 750 

8.363 

78,67 

445,56 

750 -1.000 

13.234 

63,34 

501,49 

1.000-1.250 

15.774 

54,90 

557,50 

1.250-1.500 

14.369 

49,92 

616,40 

1.500-1.750 

11.615 

46,38 

677,34 

1,750-2.000 

10.022 

43,61 

736,56 

2.000 -2.250 

9.990 

41,09 

786,96 

2.250 -2.500 

9.977 

39,59 

847,21 

2.500-2.750 

8.551 

38,36 

907,38 

2.750-3.000 

6.962 

37,09 

959,89 

3.000 - 3.250 

5.296 

36,13 

1.017,20 

3.250 - 3.500 

3.863 

35,59 

1.083,11 

3.500-3.750 

2.759 

34,50 

1.131,52 

3.750 -4.000 

1.945 

33,79 

1.185,20 

4.000 -4.250 

1.752 

33,33 

1.245,52 

4.250-4.500 

1.152 

32,21 

1.286,38 

4.500-4.750 

814 

31,30 

1.324,44 

4.750-5.000 

657 

31,27 

1.392,25 

5.000 und höher 

1.317 

30,62 

1.470,02 

Insgesamt 

160.070 

X 

687y46 

Ohne Entgeltangabe^’ 

50.783 

X 

406,86 


1) Rentenbetrag (incl. Übergangszuschlag) plus Auffüllbetrag/Rentenzuschlag. 

2) Oder Entgelt liegt länger als 1 Jahr vor dem Leistungsfall oder letzter Beitrag 
vor dem Leistungsfall war ein freiwilliger Beitrag. 


Hinweis: Statistisch nicht auswertbare Fälle wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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28. Abgeordnete 

Katja 

Kipping 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Einschränkungen der Leistungen 
nach den §§ 26 und 39 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch wurden in den Jahren 2005 
bis 2010 in welcher Höhe vorgenommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 10. Februar 2011 

Unter bestimmten Einschränkungstatbeständen kann ein nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch bestehender Rechtsanspruch ein- 
geschränkt werden oder gar entfallen. Eür die Ausführung des 
SGB XII und damit auch für die Entscheidungen im Einzelfall sind 
verfassungsrechtlich nur die Behörden in den Ländern und hier ins- 
besondere die örtlichen Träger der Sozialhilfe eigenverantwortlich 
zuständig. 

Die Anwendung dieser Einschränkungstatbestände wird in der Bun- 
desstatistik über die Empfänger von Leistungen nach dem SGB XII 
nicht erfasst, womit es keine Eallzahlen über mögliche Einschränkun- 
gen im Rahmen der §§ 26 und 39 SGB XII gibt. 

Die Bundesregierung geht jedoch davon aus, dass diese beiden In- 
strumente durch die Träger der Sozialhilfe nur selten angewandt wer- 
den, da die Leistungsberechtigten des SGB XII nicht erwerbsfähig 
sind. 


29. Abgeordneter 

Anton 

Schaaf 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Vor- 
schläge der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See zur analogen Anwen- 
dung des Urteils des Bundessozialgerichts 
(B 13 R 107/08 R) auf die ehemaligen Beschäf- 
tigten der Kohleveredelung/Carbochemie, und 
welche Konsequenzen für ihr Handeln ergeben 
sich aus dieser abschließenden Bewertung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 8. Februar 2011 

Die Vorschläge der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft- 
Bahn-See zur Rechtsauslegung in dem von Ihnen genannten Fall der 
Beschäftigten in der Kohleveredelung/Carbochemie liegen dem für 
diese Fragestellungen in der Bundesregierung federführenden Bun- 
desministerium für Arbeit und Soziales vor und werden derzeit ge- 
prüft. Die Prüfung ist jedoch noch nicht abgeschlossen. Gegenstand 
der Prüfung ist auch, ob diese Auslegungsfrage nach den organisa- 
tions- und aufsichtsrechtlichen Vorschriften innerhalb des Ausle- 
gungsspielraums liegt, der von den Rentenversicherungsträgern in 
eigener Verantwortung zu entscheiden ist. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


30. Abgeordnete 

Nicole 

Maisch 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchen Rechts- und Verwaltungsvor Schrif- 
ten wird die Bundesregierung die Richtlinie 
2011 /8/EU der Kommission vom 28. Januar 
2011 in nationales Recht umsetzen, und wie 
wird sie den Vollzug der neuen Bestimmungen 
regeln und sicherstellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 10. Februar 2011 

Die Richtlinie 201 1/8/EU wird mit der Zwanzigsten Verordnung zur 
Änderung der Bedarfsgegenständeverordnung in deutsches Recht 
umgesetzt. Die Verkündung der Verordnung im Bundesgesetzblatt 
erfolgt in Kürze. 

Die Durchführung der lebensmittelrechtlichen Vorschriften und da- 
mit auch die Überwachung der Einhaltung der Zwanzigten Verord- 
nung zur Änderung der Bedarfsgegenständeverordnung fällt auf- 
grund der verfassungsmäßig verankerten Kompetenzverteilung in 
die Zuständigkeit der Eänder. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


3 1 . Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Bartels 

(SPD) 


Ab wann genau hatte der Kommandant der 
„Gorch Eock“, Kapitän zur See Norbert 
Schatz, nicht mehr das Kommando über dieses 
Kriegsschiff? 


32. Abgeordneter Auf welche Weise ist das Kommando wann an 

Dr. Hans-Peter wen übergeben worden? 

Bartels 

(SPD) 


Das Bundesministerium der Verteidigung hat die Antwort des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Thomas Kossendey vom 8. Eebruar 
2011 als „VS - Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft. 

Die Antworten sind in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bun- 
destages hinterlegt und können dort nach Maßgabe der Geheim- 
schutzordnung eingesehen werden. 
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33. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


An welchen Beisetzungen von Wehrmachtsan- 
gehörigen, die nicht nur gezwungenermaßen 
ihre Wehrpflicht erfüllt haben, sondern, in der 
Regel im Offiziersrang, im faschistischen An- 
griffskrieg „besondere Tapferkeit“ an den Tag 
gelegt haben und deswegen mit dem Ritter- 
kreuz ausgezeichnet worden sind, hat die Bun- 
deswehr in den Jahren 2008 bis 2010 teilge- 
nommen (bitte Namen der Ritterkreuzträger 
nennen sowie Angaben zur militärischen Lauf- 
bahn machen), und welche Anstrengungen 
sind dabei jeweils konkret unternommen wor- 
den, um sich zu vergewissern, ob diese Solda- 
ten an Kriegsverbrechen teilgenommen ha- 
ben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Februar 2011 

Verstorbene ehemalige Soldaten, die Träger von Tapferkeitsaus- 
zeichnungen des Zweiten Weltkrieges von der Stufe „Ritterkreuz des 
Eisernen Kreuzes“ an aufwärts waren, können gemäß gültiger 
Dienstvorschriftenlage der Bundeswehr auf zuvor zum Ausdruck ge- 
brachten Wunsch mit militärischen Ehren beigesetzt werden. 

In der Zeit von 2008 bis 2010 wurde insgesamt 20 verstorbenen Rit- 
terkreuzträgern ein militärisches Ehrengeleit durch das Bundesminis- 
terium der Verteidigung genehmigt. Eine Namensliste der Verstorbe- 
nen, denen militärische Ehren erwiesen worden sind, befindet sich 
am Ende meiner Antwort. 

Das Genehmigungsverfahren ist mit der Prüfung verbunden, ob bei 
den zuständigen Stellen relevante Informationen zur verstorbenen 
Person vorliegen, die einer Teilnahme der Bundeswehr an der 
Trauerfeier entgegenstehen könnten. Derartige Gründe haben sich 
bei den durchgeführten Überprüfungen nicht ergeben. Die im Rah- 
men des jeweiligen Verfahrens gewonnenen personenbezogenen Da- 
ten wurden nach dessen Abschluss gemäß geltender gesetzlicher Be- 
stimmungen vernichtet. 

Genehmigung eines militärischen Ehrengeleits für verstorbene Rit- 
terkreuzträger in der Zeit von 2008 bis 2010: 

2008 

Theodor Hopf 
Heinrich Meyer 
Gerhard Gutmacher 
Dr. Hans Mehrle 
Josef Huber 
Hermann Wulff 
Alfred Veith 
Eberhard Stephan 
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2009 

Konrad Rittmeyer 
Kurt Prinz 
Gerhard Witte 

Heino Graf Vizthum v. Eckstädt 
Günther Rail 
Norbert Kujacinski 
Heinrich Koehler 

2010 

Richard John 
Hermann Eckhardt 
Ernst Neufeld 
Dr. Josef-Georg Mulzer 
Eriedrich Rumpelhardt. 


34. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welches konkrete Exportpotenzial für das 
Euftfahrzeug A400M hat die Analyse des Bun- 
desministeriums der Verteidigung, auf die der 
Staatssekretär Rüdiger Wolf auf meine Nach- 
frage hin in der Sitzung des Verteidigungsaus- 
schusses am 26. Januar 2011 Bezug nahm, er- 
geben, und wo genau liegen die Unterschiede 
zu der durch PricewaterhouseCoopers durch- 
geführten Marktanalyse? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 6. Fehruar 2011 

Bei der Abschätzung des Marktpotenzials für Euftfahrzeuge des 
Typs A400M wählte die Eirma PricewaterhouseCoopers einen zwei- 
stufigen Ansatz. In einem ersten Schritt wurden zur Berechnung des 
länderspezifischen Bedarfs 80 Eänder betrachtet, die grundsätzlich 
für die Anschaffung eines Militärtransporters in Präge kommen. 
Hierbei wurden bereits bestehende Plotten als Kriterium zu Grunde 
gelegt und die Eänder ausgeschlossen, bei denen davon ausgegangen 
werden kann, dass diese ihren Bedarf durch heimische Produkte de- 
cken. In einem zweiten Schritt wurden aufgrund technischer, opera- 
tioneller und ökonomischer Unterscheidungsmerkmale der in Präge 
kommenden Euftfahrzeuge jeweils Marktanteilsprognosen für die 
konkurrierenden Euftfahrzeugtypen errechnet, mittels derer durch 
pauschale Multiplikation mit dem Gesamtbedarf das Marktpotenzial 
für Euftfahrzeuge des Typs A400M abgeschätzt wurde. 

Hiernach ergibt sich im konservativ ermittelten Basisszenario mit 
der höchsten Eintrittswahrscheinlichkeit ein Verkauf von zusätzli- 
chen 298 Euftfahrzeugen des Typs A400M. Die im Rahmen einer 
Sensitivitätsanalyse abgeschätzte Spannbreite der anderen acht Sze- 
narien mit jeweils geringeren Eintrittswahrscheinlichkeiten liegt zwi- 
schen 252 und 398 Exportluftfahrzeugen des Typs A400M. 

Ausgehend von dem (konservativen) Gutachtenszenario der Eirma 
PricewaterhouseCoopers mit der höchsten Eintrittswahrscheinlich- 
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keit (298 Lutfahrzeuge) wurde vom Bundesministerium der Verteidi- 
gung - unter sorgfältiger Abwägung der Vermeidung eines Schadens 
für den Bundeshaushalt einerseits und des notwendigen Erhalts eines 
noch wettbewerbsfähigen Preises für das Luftfahrzeug des Typs 
A400M andererseits - zu Gunsten des Bundeshaushaltes noch ein 
Sicherheitsabschlag vorgenommen, der letztlich zu den vereinbarten 
280 Luftfahrzeugen führte. 


35. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Welche Berufe können Sportlerinnen und 
Sportler aus Sportfördergruppen der Bundes- 
wehr erlernen? 


36. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Welche Studienmöglichkeiten haben Sportle- 
rinnen und Sportler aus Sportfördergruppen 
der Bundeswehr (bitte Studiengänge und Insti- 
tution angeben)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Februar 2011 

Die Bundeswehr hat von Beginn an Wert auf die Vereinbarkeit von 
Hochleistungssport und Beruf im Sinne einer dualen Karriere gelegt. 
Dies wird realisiert durch eine aufeinander abgestimmte Durchfüh- 
rung von Spitzensport, militärischer Laufbahnausbildung und zivil- 
verwertbarer beruflicher Ausbildung. 

Spitzensportlerinnen und Spitzensportler haben je nach Verpflich- 
tungszeit einen Anspruch auf dienstzeitbegleitende Berufsförderung. 
Somit stehen ihnen im Rahmen der Eörderansprüche alle Möglich- 
keiten einer schulischen und beruflichen Bildung offen. Mit Blick auf 
eine Schulbildung oder berufliche Qualifikation können bereits vor- 
handene Kenntnisse und Eertigkeiten erweitert oder neue erworben 
werden. 

Darüber hinaus besteht für die Sportsoldatinnen und Sportsoldaten 
die Möglichkeit, ein leistungssportgerechtes Studium mit individuell 
angepassten Präsenzphasen an derzeit 90 Partnerhochschulen des 
Spitzensports (siehe Übersicht) in den angebotenen Studiengängen 
zu absolvieren. 
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Übersicht der Partnerhochschulen des Spitzensports im Allgemeinen Deutschen 
H ochschulsportverband 


1 

Uni Erlangen-Nürnberg 

46 

HS Ostfalia 

2 

TU Cottbus 

47 

MH Hannover 

3 

HS Mittweida 

48 

TU Clausthal 

4 

Uni Leipzig 

49 

Uni Göttingen 

5 

FH Kempten 

50 

Uni Oldenburg 

6 

Uni Heidelberg 

51 

Uni Osnabrück 

7 

PH Heidelberg 

52 

FH Osnabrück 

8 

LMU München 

53 

TU Braunschweig 

9 

TU München 

54 

Uni Kiel 

10 

Uni Münster 

55 

FH Rosenheim 

11 

TU Chemnitz 

56 

Uni Bamberg 

12 

Uni Erfurt 

57 

Uni Ulm 

13 

Uni Hamburg 

58 

HS Ulm 

14 

HS für bildende Künste Hamburg 

59 

HS Neu-Ulm 

15 

HS für Musik und Theater Hamburg 

60 

Uni Paderborn 

16 

TU Hamburg-Harburg 

61 

BiTS Iserlohn 

17 

HAW Hamburg 

62 

Uni Kassel 

18 

ev. FH Hamburg 

63 

PH Karlsruhe 

19 

HSU Hamburg 

64 

HS Karlsruhe 

20 

Bucerius Law School Hamburg 

65 

FH Jena 

21 

HU Berlin 

66 

TU Dresden 

22 

Uni Würzburg 

67 

TU Berlin 

23 

FH Würzburg-Schweinfurt 

68 

Uni Rostock 

24 

Uni des Saarlandes 

69 

Uni Wuppertal 

25 

HS Augsburg 

70 

Uni Potsdam 

26 

Uni Augsburg 

71 

TU Kaiserslautern 

27 

Uni Mannheim 

72 

EUV Frankfurt/Oder 

28 

HS Mannheim 

73 

Uni Dortmund 

29 

Uni Köln 

74 

FH Dortmund 

30 

Karlsruher Institut für Technologie (KIT) 

75 

Uni Koblenz-Landau 

31 

Uni Frankfürt/Main 

76 

DHBW Mosbach 

32 

HS Rhein-Main 

77 

DHBW Mannheim 

33 

Uni Bielefeld 

78 

FH Heidelberg 

34 

Uni Bochum 

79 

Uni Jena 

35 

HS München 

80 

Uni Lüneburg 

36 

TU Darmstadt 

81 

Uni Konstanz 

37 

HS Darmstadt 

82 

PH Weingarten 

38 

FH Aachen 

83 

TU Ilmenau 

39 

RWTH Aachen 

84 

Uni Passau 

40 

DSHS Köln 

85 

HA Ravensburg-Weingarten 

41 

HTW Dresden 

86 

Uni Duisburg-Essen 

42 

HS für Musik Dresden 

87 

Uni Bremen 

43 

Uni Hannover 

88 

FH Kiel 

44 

FH Hannover 

89 

HS Wismar 

45 

Tierärztliche Hochschule Hannover 

90 

Hessische HS für Polizei und 
Verwaltung 
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37. Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 
(SPD) 


Plant die Bundesregierung, das gesamte Gelän- 
de der General-Steinhoff-Kaserne in Berlin- 
Spandau der Bundesanstalt für Immobüienauf- 
gaben (BlmA) zu übergeben, und falls ja, aus 
welchen Gründen ist dies so entschieden wor- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 8. Februar 2011 

Die Bundeswehr steht, insbesondere durch die Auslandeinsätze, gro- 
ßen Herausforderungen gegenüber. Daher ist es die Absicht des Bun- 
desministers der Verteidigung, Anpassungen dort vorzunehmen, wo 
die Bundeswehr effizienter und insbesondere einsatzorientierter aus- 
gerichtet werden kann und muss. Eingriffe in viele Bereiche der Bun- 
deswehr - bis hin zur Stationierung - können vor dem bereits seit 
längerem bekannten Hintergrund erforderlicher Strukturreformen 
notwendig sein. 

Abschließende Aussagen zu einzelnen Standorten oder Liegenschaf- 
ten werden allerdings erst möglich sein, wenn die erforderlichen 
Strukturanpassungen der Bundeswehr in Gänze sorgfältig geprüft 
und die notwendigen Detailausplanungen geleistet sind. Das neue 
Stationierungskonzept, als ein Ergebnis dieses zeitaufwändigen Pla- 
nungprozesses, wird voraussichtlich nicht vor Mitte 2011 vorliegen. 

Bitte haben Sie vor diesem Hintergrund Verständnis dafür, dass ich 
zum jetzigen Zeitpunkt keine konkreten Aussagen zum Bundeswehr- 
standort Berlin und zur General-Steinhoff-Kaserne in Berlin-Span- 
dau im Rahmen der weiteren Bundeswehrplanungen treffen kann. 


38. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Ist es zutreffend, dass im Gelöbnisverbund 
Nordthüringen der Bundeswehr die jeweiligen 
Soldatinnen und Soldaten nahezu geschlossen 
zum Gelöbnisgottesdienst gehen, obwohl sie 
mehrheitlich konfessionslos sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Februar 2011 

Ja. 


39. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Wie wird im Gelöbnisverbund Nordthüringen 
der Bundeswehr sichergestellt, dass die Teil- 
nahme am Gelöbnisgottesdienst freiwülig ist, 
und wie werden die Soldatinnen und Soldaten 
darüber informiert? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Februar 2011 

Eine Prüfung hat ergeben, dass der am 2. Dezember 2010 durchge- 
führte Gelöbnisgottesdienst in den Dienstplänen der Einheiten/Ver- 
bände des Heeres ausgewiesen war. Die Soldaten dieser Einheiten 
wurden bereits im Vorfeld der Durchführung auf verschiedene Weise 
darüber informiert, dass die Teilnahme an dem Gelöbnisgottesdienst 
freiwillig sei. In zwei Einheiten wurden die Rekruten beim Eebens- 
kundlichen Unterricht, in denen ethische Eragen besprochen wur- 
den, zeitlich gestaffelt vor dem Gelöbnis auf die Ereiwilligkeit der 
Teilnahme an allen religiösen Veranstaltungen hingewiesen. In einer 
anderen Einheit belehrte der Kompaniechef bei einem Unterricht 
zur Inneren Eührung darüber, dass die Teilnahme an einem Gottes- 
dienst immer auf freiwilliger Basis stattfindet. 

Die am Gelöbnisgottesdienst und am Gelöbnis teilnehmenden Rek- 
ruten aus Einheiten der Streitkräftebasis wurden durch den zuständi- 
gen Bataillonskommandeur bereits bei der Begrüßung, zu Beginn 
der Allgemeinen Grundausbildung, auf den Tag des Gelöbnisses hin- 
gewiesen. Hierbei hat er herausgestellt, dass die Teilnahme an Got- 
tesdiensten auf dem Prinzip der Ereiwilligkeit beruht. Weiterhin ver- 
mittelt der Kommandeur den Rekruten, dass eine Teilnahme am Ge- 
löbnisgottesdienst abgelehnt werden kann. Des Weiteren werden 
durch den Kommandeur, unter Einbeziehung der Rekruten, Alterna- 
tiven zur Teilnahme am Gelöbnisgottesdienst geplant und angebo- 
ten. 


40. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Ist es zutreffend, dass die Teünahme an dem 
von den beiden christlichen Kirchen durchge- 
führten Eebenskundlichen Unterricht in der 
Bundeswehr für alle Soldatinnen und Soldaten 
unabhängig von ihrer religiösen oder weltan- 
schaulichen Überzeugung verpflichtend ist, 
und wie ist dies mit Artikel 140 des Grund- 
gesetzes i. V. m. Artikel 136 Absatz 4 der 
Weimarer Reichsverfassung in Einklang zu 
bringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Fehruar 2011 

Die Teilnahme am Eebenskundlichen Unterricht ist für alle Soldatin- 
nen und Soldaten verpflichtend. Artikel 140 des Grundgesetzes in 
Verbindung mit Artikel 136 Absatz 4 der Weimarer Reichsverfas- 
sung steht dieser Regelung nicht entgegen. Beim Eebenskundlichen 
Unterricht handelt es sich nicht um einen Religionsunterricht oder 
eine sonstige seelsorgerische bzw. kirchliche Veranstaltung, sondern 
um eine berufsethische Qualifizierungsmaßnahme. Sowohl die The- 
mengestaltung als auch die Durchführung des Unterrichts sind 
bekenntnisfrei und weltanschauungsoffen konzipiert. 
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41. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, wie 
im Themenheft 1/2008 „Streit um Gott - An- 
merkungen zum neuen Atheismus“ für Solda- 
tinnen und Soldaten zum Lebenskundlichen 
Unterricht in der Bundeswehr auf Seite 6 
dargestellt, und wie stellt sie sicher, dass im 
Lebenskundlichen Unterricht der Bundeswehr 
künftig vergleichbare Diffamierungen von 
Atheisten und Ostdeutschen unterbleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 9. Februar 2011 

Das Bundesministerium der Verteidigung kann den Tatbestand einer 
Diffamierung nicht erkennen. Die zitierten Passagen referieren allge- 
mein zugängliche religionssoziologische Daten für den Bereich der 
neuen Bundesländer. Auch das konstatierte religiöse Desinteresse 
weiter Bevölkerungsteile ist eine empirisch gesicherte Aussage. Gläu- 
bige interpretieren diese Daten anders als Nichtgläubige. Dies ist ge- 
wünschter Ausdruck der Vielschichtigkeit unserer Gesellschaft. 


42. Abgeordnete 

Kathrin 

Vogler 

(DIE LINKE.) 


Wie stellt sich die zahlenmäßige Entwicklung 
von auf die Behandlung von Posttraumati- 
schen Belastungsstörungen (PTBS) speziali- 
sierten Psychotherapeutinnen und -therapeu- 
ten im Bereich der Bundeswehr im Vergleich 
zum zivilen Bereich in den Jahren 2008, 2009 
und 2010 dar, und welche Auswirkung hat das 
verstärkte Interesse der Bundeswehr an 
Traumaspezialistinnen und -Spezialisten auf 
die Versorgungslage der Zivilbevölkerung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 4. Februar 2011 

Für die psychotherapeutische Versorgung von Menschen mit einer 
Posttraumatischen Belastungsstörung steht in Deutschland ein 
flächendeckendes Netz von Ärztinnen und Ärzten sowie Psycho- 
therapeutinnen und Psychotherapeuten zur Verfügung. Ausgehend 
von den Vorgaben der derzeitigen Bedarfsplanung für die vertrags- 
ärztliche Versorgung ist die psychotherapeutische Versorgung insge- 
samt als sehr gut zu bezeichnen. Daten zu den auf die Behandlung 
von PTBS spezialisierten Psychotherapeutinnen und -therapeuten lie- 
gen dem Bundesministerium für Gesundheit nicht vor. 

Im Zentralen Sanitätsdienst der Bundeswehr sind zurzeit 26 Fachärz- 
te Psychiatrie/Psychotherapie tätig (22 im Jahr 2008, 24 im Jahr 
2009), von denen jeder PTBS behandeln kann. Darüber hinaus ha- 
ben 15 dieser Sanitätsstabsoffiziere eine Weiterbildung für eine spe- 
zialisierte Behandlung von PTBS absolviert. Hinzu kommen noch 
zehn Psychologische Psychotherapeuten, die in der Therapie von 
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PTBS tätig sind, von denen drei eine spezifische Zusatzausbildung 
zum Psychotraumatherapeuten erhalten haben bzw. derzeit erhalten. 

Angesichts der derzeitigen zivilen Versorgungslage hat das Interesse 
der Bundeswehr an Psychotraumatherapeutinnen und -therapeuten 
keinen signifikanten Einfluss auf die Versorgung der Zivilbevölke- 
rung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


43. Abgeordnete 

Katja 

Dörner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Zu welchem Zeitpunkt hat die Bundesregie- 
rung die Richtlinie zur Umsetzung des Bundes- 
elterngeldgesetzes dahingehend angepasst, 
dass nicht nur die Summe der positiven Ein- 
künfte aus Eand- und Eorstwirtschaft, Gewer- 
bebetrieb, selbständiger Arbeit und nichtselb- 
ständiger Arbeit im Sinne von § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 4 des Einkommensteuer- 
gesetzes (EStG) Berücksichtigung findet, son- 
dern auch Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 EStG) einbezogen 
werden, damit der von der Bundesregierung 
infolge des Sparpakets avisierte Wegfall der 
Eeistung für Menschen mit sehr hohem Ein- 
kommen auch umgesetzt werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 11. Februar 2011 

Nach den Richtlinien zum Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
(BEEG) in der derzeit gültigen Eassung vom Dezember 2010 sind 
bei der Ermittlung des Einkommens für die Prüfung des Entfallens 
des Anspruchs auf Elterngeld nach § 1 Absatz 8 BEEG ausdrücklich 
auch Kapitaleinkünfte zu berücksichtigen. 

Eine Konkretisierung der Richtlinien zum BEEG dahingehend, dass 
Kapitaleinkünfte, die im Einkommensteuerbescheid nicht aufgeführt 
sind, durch andere Unterlagen nachgewiesen werden müssen, wird 
derzeit noch abgestimmt. 


44. Abgeordnete 

Marlene 

Rupprecht 

(Tuchenbach) 

(SPD) 


Welche internationalen Übereinkünfte, Proto- 
kolle und Verträge, die den Bereich Eamilie, 
Senioren, Erauen und Jugend betreffen, hat 
die Bundesrepublik Deutschland seit Septem- 
ber 2009 bis heute gezeichnet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 9. Februar 2011 

Im Dezember 2009 erfolgte ein Notenwechsel zwischen den Regie- 
rungen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen zur 
Änderung des Personalstatuts des Deutsch-Polnischen Jugendwerks. 
Zwischen diesen Regierungen wurden auch im Juni 2010 Noten zur 
Änderung des Personalstatuts und der Finanzordnung des Deutsch- 
Polnischen Jugendwerks ausgetauscht. 


45. Abgeordnete 

Marlene 

Rupprecht 

(Tuchenbach) 

(SPD) 


Welche internationalen Übereinkünfte, Proto- 
kolle und Verträge, die den Bereich Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend betreffen, sind 
zum gegenwärtigen Stand noch nicht gezeich- 
net und ratifiziert, und wann ist aus Sicht der 
Bundesregierung mit einer Zeichnung und 
Ratifizierung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 9. Februar 2011 

Die revidierte Europäische Sozialcharta (RESC), die auch die Fami- 
lienleistungen betrifft, wurde unterzeichnet aber noch nicht ratifi- 
ziert. Die Bundesregierung führt die Prüfung der Ratifizierbarkeit 
fort. Diese Prüfung gestaltet sich insbesondere aufgrund von Rege- 
lungen, die Querschnittscharakter haben und sich auf praktisch alle 
materiellen Schutzrechte der Charta auswirken, aufgrund der erfor- 
derlichen Beachtung des Verhältnisses von EU-Recht zur RESC so- 
wie aufgrund der Auswirkungen, die sich aus einer Ratifizierung der 
RESC für die Bundesländer ergeben, als außerordentlich komplex. 

Im Bereich der Jugendpolitik ist zwischen den Regierungen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Frankreich ein Text zur 
Änderung der Finanzordnung des Deutsch-Französischen Jugend- 
werks abschließend verhandelt worden. Es steht hierzu noch der ent- 
sprechende Notenwechsel aus, der in diesem Jahr erfolgen soll. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


46. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Bunge 

(DIE LINKE.) 


Entspricht es nach Ansicht der Bundesregie- 
rung dem Grundsatz der Gleichbehandlung 
gegenüber anderen Versicherten der gesetzli- 
chen Krankenkassen, dass Bezieherinnen und 
Bezieher von Arbeitslosengeld II (AEG II) 
künftig zwar bei den meisten Krankenkassen 
Zusatzbeiträge aus der eigenen Tasche bezah- 
len müssen, aber im Ealle von Bonuszahlungen 
diese auf ihre Leistungen angerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr 
vom 8. Februar 2011 

Mit der Neuregelung des GKV-Einanzierungsgesetzes wird für Be- 
zieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II ein Zusatzbeitrag 
zunächst höchstens in der Höhe des durchschnittlichen Zusatzbeitra- 
ges erhoben (vgl. § 242 Absatz 4 Satz 1 des Eünften Buches Sozialge- 
setzbuch). Im Unterschied zum früheren Recht hat das Mitglied die- 
sen Betrag jedoch nicht zu tragen (§ 251 Absatz 6 SGB V). 

Die jeweilige Krankenkasse kann allerdings in ihrer Satzung vorse- 
hen, dass die Differenz zwischen dem kassenindividuellen und dem 
durchschnittlichen Zusatzbeitrag von den Arbeitslosengeld II bezie- 
henden Mitgliedern gezahlt werden muss (vgl. § 242 Absatz 4 Satz 2 
SGB V). Im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten kann das Mit- 
glied einer solchen Zahlungspflicht durch den Wechsel zu einer 
Krankenkasse, die maximal den durchschnittlichen Zusatzbeitrag er- 
hebt, ausweichen. 

Wird eine Prämie geleistet und diese als Einkommen bei dem zuste- 
henden Arbeitslosengeld II berücksichtigt, stehen der leistungsbe- 
rechtigten Person in der Summe aus geleisteter Prämie und gekürz- 
ter Leistung die gleichen finanziellen Mittel zur Sicherung des Le- 
bensunterhalts zur Verfügung wie Leistungsberechtigten, deren 
Krankenkasse keine Prämie ausschüttet. Maßgeblich ist insoweit die 
Sicherung des Lebensunterhalts. 


47. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Bunge 

(DIE LINKE.) 


Welchen Anreiz haben ALG-II-Bezieherinnen 
und -Bezieher, Wahltarife abzuschließen, bei 
denen gesundheitsrelevantes Verhalten mit 
Beitragserstattungen oder Bonuszahlungen 
einhergeht, wenn diese Zahlungen auf die Re- 
gelleistungen angerechnet werden, und wie 
stellt sich die Bundesregierung vor, dass diese 
besonders gesundheitsbelastete Gruppe über 
solche Anreizsysteme erreicht werden kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr 
vom 8. Februar 2011 

Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II können gemäß 
§ 53 Absatz 8 Satz 6 SGB V nur Wahltarife nach § 53 Absatz 3 
SGB V für besondere Versorgungsformen abschließen. Die Kran- 
kenkassen können für die Mitglieder, die einen Wahltarif nach § 53 
Absatz 3 SGB V abgeschlossen haben, Prämienzahlungen vorsehen. 

Die Anreize liegen darin, dass Versicherte, die sich in einen Wahlta- 
rif nach § 53 Absatz 3 SGB V einschreiben, von der jeweiligen inhalt- 
lichen Ausgestaltung der besonderen Versorgungsformen profitie- 
ren. Der Anreiz besteht unabhängig von einem möglichen Leistungs- 
bezug nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, da die Mitglied- 
schaft bei einer Krankenkasse grundsätzlich auch bei Beendigung 
des Leistungsbezugs bestehen bleibt. 

Zur Frage der Anrechnung einer etwaigen Prämienzahlung auf die 
Regelleistungen wird auf die Antwort zu Frage 46 verwiesen. 


48. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie hat sich der Krankenstand (gesamtwirt- 
schaftlich und branchenspezifisch), unterteilt 
in die verschiedenen Formen der Erwerbstätig- 
keit (sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, 
atypisch Beschäftigte), in den Jahren 1991 bis 
2010 entwickelt, und auf welche Ursachen ist 
die Entwicklung zurückzuführen bzw. existiert 
nach Einschätzung der Bundesregierung eine 
Korrelation zu gesundheitspolitischen oder un- 
ternehmenspolitischen Maßnahmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr 
vom 9. Fehruar 2011 

Der amtliche Krankenstand ist eine Stichtagserhebung der Kranken- 
kassen, die monatlich jeweils zum Ersten des Monats erhoben wird. 
Dabei wird die Zahl arbeitsunfähig kranker GKV-Mitglieder mit 
einem potentiellen Krankengeldanspruch ins Verhältnis gesetzt zu 
der Gesamtzahl der Mitglieder mit einem Krankengeldanspruch. Zu- 
dem erfolgt eine Differenzierung nach dem Geschlecht. Die Erhe- 
bung weitergehender Merkmale wie Alter, Beruf oder Branchenzuge- 
hörigkeit ist nicht vorgesehen. Hieraus folgt, dass die Entwicklung 
des Krankenstandes nur gesamtwirtschaftlich für sozialversiche- 
rungspflichtig Beschäftigte dargestellt werden kann. 

Der in der folgenden Tabelle zur Entwicklung des Krankenstandes 
dargestellte Jahresdurchschnitt ist das arithmetische Mittel der zwölf 
Monatswerte des jeweiligen Jahres. 
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Krankenstand* im Jahresdurchschnitt 


Jahr 

Männer 

Frauen 

Männer und 
Frauen zusammen 


in % 

1991 

4,88 

4,91 

4,89 

1992 

4,84 

4,86 

4,85 

1993 

4,73 

4,74 

4,73 

1994 

4,83 

4,73 

4,78 

1995 

5,17 

4,96 

5,07 

1996 

4,76 

4,71 

4,74 

1997 

4,12 

4,23 

4,18 

1998 

4,11 

4,12 

4,11 

1999 

4,32 

4,19 

4,26 

2000 

4,31 

4,10 

4,21 

2001 

4,28 

4,07 

4,18 

2002 

4,07 

3,92 

4,00 

2003 

3,62 

3,57 

3,60 

2004 

3,38 

3,37 

3,38 

2005 

3,74 

3,58 

3,66 

2006 

3,32 

3,29 

3,31 

2007 

3,11 

3,33 

3,22 

2008 

3,25 

3,51 

3,37 

2009 

3,25 

3,57 

3,40 

2010 

3,64 

3,89 

3,76 


*) Arbeitsunfähig kranke Mitgiieder mit potentieliem Krankengeldbezug bzw. Pfiichtmitglieder ohne 
Rentner etc. als %-Anteil dieser Mitglieder Insgesamt. 


Wie die Tabelle zeigt, ist der Krankenstand seit 1991 langfristig ge- 
sunken. Im Beobachtungszeitraum steht der Maximalwert von 
5,07 Prozent im Jahr 1995 dem Minimalwert von 3,22 Prozent im 
Jahr 2007 gegenüber. Seit dem Jahr 2007 ist zwar wieder ein leichter 
Anstieg des Krankenstandes auf 3,76 Prozent im Jahr 2010 zu be- 
obachten; das Krankenstandsniveau der 90er Jahre wird damit je- 
doch weiterhin deutlich unterschritten. 

Die Bestimmungsfaktoren des Krankenstandes sind vielfältig. So 
dürften Faktoren wie die jeweilige wirtschaftliche Entwicklung aber 
auch branchenspezifische Arbeits- und Gesundheitsbelastungen ent- 
sprechende Einflussgrößen darstellen. Unter anderem durch den 
wirtschaftlichen Wandel haben sich zudem die Arbeitsbedingungen 
insgesamt verbessert, was z. B. auch im Rückgang der Zahl von Ar- 
beitsunfällen zum Ausdruck kommt (siehe folgende Tabelle). 
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Gesetzliche Unfallversicherung 
(ohne Schüler-Unfallversicherung) 


Jahr 

Meldepflichtige 

Arbeitsunfälle 

Neue Unfallrenten 

aufgrund Arbeitsunfall 

2000 

1.513.723 

30.834 

2001 

1.395.592 

29.201 

2002 

1.306.772 

28.278 

2003 

1.142.775 

26.817 

2004 

1.088.672 

24.954 

2005 

1.029.520 

23.886 

2006 

1.047.516 

22.941 

2007 

1.055.797 

21.315 

2008 

1.063.915 

20.627 

2009 

974.642 

19.018 


(BMAS: Die gesetzliche Unfallversicherung In der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2009. 
Statistischer und finanzieller Bericht, S. 8) 


49. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie hat sich der Krankenstand, unterteilt in 
die Altersgruppen 20- bis 34-Jährige, 35- bis 
44-Jährige, 44- bis 54-Jährige, 55- bis 64-Jähri- 
ge, 58- bis 63-Jährige sowie 60- bis 64-Jährige, 
im Zeitraum von 1991 bis 2010 entwickelt, 
und welche Maßnahmen will die Bundesregie- 
rung ergreifen, um die Beschäftigungsfähigkeit 
vor dem Hintergrund der von der Bundesre- 
gierung geplanten Erhöhung des Rentenein- 
trittsalters zu verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr 
vom 9. Februar 2011 

Eine Differenzierung nach dem Alter ist bei der amtlichen Statistik 
zum Krankenstand nicht möglich (siehe Antwort zu Erage 48). In 
Veröffentlichungen, z. B. Gesundheitsberichten, von Krankenkassen 
und Verbänden wird jedoch festgestellt, dass jüngere Arbeitnehmer 
zwar häufiger, dafür aber kürzer arbeitsunfähig sind als ältere. 

Gesellschaft, Politik und vor allem die Betriebe und Sozialpartner 
müssen die Übergangszeit der Anhebung der Regelaltersgrenze nut- 
zen, um die Rahmenbedingungen für eine alterns- und altersgerechte 
Beschäftigung zu verbessern. Viele Unternehmen haben den Hand- 
lungsbedarf bereits erkannt und schon heute gut funktionierende 
Modelle entwickelt, die eine längere Erwerbsdauer ermöglichen. Die 
schrittweise Anhebung der Altersgrenze bietet allen Beteiligten genü- 
gend Zeit, eine alternsgerechte Personalpolitik flächendeckend und 
erfolgreich in den Betrieben umzusetzen. 
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Dazu wird auch die Bundesregierung einen Beitrag leisten. So wird 
ein Schwerpunkt der Prävention in dieser Legislaturperiode die Stär- 
kung der betrieblichen Gesundheitsförderung mit dem Ziel sein, Un- 
ternehmen bei der Gestaltung einer gesunden Arbeitswelt und der 
Förderung der gesundheitlichen Ressourcen der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu unterstützen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


50. Abgeordneter 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse und Erwartungen hin- 
sichtlich Verfügbarkeit, Preis, Lagerfähigkeit 
und Nutzbarkeit auf deutschen Straßen haben 
die Bundesregierung dazu bewogen, in Brasi- 
lien Salz für die Erprobung für den deutschen 
Winterdienst zu ordern (vgl. Sächsische Zei- 
tung vom 20. Januar 2011)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 8. Fehruar 2011 

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen der extremen winterlichen 
Witterungsverhältnisse aus dem Winter 2009/2010 sollten weitere 
Liefermöglichkeiten für Salz sondiert werden. Hierfür wurde eine 
Salzprobe aus Brasilien beschafft, deren Eignung und Qualität der- 
zeit von der Bundesanstalt für Straßenwesen untersucht wird. 


5 1 . Abgeordneter 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Welche Menge an brasilianischem Salz wurde 
zur Erprobung durch die Bundesanstalt für 
Straßenwesen (BASt) für den deutschen Win- 
terdienst eingekauft und geliefert, und was ha- 
ben die Beschaffung und der Transport gekos- 
tet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 9. Fehruar 2011 

Für die Beprobung des brasilianischen Salzes wurden 1 5 kg geordert. 
Die Kosten für den Transport betrugen 450 Euro; die Probe selbst 
war kostenfrei. 
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52. Abgeordneter 
Uwe 

Beckmeyer 

(SPD) 


Wird es nach den Tests durch die BASt einen 
Feldversuch mit brasilianischem Salz auf deut- 
schen Straßen geben, und wie werden die Bun- 
desländer mit ihren Auftragsverwaltungen in 
die Erprobung und mögliche Beschaffung ein- 
bezogen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 9. Fehruar 2011 

Aussagen über die Verwendungsfähigkeit von Salz bedürfen keiner 
Feldversuche. 

Die Beschaffung von Salz bleibt Aufgabe der Länder. 


53. Abgeordneter 

Lothar 

Binding 

(Heidelherg) 

(SPD) 


Welche wirtschaftliche und verkehrspolitische 
Bedeutung misst die Bundesregierung dem 
Ausbau der Schleusen am Neckar zwischen 
Mannheim und Plochingen bei, und wie be- 
wertet die Bundesregierung vor diesem Hinter- 
grund Medienberichte zu einem Stopp des 
Ausbauprogramms (vgl. STUTTGARTER 
ZEITUNG vom 1. Februar 2011)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. Fehruar 2011 

Das Ziel der Bundesregierung ist es, am Neckar durch Ersatz- und 
Erweiterungsinvestitionen an Wehren und Schleusen einen wettbe- 
werbsfähigen Wasserstraßentransport mit modernen Güterschiffen 
zu ermöglichen. 

Mit dafür erforderlichen, vorbereitenden Instandsetzungsmaßnah- 
men an den Schleusenanlagen wurde bereits begonnen. 

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist eine Kostenerhöhung für das ge- 
samte Projekt zu erwarten. Vor dem Hintergrund der Haushaltskon- 
solidierung der Bundesregierung und der Konkurrenz durch andere 
prioritäre Projekte müssen Überlegungen angestellt werden, wie die 
einzelnen Projektabschnitte am Neckar so umgesetzt werden, dass 
ein sinnvoller Nutzen in vertretbaren Zeiträumen für die Region ein- 
tritt. Hierbei ist auch die Reihenfolge der Maßnahmen anhand zu- 
standsbedingter, verkehrlicher und planerischer Kriterien festzule- 
gen. Die Maßnahmen zum Substanzerhalt haben dabei Priorität. Die 
Überlegungen hierzu sind nicht abgeschlossen. 

Das Projekt Neckarschleusenverlängerung als solches wird dabei 
von Seiten der Bundesregierung nicht in Frage gestellt. 
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54. Abgeordneter 

Lothar 

Binding 

(Heidelberg) 

(SPD) 


Wann ist eine Entscheidung der Bundesregie- 
rung zur Kategorisierung der Verkehrsfunk- 
tion des Neckars zu erwarten, die Planungssi- 
cherheit für die betroffenen Regionen herstellt, 
durch die Verlängerung der Schleusen zur Ver- 
besserung der Schiffbarkeit (z. B. auch 135- 
Meter-Schiffe) beiträgt und den Ausbau der 
Binnenschifffahrt weiterentwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. Februar 2011 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wird 
die endgültige Zuordnung aller Wasserstraßen zur neuen Netzstruk- 
tur bis April 2011 vornehmen. Erst daraus lassen sich konkrete 
Schlussfolgerungen für einzelne Wasserstraßenabschnitte ziehen. 


55. 


Abgeordneter 

Dr. Thomas 
Gambke 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Plant die Bundesregierung nach Inbetriebnah- 
me der Strecke Nürnberg-Ingolstadt-Mün- 
chen im Jahr 2006 und dem mittlerweile „ein- 
geschwungenen Zustand“ des Eahrplans eine 
Ex-post-Analyse in dieser Eegislaturperiode, 
und wenn nein, wie begründet die Bundesre- 
gierung ihre ablehnende Haltung zu einer Ex- 
post-Untersuchung über das tatsächliche Kos- 
ten-Nutzen-Verhältnis der Strecke? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 8. Februar 2011 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) wird für einige Bedarfsplanprojekte in dieser Eegislaturpe- 
riode eine Ex-post-Analyse durchführen. Die Neubaustrecke Nürn- 
berg-Ingolstadt-München soll in diesen Prozess einbezogen werden. 


56. Abgeordneter 
Dr. Thomas 
Gambke 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Nutzungsannahmen (Aufkommen an 
Verkehrs- und Güterzügen) lagen der Kosten- 
Nutzen-Analyse von 1985 für die Neubau-/ 
Ausbaustrecke Nürnberg-Ingolstadt-Mün- 
chen zum Zeitpunkt der Entscheidung für die- 
se Variante vor und führten zu einem Kosten- 
Nutzen-Verhältnis von 3,8, und wie stellt sich 
die Nutzung heute dar (tatsächliches Aufkom- 
men an Verkehrs- und Güterzügen)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 8. Fehruar 2011 

Gut 25 Jahre nach der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung der Ausbau-/ 
Neubaustrecke Nürnberg-Ingolstadt-München liegt dem BMVBS 
die damalige detaillierte Rechnung nicht mehr vor. Zur heutigen 
Nutzung wird auf die Antworten der Bundesregierung zu Ihren 
Schriftlichen Fragen 55 (s. o.) sowie 160 auf Bundestagsdrucksache 
17/4639 verwiesen. 


57. Abgeordnete 

Iris 

Gleiche 

(SPD) 


Welche Strecken der Deutschen Bahn AG sind 
im ostdeutschen Schienennetz mit keinem Si- 
cherheitssystem ausgestattet, das beim Über- 
fahren eines Haltesignals eine automatische 
Zwangsbremsung auslöst (bitte aufschlüsseln 
nach Bundesland, im gesamten Bundesgebiet 
und Strecke)? 


58. Abgeordnete Wann ist mit einer flächendeckenden Nachrüs- 

Iris tung mit einem Sicherheitssystem zu rechnen? 

Gleiche 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. Februar 2011 

Die Fragen 57 und 58 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Die Deutsche Bahn AG hat sich im Jahr 2007 im Rahmen eines So- 
fortprogramms für definierte Strecken selbst verpflichtet, diese mit 
einer Zugbeeinflussung auszustatten. Ziel ist es, das Sicherheitsni- 
veau dieser Strecken schnellstmöglich zu erhöhen. Aktuelle Angaben 
zu diesem Sofortprogramm und zu Strecken, die nicht mit Zugbeein- 
flussung ausgerüstet sind, liegen bei den Schienennetzbetreibern vor. 

Im Übrigen verweise ich auf die Entscheidungen des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung zur Abgrenzung 
der Zuständigkeiten Bund/Deutsche Bahn AG/Länder infolge der 
Bahnreform (Anlage 1 zu Bundestagsdrucksache 13/6149 vom 
18. November 1996) sowie zur Stärkung des parlamentarischen Fra- 
gerechts (Bundestagsdrucksache 16/8467 vom 10. März 2008). 


59. Abgeordnete 

Angelika 

Graf 

(Rosenheim) 

(SPD) 


Welche konkreten Straßen-, Schienen- und 
Wasserstraßenneubauvorhaben des Bundes 
werden 2011 im Freistaat Bayern begonnen, 
und ist es richtig, dass der Bund die Umset- 
zung von bisher vorgesehenen Verkehrsprojek- 
ten in Bayern verschieben wird, wenn Mün- 
chen den Zuschlag für Olympia 2018 erhalten 
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sollte und dadurch ein entsprechender zusätz- 
licher (Finanzierungs-)Bedarf für diesbezügli- 
che Infrastrukturmaßnahmen in Bayern ent- 
steht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 7. Februar 2011 

Bundesschienenwege: Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung hat die Prüfung, wie sich die aktuelle Finanzlinie 
im Detail auswirken wird, noch nicht abgeschlossen. Vor dem Ab- 
schluss dieser Prüfung ist eine Aussage zu den künftigen Vorhaben 
des Bedarfsplans Schiene nicht möglich. 

Bundesfernstraßen: Im Jahr 2011 liegt der Schwerpunkt zunächst 
auf dem noch im Vergabeverfahren befindlichen ÖPP-Projekt (ÖPP: 
öffentlich-private Partnerschaft) zum Ausbau der A8, Augsburg- 
Ulm. Über künftige Baubeginne kann erst in Kenntnis der Entschei- 
dung über den Austragungsort der Olympischen Winterspiele 2018 
unter Berücksichtigung der in Konkurrenz stehenden baureifen 
Maßnahmen und in Abhängigkeit der Finanzierungsmöglichkeiten 
entschieden werden. 

Im Übrigen verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage „Sachstand wichtiger Verkehrsprojekte für 
Bayern“ (Bundestagsdrucksache 17/4132). 

Bundeswasserstraßen: Keine. 


60. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Welche Ergebnisse erzielte die Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe zu Mitfahrerparkplätzen an 
Bundesstraßen in unmittelbarer Nähe von An- 
schlussstellen von Autobahnen für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern, und bis wann ist 
an welchen Bundesstraßen in Mecklenburg- 
Vorpommern geplant, solche sog. Pendler- 
parkplätze zu errichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 10. Februar 2011 

Eine im Nachgang zur ersten Sitzung der Bund-Länder-Arbeitsgrup- 
pe zu Mitfahrerparkplätzen an Bundesstraßen durchgeführte Län- 
derabfrage hat ergeben, dass derzeit ca. 27 000 Pendlerparkplätze in 
Deutschland existieren. Neu- und Ausbaumaßnahmen von Pendler- 
parkplätzen, die sich in der Baulast des Bundes befinden, realisieren 
die Länder in eigener Zuständigkeit. Konkrete Vorhaben wurden 
während der letzten Sitzung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu Mit- 
fahrerparkplätzen am 11. Oktober 2010 nicht thematisiert. 
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6 1 . Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Welchen gesetzgeberischen Handlungsbedarf 
sieht die Bundesregierung, um künftig zu ver- 
hindern, dass Autofahrerinnen und Autofah- 
rer, die mit überhöhter Geschwindigkeit in 
Radarfallen erwischt wurden, von Gerichten 
freigesprochen werden, wie 2010 wiederholt 
am Amtsgericht Herford geschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 10. Februar 2011 

Aufgrund der grundgesetzlich gewährleisteten richterlichen Unab- 
hängigkeit ist es der Bundesregierung versagt, einzelne Gerichtsent- 
scheidungen zu kommentieren. 

Dies vorausgeschickt ist Folgendes zu bemerken: 

Nach § 100h Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Strafprozessordnung 
dürfen auch ohne Wissen der Betroffenen außerhalb von Wohnun- 
gen Bildaufnahmen hergestellt werden, wenn die Erforschung des 
Sachverhalts oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes eines Beschul- 
digten auf andere Weise weniger erfolgversprechend oder erschwert 
wäre. Diese Vorschrift ist nach § 46 Absatz 1 des Ordnungswidrig- 
keitengesetzes im Bußgeldverfahren sinngemäß anzuwenden. Sie 
kann daher als Rechtsgrundlage für Büdaufnahmen, die zur Ermitt- 
lung von Geschwindigkeitsverstößen im Straßenverkehr gefertigt 
werden, herangezogen werden. Entsprechende fachgerichtliche Ent- 
scheidungen hat das Bundesverfassungsgericht in seinen Entschei- 
dungen vom 5. Juli 2010 (Az. 2 BvR 759/10) und vom 12. August 
2010 (Az. 2 BvR 1447/10) verfassungsrechtlich nicht beanstandet. 

Gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht daher nicht. 


62. Abgeordneter 
Winfried 
Hermann 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchem Grund wurde die Audioprüfung 
zum Erwerb einer Fahrerlaubnis zum Führen 
von Kraftfahrzeugen (Prüfungsrichtlinie) in ei- 
nigen ausgewählten Sprachen wie z. B. Alba- 
nisch, Arabisch, Tamilisch, Persisch und Viet- 
namesisch zum 1. Januar 2011 abgeschafft, ob- 
wohl die entsprechende Audiosoftware dafür 
vorhanden ist und auch jahrelang in den Fahr- 
schulen eingesetzt wurde, und wie ist die Pra- 
xis in anderen europäischen Staaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 10. Februar 2011 

Die theoretische Fahrerlaubnisprüfung ist gemäß Anlage 7 zur Fahr- 
erlaubnis-Verordnung (FeV) dem Grunde nach in deutscher Sprache 
abzulegen. Sie kann auch in den Sprachen Englisch, Französisch, 
Griechisch, Italienisch, Kroatisch, Polnisch, Portugiesisch, Rumä- 
nisch, Russisch, Spanisch und Türkisch abgelegt werden. Diese 
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Sprachauswahl ist sowohl der Tatsache geschuldet, dass Deutsch die 
Amtssprache ist als auch der Förderung der Integration fremdspra- 
chiger Mitbürger. 

Nach den bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Bestimmungen 
konnten die zuständigen obersten Landesbehörden zulassen, dass die 
Fragen zur theoretischen Fahrerlaubnisprüfung außer in Deutsch 
auch in anderen Sprachen, unter Hinzuziehung eines Dolmetschers 
oder fremdsprachig mit Hilfen anderer Medien, insbesondere mit 
Bildschirm- oder mit Audiounterstützung gestellt werden. Ein Zu- 
stand, der unter den Gesichtspunkten Prüfungsgerechtigkeit und 
Gleichbehandlung einer Änderung bedurfte, da von dieser Ermächti- 
gung von den Ländern sehr unterschiedlich Gebrauch gemacht wur- 
de. Von der Unterstützung durch einen Dolmetscher wurde neben 
den eingangs genannten Gründen (Förderung der Integration) au- 
ßerdem Abstand genommen, weil sich gezeigt hat, dass diese Form 
der Prüfung einem erheblich höheren Betrugsrisiko unterliegt und 
zunehmend auch kriminelle Manipulationen auftraten. 

In der Praxis hatten sich bereits fast alle Länder entschieden, dieses 
Prüfungsformat nicht mehr anzubieten. Der Bund-Länder-Fachaus- 
schuss Fahrerlaubnisrecht/Fahrlehrerrecht hat sich in seinen Sitzun- 
gen 11/2008 und 11/2009 einstimmig dafür ausgesprochen, dass die 
theoretische Fahrerlaubnisprüfung nur noch in schriftlicher Form als 
Prüfung am PC in Fremdsprachen abgelegt werden kann. 

Die in Anlage 7 FeV aufgeführten Fremdsprachen werden seit vielen 
Jahren bundesweit angeboten. Diese Verfahrensweise hat sich seither 
bewährt und ist durch Beschluss des Bundesrates vom 17. Dezember 
2010 (Bundesratsdrucksache 580/10) gefestigt worden. 

Zur Praxis anderer EU-Mitgliedstaaten hinsichtlich der Prüfungs- 
möglichkeit in Fremdsprachen liegen hier nur wenige Erkenntnisse 
vor. Bekannt ist, dass in Schweden Übersetzungen der Prüfungsfra- 
gen in verschiedene Fremdsprachen vorgenommen werden und dass 
in Großbritannien die Prüfung in 20 Sprachen auditiv angeboten 
wird. Darüber hinaus ist es in den meisten Staaten möglich, die Hilfe 
eines Dolmetschers in Anspruch zu nehmen, ohne dass hier der Um- 
fang der möglichen Sprachen bekannt ist. 


63 . 


Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Aktivitäten der Landesregierung Nie- 
dersachsen sind der Bundesregierung bekannt, 
um die linienbestimmte Variante West 3 der 
A20 zwischen Westerstede und Drochtersen 
durch eine andere Variante zu ersetzen, und 
welche konkreten Verfahrensschritte (ein- 
schließlich Öffentlichkeitsbeteiligung) wären 
notwendig, um die landesplanerisch festgestell- 
te Variante West 2 weiterverfolgen zu können? 
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64. 


Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eür welche Straßenbauvorhaben in den ver- 
gangenen zehn Jahren wurde von den ur- 
sprünglich linienbestimmten Varianten abgewi- 
chen, und mit welchen formalen Schritten wur- 
de diese Abweichung geheilt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 8. Februar 2011 

Die Fragen 63 und 64 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Der Bundesregierung sind Bemühungen des Eandes Niedersachsen 
bekannt, ggf. die linienbestimmte Variante West 3 der A20 im Be- 
reich Jade durch eine andere Variante zu ersetzen. 

Die Bestimmung der Planung und Einienführung nach § 16 des Bun- 
desfernstraßengesetzes (EStrG) ist eine vorbereitende Grundent- 
scheidung mit verwaltungsinterner Bedeutung. Die bestimmte Einie 
ist für die weitere Entwurfsbearbeitung der Straßenbauverwaltung 
verbindlich. Die Entscheidung hat allerdings keine unmittelbare 
Rechtswirkung gegenüber Dritten. 

Abweichungen, die sich bei der konkreten Planung als notwendig 
oder zweckmäßig erweisen, sind zulässig, sofern die generelle Pla- 
nung nach § 16 EStrG im Wesentlichen beibehalten wird. Deuten 
keine besonderen Verhältnisse auf eine engere Bindung an die be- 
stimmte Einie hin, so sind Abweichungen innerhalb weniger hundert 
Meter möglich. 

Ist nach dem Ergebnis der Abwägung durch die Planfeststellungsbe- 
hörde die vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung bestimmte Einie nicht planfeststellungsfähig, ist die Plan- 
feststellungsbehörde nicht berechtigt, eine andere Einienführung und 
Trassierung festzustellen. Die oberste Straßenbaubehörde hat das 
BMVBS über das Abwägungsergebnis und die Gründe, auf denen es 
beruht, zu unterrichten und die Entscheidung des BMVBS herbeizu- 
führen. Gegebenenfalls ist ein erneutes Verfahren nach § 16 EStrG 
einzuleiten. Ebenso ist zu verfahren, wenn es die Straßenbauverwal- 
tung aufgrund neuer Erwägungen für notwendig erachtet, nach § 16 
EStrG bestimmte Planungen aufzuheben oder zu ändern. 

Nach § 16 EStrG ist eine Öffentlichkeitsbeteiligung nicht vorgese- 
hen. Nur im Rahmen einer erneuten Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder ggf. eines erneuten Raumordnungsverfahrens wäre die Öffent- 
lichkeit zu beteiligen. 

Eine umfassende Zusammenstellung von Straßenbauvorhaben der 
letzten zehn Jahre, bei denen von der förmlich bestimmten Einien- 
führung abgewichen wurde, liegt dem BMVBS nicht vor. 
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65. Abgeordneter 

Stephan 

Kühn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Projekte im Ereistaat Sachsen sollen 
bzw. sind in den Investitionsrahmenplan für 
die Verkehrsinfrastruktur des Bundes (IRP) ab 
2011 neu aufgenommen worden, und welche 
Projekte, die bereits Bestandteil des IRP bis 
2010 waren, sind weiterhin Bestandteil des 
IRP? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 8. Februar 2011 

Gegenwärtig werden im Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung Überlegungen zur Weiterentwicklung des Investi- 
tionsrahmenplans angestellt. 

Aussagen zum Inhalt eines neuen Investitionsrahmenplans und da- 
mit zum Umfang sächsischer Projekte sind deshalb noch nicht mög- 
lich. 


Wer ist auf Bundeswasserstraßen für die Ufer- 
sicherung verantwortlich (das Wasser- und 
Schifffahrtsamt - WSA, der Besitzer des an- 
grenzenden Grundstücks oder die Inhaber der 
Wasserrechte am Ufer), und wie wird bei den 
derzeitigen Uferbefestigungsmaßnahmen an 
den Bundeswasserstraßen der Mecklenburger 
Seenplatte, wo Holzspundwände mit Reisig- 
bündelhinterfüllung durch Unterwasserspund- 
wände in Pfahl-an-Pfahl-Bauweise und mit 
grobem Schotter hinterfüllt werden, der Arten- 
vielfalt in den Uferbiotopen Rechnung getra- 
gen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 8. Februar 2011 

Die Unterhaltung der Ufer an Bundeswasserstraßen richtet sich nach 
den Vorschriften des Bundeswasserstraßengesetzes (WaStrG) und 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) i. V. m. dem jeweiligen Landes- 
wassergesetz. Eür Unterhaltungsmaßnahmen an den Ufern der Bun- 
deswasserstraßen ist der Bund gemäß § 8 WaStrG zuständig, wenn 
die Maßnahme aufgrund der Verkehrsfunktion der Wasserstraße er- 
forderlich ist. Aus wasserwirtschaftlichen Gründen kann sich eine 
Pflicht des Bundes zur Uferunterhaltung als Gewässereigentümer 
aus § 39 Absatz 1 Nummer 2, § 40 Absatz 1 WHG ergeben, wenn 
das maßgebliche Landeswasserrecht die Unterhaltungspflicht nicht 
anderen übertragen hat. 

An den Mecklenburger Seen selbst werden seitens des zuständigen 
Wasser- und Schifffahrtsamtes derzeit keine Uferunterhaltungsmaß- 
nahmen durchgeführt. Sofern Maßnahmen im weiteren Bereich der 
Müritz-Elde- und der Stör-Wasserstraße gemeint sein sollten, ist eine 
Abstimmung mit den zuständigen Naturschutzbehörden erfolgt. 
Eine erhebliche Beeinträchtigung der Artenvielfalt wurde nicht fest- 
gestellt. 


66. Abgeordneter 

Stephan 

Kühn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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67. Abgeordneter 

Stephan 

Kühn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Muss der Besitzer des angrenzenden Eandes 
gehört oder um Einverständnis gefragt wer- 
den, wenn vom WSA an den Bundeswasser- 
straßen Wasserrechte an den Ufern an Dritte 
wie Privatpersonen, Eirmen oder Vereine ver- 
geben werden, insbesondere, wenn zum Ufer- 
bereich keine öffentlichen Wege führen, und 
wenn ja, gilt das auch für die Verlängerung die- 
ser Wasserrechte, insbesondere, wenn die Be- 
sitzer des angrenzenden Landes den Boden 
erst während laufender Wasserrechte erwor- 
ben haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 8. Februar 2011 

Nein, es gibt keine Pflicht zur Anhörung angrenzender Nachbarn. 


68 . 


Abgeordnete 

Agnes 

Malczak 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Wunsch nach einer Aufstufung der Pro- 
jekte des Weiteren Bedarfs - insbesondere der 
Ortsumgehung Gaisbeuren - im Verlauf der 
B 30 zwischen Ravensburg und Biberach von 
der baden-würtembergischen Landesregierung 
bzw. der Auftragsverwaltung des Landes Ba- 
den-Württemberg an die Bundesregierung 
herangetragen worden, und wenn ja, mit wel- 
chem Inhalt? 


69. 


Abgeordnete 

Agnes 

Malczak 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Antwort hat die Bundesregierung ge- 
gebenenfalls der baden-württembergischen 
Landesregierung bzw. der Auftragsverwaltung 
des Landes Baden-Württemberg auf den 
Wunsch nach einer Aufstufung der Projekte 
des Weiteren Bedarfs - insbesondere der Orts- 
umgehung Gaisbeuren - im Verlauf der B 30 
zwischen Ravensburg und Biberbach gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 7. Februar 2011 

Die Fragen 68 und 69 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Die Auftragsverwaltung des Landes Baden-Württemberg hat Projek- 
te zur durchgängigen Herstellung einer 4-streiflgen B 30 zwischen 
Ravensburg und Biberach, inklusive dem 4-streiflgen Neubau einer 
Ortsumgehung Gaisbeuren, zur Fortschreibung des Bundesverkehrs- 
wegeplans 2003 angemeldet. Mit Beschluss des Deutschen Bundesta- 
ges zum Fünften Gesetz zur Änderung des Fernstraßenausbaugeset- 
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zes sind die Vorhaben im geltenden Bedarfsplan für die Bundes- 
fernstraßen in den Weiteren Bedarf eingestuft. 

Dem vorgenannten Beschluss des Deutschen Bundestages nachfol- 
gend ist im Zusammenhang mit Schreiben aus der betreffenden Re- 
gion im Hinblick auf eine gewünschte Aufstufung des Vorhabens 
Ortsumgehung Gaisbeuren im Zuge der B 30 zwischen dem Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und der Auf- 
tragsverwaltung des Landes Baden-Württemberg auf Fachebene der 
Sachverhalt mit dem Hinweis auf die bevorstehende Erstellung eines 
neuen Bundesverkehrswegeplans (BVWP) erörtert worden. 

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP enthält den 
Auftrag, eine neue Grundkonzeption vorbereitend für den nächsten 
BVWP zu entwickeln. Im BMVBS wurde darauf aufbauend entschie- 
den, einen neuen BVWP aufzustellen, der im Jahr 2015 vorgelegt 
werden soll und gleichzeitig Entwurf der vom Deutschen Bundestag 
zu verabschiedenden Gesetze zur Änderung des Schienenwege- und 
Fernstraßenausbaugesetzes mit den entsprechenden Bedarfsplänen 
sein wird. 

Für alle erwogenen Investitionsvorhaben des neuen BVWP - ein- 
schließlich der Projekte des geltenden Bedarfsplans, soweit noch 
nicht in Bau oder planfestgestellt - wird eine gesamtwirtschaftliche 
Nutzen-Kosten-Untersuchung auf Basis einer aktuellen Prognose 
durchgeführt. 

Die Entscheidung über die Aufnahme eines Projekts in den gesetz- 
lich zu verabschiedenden Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 
- auf Basis des BVWP - und dessen Dringlichkeit trifft abschließend 
der Deutsche Bundestag im Rahmen der Änderung des Fernstraßen- 
ausbaugesetzes. Dies gilt auch für Projekte im Zuge der B 30 zwi- 
schen Ravensburg und Biberach. 


70. Abgeordnete 

Katja 

Mast 

(SPD) 


Plant die Bundesregierung, ein Folgepro- 
gramm für das Investitionsprogramm nationa- 
ler UNESCO-Welterbestätten aufzulegen, und 
wenn nein, welche Maßnahmen will die Bun- 
desregierung zukünftig ergreifen, um die Fi- 
nanzierung nationaler Welterbestätten, insbe- 
sondere des Klosters Maulbronn in Baden- 
Württemberg, sicherzustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 8. Februar 2011 

Die Zuständigkeit für Fragen des Denkmalschutzes liegt in der Bun- 
desrepublik Deutschland zuvörderst bei den Ländern. 

Im Zusammenhang mit dem Maßnahmepaket der Bundesregierung 
„Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung“ (Kl) hat der 
Bund 2009 erstmals ein Sonderförderprogramm für Investitionen in 
nationale UNESCO-Welterbestätten aufgelegt, um die welterbever- 
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trägliche Entwicklung der Kommunen zu fördern und kurzfristig In- 
vestitionen vor Ort auszulösen. 

Insgesamt fördert das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung die deutschen UNESCO-Welterbestätten mit rund 
220 Mio. Euro Programmmitteln, die bis 2014 ausfinanziert werden. 
Davon wurden 150 Mio. Euro im Jahr 2009 sowie rund 70 Mio. Eu- 
ro im Jahr 2010 zur Verfügung gestellt. Die Eördermittel sind durch 
die Gewährung von Projektzuwendungen an rund 80 Welterbekom- 
munen nahezu vollständig gebunden. 

Das Sonderförderprogramm ist im Bundeshaushalt 2011 nicht mehr 
mit einem neuen Ansatz ausgestattet worden. 


7 1 . Abgeordnete 

Ingrid 

Nestle 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann ist seitens der Bundesregierung mit 
einer Stellungnahme bezüglich der Einführung 
einer bedarfsgerechten Hindernisbefeuerung 
von Windenergieanlagen für den Elugverkehr 
zu rechnen, um den zuständigen Genehmi- 
gungsbehörden in den Eändern eine Entschei- 
dungsgrundlage für die Genehmigung von Pi- 
lotprojekten, abweichend von der jetzt gültigen 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kenn- 
zeichnung von Euftfahrthindernissen, zu ge- 
ben, nachdem diesbezüglich im Energiekon- 
zept ein kurzfristiges Handeln zur Reduzie- 
rung von Eichtemissionen beschrieben wurde, 
und wie ist der aktuelle Sachstand? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 8. Februar 2011 

Um die Akzeptanz für den Ausbau der Windenergienutzung an 
Eand zu verbessern und damit die Ausbauziele der Bundesregierung 
im Bereich der erneuerbaren Energien zu gewährleisten, hat sich die 
Bundesregierung im Energiekonzept dafür ausgesprochen, kurzfris- 
tig für eine deutliche Reduzierung der Eichtemissionen von Wind- 
energieanlagen zu sorgen und die dafür notwendigen rechtlichen Vo- 
raussetzungen zu schaffen. Möglichkeiten hierzu wären beispielswei- 
se die Nutzung sogenannter bedarfsorientierter Befeuerungssysteme 
oder des Blattspitzenhindernisfeuers. 

Die Genehmigungsbehörden der Eänder können von den Vorgaben 
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von 
Euftfahrthindernissen (BAnz. S. 4471) nur aufgrund einer ausrei- 
chenden Begründung mit Zustimmung des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung abweichen. 

In der Euftfahrt sind die Anforderungen an die Sicherheit besonders 
hoch. Die Erteilung von Ausnahmen, wie auch die Zustimmung zu 
neuen Konzepten mit Auswirkungen auf die Elugsicherung und die 
durch sie zu beeinflussende Sicherheit der Euftfahrt, stehen immer 
unter dem Vorbehalt, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu 
gewährleisten sind. Bisher wurden dem BMVBS keine Nachweise 
durch die Hersteller/Anbieter bedarfsorientierter Befeuerungssyste- 
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me vorgelegt, dass eine Gefährdung der Sicherheit des Luftverkehrs 
ausgeschlossen ist und dass das bisherige Sicherheitsniveau eingehal- 
ten wird. 

Das BMVBS wird Gespräche mit der Windenergieindustrie über die 
Umsetzung solcher alternativen Konzepte aufnehmen, sobald die 
durch die Industrie zu erbringenden Nachweise zur Aufrechterhal- 
tung des Sicherheitsniveaus für den Luftverkehr vorliegen. Hierbei 
müssen nicht nur die jeweiligen Positionen der von der Einführung 
solcher Konzepte Betroffenen berücksichtigt werden (Bundesminis- 
terium der Verteidigung, Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, 
Deutsche Flugsicherung, Fuftraumnutzer), sondern auch die Vorga- 
ben der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation (ICAO). 

Die oben genannte Allgemeine Verwaltungsvorschrift bietet zudem 
bereits heute diverse Möglichkeiten zur deutlichen Reduktion der 
Fichtemissionen. 

Das BMVBS steht im kontinuierlichen Dialog mit Herstellern/Anbie- 
tern bedarfsorientierter Befeuerungssysteme. 


72. Abgeordneter 

Carsten 

Schneider 

(Erfurt) 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung ihre (wider- 
sprüchliche) Antwort auf die Frage 65 der 
Kleinen Anfrage auf Bundestagsdrucksache 
17/4515, nach der die zusätzlichen Mittel im 
Haushaltsjahr 2007 mangels baureifer Maß- 
nahmen für die Mitte-Deutschland-Verbindung 
nicht gebunden werden konnten, obwohl das 
BMVBS laut einem eigenen Sachstandsbericht 
vom 3. März 2009 (Az. KabParl/Da 149/09) 
die zusätzlich bereitgestellten Mittel für die 
zweite Baustufe verwenden wollte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Eerlemann 
vom 8. Eehruar 2011 

Die Antwort der Bundesregierung zu Frage 65 auf Bundestagsdruck- 
sache 17/4515 ist zu dem genannten Sachstandsbericht insofern nicht 
widersprüchlich, als dass weiterhin beabsichtigt ist, bei Vorliegen 
baureifer Maßnahmen für den weiteren Ausbau der Mitte-Deutsch- 
land-Verbindung Verpflichtungsermächtigungen im Rahmen der ver- 
fügbaren Mittel im Bundeshaushalt auszubringen. 


73. Abgeordneter 

Carsten 

Schneider 

(Erfurt) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine Öff- 
nung des Städtebautitels 882 11 im Einzel- 
plan 12 für die Förderung von Vorhaben im 
Rahmen der Futherdekade, und wenn ja, wie 
hoch wäre dann die Förderquote des Bundes 
pro gefördertem Vorhaben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 8. Februar 2011 

Sakralbauten der Lutherdekade sind im Rahmen der Städtebauförde- 
rung grundsätzlich förderfähig. Die Förderung kann sowohl über die 
reguläre Drittelllnanzierung (Bund, Länder, Kommunen) als auch in 
den neuen Ländern analog dem ehemaligen Programm „Dach und 
Fach“ erfolgen. Über den tatsächlichen Einsatz der Fördermittel für 
einzelne Baumaßnahmen, d. h. ob und in welcher Höhe, entscheiden 
jedoch Kommunen und Länder in eigener Verantwortung. 


74. Abgeordneter 

Stefan 

Schwartze 

(SPD) 


Strebt die Bundesregierung an, die Lärm- 
schutzrichtlinien beim Straßenneubau oder 
-ausbau zu verschärfen, und sollen die zulässi- 
gen Lärmschutzwerte für Wohnbebauung ab- 
gesenkt werden (bitte die geplanten Maßnah- 
men auflisten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 9. Februar 2011 

Die Bundesregierung sieht derzeit keine Veranlassung, die beim 
Neu- und Ausbau von Straßen geltenden Immissionsgrenzwerte, die 
in der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) festgelegt 
sind, zu verschärfen. 


75. Abgeordnete 

Rita 

Schwarzelühr- 

Sutter 

(SPD) 


Welche Beteiligungsrechte wird die Bundesre- 
gierung der von den Anflügen zum Flughafen 
Zürich (Kloten) betroffenen deutschen Bevöl- 
kerung von der Schweiz einfordern, wenn sie 
der Meinung ist, dass der Züricher Flughafen 
für die deutsche Luftfahrt von wichtiger Be- 
deutung ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 8. Februar 2011 

Die Bundesregierung hat noch nicht entschieden, welche konkreten 
Beteiligungsrechte sie für Deutschland in Bezug auf den Flughafen 
Zürich bei der Schweiz einfordern wird. Dies ist auch abhängig vom 
weiteren Verlauf der Verhandlungen. 


76. Abgeordnete 

Rita 

Schwarzelühr- 

Sutter 

(SPD) 


Wie sieht der weitere Zeitplan für die Lösung 
des Fluglärmstreits (inklusive des nächsten 
Treffens zwischen dem Bundesminister für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung Dr. Peter 
Ramsauer und seiner schweizerischen Kollegin 
der Bundesrätin Doris Leuthard) aus, und 
wann werden die Eckpunkte als Ergebnis der 
büateralen Arbeitsgruppen bekannt gegeben. 
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damit die Verhandlungen mit der Schweiz über 
eine faire Verteilung des Fluglärms gestartet 
werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 8. Februar 2011 

Ein weiteres Treffen zwischen dem Bundesminister für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung Dr. Peter Ramsauer und seiner schweizeri- 
schen Kollegin der Bundesrätin Doris Leuthard ist für das erste 
Quartal 2011 geplant. 

Es ist beabsichtigt, dass die sog. AG Zürich innerhalb des ersten 
Quartals 2011 erneut tagen soll. Welche Fortschritte im Rahmen die- 
ser Gespräche zu erzielen sind, ist heute nicht vorhersehbar. 


77. Abgeordnete 

Rita 

Schwarzelühr- 

Sutter 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Forderung nach 
einer Begrenzung der Anflüge auf den Flugha- 
fen Zürich über deutsches Gebiet auf maximal 
60 000 Anflüge in die deutsch-schweizerische 
Arbeitsgruppe eingebracht, und wie war die 
Reaktion der schweizerischen Seite auf diese 
Forderung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 8. Februar 2011 

Ja. Eine offizielle Stellungnahme der Schweiz hierzu liegt nicht vor. 


78. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Welche Kenntisse hat die Bundesregierung 
über Ursachen und tatsächliche Höhe der 
deutlichen Mehrkosten für das europäische 
Satellitensystem Galileo, und wie wird die 
Bundesregierung mit Forderungen umgehen, 
diese zusätzlichen Kosten erneut aus dem EU- 
Agrarhaushalt auszugleichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 7. Februar 2011 

In der am 18. Januar 2011 vorgelegten Halbzeitüberprüfung gibt die 
Europäische Kommission zusätzliche Kosten für den Vollausbau des 
Systems von 1,9 Mrd. Euro (rechnerischer deutscher Anteil: rund 
380 Mio. Euro) an. Ferner werden die jährlichen Betriebskosten für 
Galileo mit rund 800 Mio. Euro beziffert. Die Bundesregierung hat 
die EU-Kommission zunächst zu einer ins Detail gehenden Darstel- 
lung der Zusatzkosten aufgefordert, um eine genaue Prüfung vorneh- 
men zu können. 
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Da derzeit keine detaillierte Aufschlüsselung der Mehrkosten und de- 
ren Finanzierung vorliegt, können insoweit noch keine Aussagen ge- 
macht werden. Die Entscheidung über die weitere Ausgestaltung von 
Galileo und dessen Finanzierung kann nur im Rahmen der Verhand- 
lungen über den kommenden mehrjährigen Finanzrahmen getroffen 
werden. Für den laufenden mehrjährigen Finanzrahmen gilt unver- 
ändert der Beschluss des Budgetrates vom 21. November 2007 (kei- 
ne erneute Änderung des mehrjährigen Finanzrahmens). Der Vor- 
schlag einer ergänzenden Finanzierung durch die Mitgliedstaaten 
wird von der Bundesregierung abgelehnt. 

Nach wie vor hält die Bundesregierung am Kern des Systems fest. 
Dies ist sowohl durch die mit Galileo eröffnete technologische wie 
strategische Unabhängigkeit Europas als auch durch das mit der 
Nutzung der Signale verbundene Marktpotenzial begründet. 


79. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Bau- bzw. Streckenabschnitte sind von 
der im März 2009 geschlossenen Vereinbarung 
von Bund und Ländern zur Finanzierung der 
Nordverlängerung der A 14 konkret erfasst, 
und welchen finanziellen Gesamtumfang hat 
die Vereinbarung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 10. Februar 2011 

Die fortgeschriebene gemeinsame Erklärung vom 16. März 2009 um- 
fasst den Neubau der A 14 zwischen der A2 und der A24 von der 
Anschlussstelle (AS) Dahlenwarsleben bis zum Autobahnkreuz (AK) 
Schwerin mit folgenden Abschnitten: 

Bauphase A: AS Wolmirstedt-AS Stendal, AS Osterburg-AS Kar- 
städt und AS Ludwigslust-Süd-AK Schwerin (A 24), 

Bauphase B: AS Stendal-AS Osterburg und AS Karstädt-AS Lud- 
wigslust-Süd sowie 

Bauphase C: AS Dahlenwarsleben-AS Wolmirstedt. 

Der finanzielle Gesamtumfang beträgt rund 1,2 Mrd. Euro. 


80. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welcher Betrag wird laut der Finanzierungs- 
vereinbarung davon durch die Länder Bran- 
denburg, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg- 
Vorpommern jeweils insgesamt, abschnittsbe- 
zogen und durch Mittel des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung abgesichert 
getragen (bitte jeweils konkret und nach Län- 
dern aufschlüsseln)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 10. Februar 2011 

Die Länder Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vor- 
pommern sind nicht Baulastträger der A 14 und tragen daher weder 
Grunderwerbs- noch Baukosten. Kostenträger ist der Bund. Er wird 
in der Bauphase A im Zeitraum bis 2015 durch EU-Mittel aus dem 
Europäischen Eonds für regionale Entwicklung (EERE) für die Stre- 
ckenanteile 

- in Mecklenburg-Vorpommern um 52 Mio. Euro, 

- in Brandenburg um 68 Mio. Euro und 

- in Sachsen-Anhalt um 207 Mio. Euro, 
insgesamt also um 327 Mio. Euro entlastet. 

Eür die Bauphasen B und C nach 2015 ist beabsichtigt, den bisheri- 
gen Kostenanteil von EU-Mitteln beizubehalten. Wenn eine An- 
schlussförderung mit EU-Mitteln nicht möglich ist, sollen die ent- 
sprechenden Mittel aus den Eänderplafonds des Bundes erbracht 
werden. 


8 1 . Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Enthält die Einanzierungsvereinbarung Rege- 
lungen, auf welche Weise Kostensteigerungen 
beim Bau der Nordverlängerung der A 14 auf 
Bund und Eänder umgelegt werden, und wenn 
ja, wie lauten diese konkret? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 10. Februar 2011 

Die Finanzierungsvereinbarung soll bei Bedarf fortgeschrieben wer- 
den. 


82. Abgeordnete 
Daniela 
Wagner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann kann nach Einschätzung der Bundesre- 
gierung jeweils mit einem Baubeginn der Orts- 
umfahrungen (OU) B271 Kirchheim (Plan- 
feststellungsbeschluss erfolgte am 5. Februar 
2009), OU B271 Herxheim und OU B271 
Herxheim-Bad Dürkheim mit der BVWP- 
Nummer RP 8102 gerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 8. Februar 2011 

Grundlegende Voraussetzung für die bauliche Umsetzung eines Stra- 
ßenbauvorhabens im Zuge der Bundesfernstraßen ist zunächst die 
Schaffung des Baurechts durch die Straßenbauverwaltung des 
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Landes. Von den genannten Projekten liegt diese Voraussetzung le- 
diglich für die B 27 1 , Ortsumgehung Kirchheim, vor. Für dieses und 
für alle weiteren Bauvorhaben mit Baurecht gilt, dass die Finanzie- 
rung und bauliche Umsetzung dieser Maßnahmen nur in dem Um- 
fang möglich ist, wie hierfür zukünftig Haushaltsmittel zur Verfü- 
gung stehen und die Ansätze der Finanzplanung dies ermöglichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


83. Abgeordnete 
Eva 

Bulling-Schröter 

(DIE LINKE.) 


Wie hoch waren in den einzelnen Jahren 2005 
bis 2009 in Deutschland die im Rahmen der 
Verpflichtungen des Kyoto-Protokolls gemel- 
deten Einsparungen von Treibhausgasen, und 
welchen Anteil daran haben rechnerisch je- 
weils Emissionsgutschriften aus Entwicklungs- 
ländern (Certified Emission Reductions - 
CERs) bzw. Industrieländern (Emission Re- 
duction Units - ERUs), welche durch Betrei- 
ber emissionshandelspflichtiger Anlagen zur 
Abrechnung ihrer Minderungsverpflichtungen 
in diesen Jahren der Deutschen Emissionshan- 
delsstelle (DEHSt) vorgelegt wurden (Zahlen 
bitte absolut sowie relativ gegenüber 1990 an- 
geben)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 8. Fehruar 2011 

Im Vergleich zum Basisjahr 1990 wurden in den Jahren 2005 bis 
2009 folgende Mengen bzw. Prozentsätze an Treibhausgasemissio- 
nen in Deutschland eingespart: 


Jahr 

Treibhausgasemissionen in 

Mio. t C02-Äquivalenten 

(C02e) 

Einsparung zu 1990 

absolut in Mio. t C02e 

Einsparung zu 1990 

prozentual 

1990 

1232,4 



2005 

1.000,5 

-231,9 

-18,8% 

2006 

1.002,9 

-229,5 

-18,6% 

2007 

980,8 

-251,6 

-20,4% 

2008 

981,9 

-250,5 

-20,3% 

2009 

920,1 

-312,3 

-25,3% 


Quelle: Umweltbundesamt, Treibhausgasemissionsberichterstattung 2011 
(EU-Submission, Stand 15.01.2011) 
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Emissionsgutschriften aus dem Clean Development Mechanism 
(CDM) und der Joint Implementation (JI) werden bei der Berech- 
nung der Inventardaten nicht einbezogen. Die Inventardaten geben 
Auskunft über das reale Emissionsgeschehen Deutschlands im jewei- 
ligen Berichtszeitraum. Entscheidend ist es, in der Betrachtung der 
Daten Inventar und Register zu unterscheiden. 

Die zur Abgabe verwendeten Certified Emission Reductions (CERs) 
und Emission Reduction Units (ERUs) sind jedoch nicht in den er- 
zielten Emissionsminderungen Deutschlands enthalten, dies sind rea- 
le Einsparungen. 

Emissionsrechte aus den flexiblen Mechanismen des Kyoto-Proto- 
kolls sind Emissionsrechte, die Deutschland neben der auf der Basis 
der ersten Verpflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls von den Ver- 
einten Nationen (VN) zugeteilten Menge staatlicher Emissionsrech- 
te, den sogenannten Assigned Amount Units (AAUs), im nationalen 
Register führt. Die im deutschen Register verfügbaren Emissions- 
rechte setzen sich deshalb bislang aus den von den VN zugewiesenen 
AAUs sowie den projektbezogenen Emissionsgutschriften, den 
CERs aus dem CDM sowie den ERUs aus JI, zusammen. Seit 2008 
haben Anlagenbetreiber, die zur Teilnahme am Emissionshandel ver- 
pflichtet sind, Emissionsgutschriften (CERs und ERUs) im Rahmen 
der Regeln des Emissionshandels abgegeben. Hierbei haben Anla- 
genbetreiber in 2008 ca. 5 Prozent und in 2009 ca. 6 Prozent CERs 
oder ERUs verwendet, um ihrer Abgabeverpflichtung nachzukom- 
men (siehe auch Antwort zu Erage 85). Um seinen Verpflichtungen 
aus dem Kyoto-Protokoll nachzukommen, ist Deutschland nach der 
EU-Registerverordnung verpflichtet, exakt dieselben Emissionsgut- 
schriften auch zu verwenden. Dies ist in den Jahren 2008 und 2009 
zur Erfüllung der im Kyoto-Protokoll von Deutschland übernomme- 
nen Emissionsminderungsverpflichtung entsprechend vorgenommen 
worden. 


84. Abgeordnete 
Eva 

Bulling-Schröter 

(DIE EINKE.) 


Gehen in die üblichen Meldungen des Umwelt- 
bundesamts (UBA) über die prozentuale Min- 
derung des deutschen Ausstoßes von Treib- 
hausgasen gegenüber 1 990 (etwa UBA-Presse- 
Information 013/2010: minus 28,7 Prozent im 
Jahr 2009 gegenüber 1990), die im Ausland 
über CDM und JI generierten Emissionsgut- 
schriften ein, bzw. wo werden Eetztere im Rah- 
men vergleichbarer Abrechnungen berücksich- 
tigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 8. Fehruar 2011 

Der Anteil der Emissionsgutschriften aus CDM und JI wird in den 
Meldungen des Umweltbundesamtes über die tatsächliche Emis- 
sionsminderung in Deutschland nicht berücksichtigt. Deutschland er- 
wirbt keine Emissionsgutschriften aus anderen Eändern zur Erfül- 
lung seiner Verpflichtungen aus dem Nichtemissionshandelssektor, 
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Reduktionen in diesem Sektor werden nur durch Minderungsan- 
strengungen in Deutschland erzielt. 

Anlagenbetreiber, die zur Teilnahme am Emissionshandel verpflich- 
tet sind, können im Rahmen ihrer Verpflichtungen Emissionsgut- 
schriften aus CDM- und Jl-Projekten abgeben. In der zweiten Han- 
delsperiode des europäischen Emissionshandels (2008 bis 2012) ist 
dieser Anteil auf 22 Prozent der zugeteilten Menge pro Anlage be- 
schränkt. Diese Emissionsgutschriften werden bei der Abgabe im Re- 
gister der Deutschen Emissionshandelsstelle erfasst. 


85. Abgeordnete 
Eva 

Bulling-Schröter 

(DIE EINKE.) 


Wie hoch war in den einzelnen Jahren 2005 
bis 2009 jeweils der Anteil von Gutschriften 
aus CDM- und Jl-Projekten an den insgesamt 
abgelieferten Emissionsberechtigungen, welche 
von Anlagenbetreibern in der Bundesrepublik 
Deutschland im Rahmen des europäischen 
Emissionshandelssystems (ETS) zur Abrech- 
nung ihrer Minderungsverpflichtungen der 
DEHSt vorgelegt wurden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 8. Fehruar 2011 

Eür die Jahre 2005 bis 2007 wurden von den Anlagenbetreibern kei- 
ne CERs oder ERUs abgegeben. Eür die Jahre 2008 und 2009 wurde 
die folgende Menge an Emissionsgutschriften abgegeben: 





Anzahl 

Anteil CERs und 

Jahr 

Anzahl EUA 

Anzahl CERs 

ERUs 

ERUs 

2008 

451.307.548 

23.721.741 

0 

5,0% 

2009 

403.262.010 

25.999.308 

670.990 

6,2% 


Der Anteil von CERs und ERUs bezieht sich auf die gesamten Emis- 
sionen der Anlagen: 

EUA = European Allowances = europäische Emissionsberechtigun- 
gen 

CER = Certified Emission Reductions aus CDM-Projekten 
ERU = Emission Reduction Units aus Jl-Projekten. 


86. Abgeordnete 
Eva 

Bulling-Schröter 

(DIE EINKE.) 


Ist aus den der DEHSt zur Abrechnung von 
Minderungsverpflichtungen im Rahmen des 
ETS vorgelegten CERs ersichtlich, aus wel- 
chen Projekten oder Projekttypen diese stam- 
men, und wenn ja, wie viel Prozent der insge- 
samt in Deutschland abgegebenen Zertifikate 
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(European Allowances - EUA sowie CER und 
ERU) stammten in den einzelnen Jahren 2005 
bis 2009 aus HEC-23-Projekten, und wie viel 
aus Eachgasprojekten (N 2 O)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 8. Februar 2011 

Diese Informationen sind im Emissionshandelsregister der Deut- 
schen Emissionshandelsstelle enthalten. Eine umfassende Auswer- 
tung ist in der Kürze der Zeit nicht möglich. Eine diesbezügliche 
Auswertung des europäischen Emissionshandels im Jahr 2009 wurde 
durch die britische Nichtregierungsorganisation „Sandbag“ durchge- 
führt. Den Bericht finden Sie unter dem folgenden Eink: 

www.sandbag.org.uk/site_media/pdfs/reports/offset2009.pdf 

Die Bundesregierung hat die dort publizierten Zahlen jedoch nicht 
überprüft und kann deshalb die Richtigkeit dieser Daten nicht bestä- 
tigen. 


87. Abgeordnete Wie hat sich der Ausstoß von CO 2 bei Neuwa- 

Bärhel gen seit 2008 je nach Quartal entwickelt? 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 8. Fehruar 2011 

Die Mittelwerte der deutschen Neuwagenfiotte betrugen im Jahr 
2008 164,87 g C02/km und im Jahr 2009 154,07 g C02/km. Diese 
Werte wurden auf der Grundlage des C02-Monitoringsystems nach 
Maßgabe der Entscheidung Nr. 1753/2000/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 2000 ermittelt. 

Mit Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 wurde zum 
1 . Januar 2010 die Datenerhebung und Auswertung auf der Grundla- 
ge der Entscheidung Nr. 1753/2000/EG abgelöst, wodurch sich die 
Datenermittlung und -auswertung im Detail geändert hat. Eür das 
Jahr 2010 liegen noch keine Ergebnisse nach der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 vor. Nach Auskunft des Kraftfahrt-Bundesamtes 
(KBA) werden diese frühestens Mitte März 2011 verfügbar sein. 

Die für das C02-Monitoring erforderlichen Daten werden vom KBA 
gesammelt; dort werden auch die erforderlichen Auswertungen 
durchgeführt. Die EU-Gesetzgebung schreibt eine jährliche Daten- 
analyse und -Übermittlung vor, so dass quartalsbezogene Auswertun- 
gen nicht vorliegen. 

Im Übrigen veröffentlicht das KBA im Internet Informationen über 
die „Entwicklung der C02-Emissionen neu zugelassener Pkw“ begin- 
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nend ab 1998 (www.kba.de). Zudem werden auch C02-basierte Sta- 
tistiken angeboten. Diese weichen jedoch in Bezug auf die Erhe- 
bungs- und Auswertmethode von den Anforderungen der EU-Ge- 
setzgebung ab. Die Ergebnisse sind daher nicht unmittelbar ver- 
gleichbar. 


88. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was ist der Grund dafür, dass die Bundesre- 
gierung bis heute keinen Entwurf für eine No- 
velle des Treibhausgas-Emissionshandelsgeset- 
zes (TEHG) vorgelegt hat (um die bereits En- 
de 2008 beschlossenen Änderungen der euro- 
päischen Emissionshandelsrichtlinie vollstän- 
dig in nationales Recht umzusetzen), und wel- 
che Konsequenzen ergeben sich ggf. aus der 
fehlenden Umsetzung praktisch für den Emis- 
sionshandel? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 10. Februar 2011 

Die Bundesregierung wird in Kürze einen Entwurf für die Novelle 
des TEHG vorlegen. Dass dies noch nicht geschehen ist, liegt daran, 
dass die Erarbeitung eines Referentenentwurfs und die Abstimmung 
innerhalb der Bundesregierung mehr Zeit in Anspruch genommen 
haben als vorhergesehen. So wurde noch eine Kleinanlagenregelung 
für die TEHG-Novelle entwickelt. 

Die meisten neuen Vorschriften der TEHG-Novelle sollen erst ab 
dem Jahr 2012 für den Euftverkehr und ab 2013 für Anlagen Anwen- 
dung finden. Die Verfahren für die Zuteilung kostenloser Zertifikate 
müssen jedoch schon in diesem Jahr beginnen. Eür die Einhaltung 
des Zeitplans für die Zuteilung kostenloser Emissionszertifikate be- 
darf es eines schnellen Gesetzgebungsverfahrens. 


89. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Wieso forderte die Bundesregierung im Au- 
gust 2010 Auskünfte hinsichtlich des auffälli- 
gen Ultraschallbefundes im Atomkraftwerk 
Grafenrheinfeld von der Bayerischen Staatsre- 
gierung an, obwohl es sich angeblich nicht um 
einen meldepfiichtigen Vorgang handelt, bzw. 
auf welche Weise hat die Bundesregierung 
überhaupt von diesem Vorgang Kenntnis er- 
langt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 8. Februar 2011 


Der Vorgang war Gesprächsgegenstand in Fachkreisen. 
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90. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Wieso hat sich die Reaktorsicherheits-Kom- 
mission erst am 15. September 2010 bzw. 
15. Dezember 2010 mit dem Vorgang befasst, 
und wie ist diese Verzögerung bezüglich eines 
sicherheitsrelevanten Vorgangs zu erklären? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 8. Februar 2011 

Die Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) befasst sich mit wissen- 
schaftlich-technischen Fachfragen zur Beratung des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit; die RSK hat 
aber keine eigenständige Aufsichtsfunktion. Insbesondere werden in 
den Sitzungen der RSK und ihrer Ausschüsse nicht alle Befunde aus 
wiederkehrenden Prüfungen behandelt. 


9 1 . Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat die bayerische Atomaufsichtsbehörde 
nach den Erkenntnissen des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit (BMU) im letzten Jahr in ihre Abwä- 
gungen und Entscheidungen, wie mit dem ak- 
tuellen Primärkreislaufbefund im Atomkraft- 
werk Grafenrheinfeld zu verfahren sei, einbe- 
zogen, welche Anlagenstillstandsdauer eine so- 
fortige Ursachenklärung (zerstörende Prü- 
fung) zur Folge gehabt hätte, und wurde bei 
dem BMU-Gespräch mit der bayerischen 
Atomaufsichtsbehörde erörtert, ob diese stets 
von einer Verfügbarkeit des Austauschrohrseg- 
ments etwa im März/April 2011 oder zunächst 
von einer späteren Verfügbarkeit (und damit 
auch einer verfügbarkeitsbedingten längeren 
Stillstandsdauer) wie beispielsweise 1,5 bis 
2 Jahre ausging (ggf. bitte mit Angabe der Still- 
standsdauer, von der zunächst ausgegangen 
wurde)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 9. Februar 2011 

Der Vorgang ist von den beteüigten Behörden und Sachverständi- 
genorganisationen intensiv erörtert worden. Im Rahmen der ab- 
schließenden Bewertung des Sachverhalts, unter anderem auch nach 
Beratung durch die Reaktor-Sicherheitskommission, hielt es die 
bayerische Atomaufsicht - wie auch das BMU - für erforderlich, 
bereits im März 2011 eine abschließende Ursachenklärung herbei- 
zuführen. Die Verfügbarkeit eines eventuell notwendigen Austausch- 
rohrsegments spielte für diese Entscheidung keine Rolle. 
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92. Abgeordneter 

Dr. Matthias 

Miersch 

(SPD) 


Welchen Erkenntnisstand hat die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Wirksamkeit von Um- 
weltzonen auf die Luftschadstoffe Feinstaub 
(PMIO, PM2.5), Stickoxide (NOx, insbesonde- 
re NO 2 )? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 10. Fehruar 2011 

Als Instrument zur Verbesserung der Luftqualität werden Umweltzo- 
nen von den Ländern eingerichtet und auch hinsichtlich ihrer Wirk- 
samkeit überprüft. Die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Im- 
missionsschutz (LAI) hat die 74. und 75. Umweltministerkonferenz 
(UMK) im Jahr 2010 ausführlich über den Sachstand zu Umweltzo- 
nen und deren Wirksamkeit unterrichtet. 

Aus den Berichten der LAI geht hervor, dass Umweltzonen einen 
positiven Effekt auf die Luftqualität haben. Sie bewirken sowohl 
einen Rückgang der Feinstaubbelastung, insbesondere der sehr ge- 
sundheitsschädlichen Rußpartikel, als auch der Stickstoffoxidbelas- 
tung. Nach dem Bericht für die 74. UMK zeigen Untersuchungen in 
Berlin auch, dass nach Einführung der Umweltzone der Bestand an 
alten Fahrzeugen deutlich schneller zurückgeht als dies aus Sicht des 
Landes ohne Umweltzone zu erwarten gewesen wäre. In Berlin, wo 
am 1. Januar 2008 die Umweltzone mit Fahrverboten für Fahrzeuge 
der schlechtesten Schadstoffgruppe eingerichtet worden ist, nahm 
der Bestand dieser Fahrzeuge bis Ende 2008 um mehr als 70 Prozent 
bei Pkw und etwa 53 Prozent bei Nutzfahrzeugen ab. 

In ihren Berichten hat die LAI festgestellt, dass die Wirkung der Um- 
weltzonen mit Fahrverboten für Fahrzeuge der schlechtesten Schad- 
stoffgruppe auf die Immissionsbelastungen bei Feinstaub (PMIO) 
und bei Stickstoffdioxid (NO 2 ) bis zu 10 Prozent betragen kann. Für 
die Minderung von Feinstaub (PM2.5) wurden keine Abschätzungen 
vorgenommen. Berlin gibt einen Rückgang der Stickstoffoxidemis- 
sionen (NOx) um fast 20 Prozent gegenüber 2007 an. 

Die LAI rechnet mit einer deutlichen Steigerung der Wirkung der 
Umweltzonen, wenn nur die saubersten Fahrzeuge (mit grüner Pla- 
kette) einfahren dürfen. Derartige Umweltzonen gibt es seit dem 
1. Januar 2010 in Berlin und Hannover. Für acht weitere Umweltzo- 
nen ist die Umstellung auf grüne Plaketten geplant. In dem Bericht 
für die 74. UMK werden Berliner Prognosen zitiert, wonach durch 
die verschärfte Umweltzone mehr als eine Verdoppelung des Min- 
derungseffekts erwartet wird. Auswertungen im Hinblick auf die 
Wirkung dieser Umweltzonen liegen noch nicht vor. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Länder auch zur 
Wirksamkeit dieser Umweltzonen so schnell wie möglich Auswertun- 
gen vornehmen. 
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93. Abgeordnete 

Karin 

Roth 

(Esslingen) 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung in ihrer 
Rolle als Adressat der Berichte über die Um- 
setzung der freiwilligen Selbstverpflichtung 
der Mobilfunknetzbetreiber die Tatsache, dass 
sich das Unternehmen Telefönica 02 Germa- 
ny bei der Auswahl eines geeigneten Standorts 
für die Errichtung einer Mobilfunksendeanla- 
ge in der Gemeinde Aichwald (Ortsteil Aichel- 
berg) nicht an die in der Selbstverpflichtung 
aus dem Jahr 2001 festgelegten Maßnahmen 
hält, indem es sich über die Einwände von Ge- 
meindeverwaltung und Bürgerschaft hinweg- 
setzte, einen im Konsens mit der Verwaltung 
gefundenen Alternativstandort kurzfristig ver- 
warf, stattdessen kurzfristig einen Standort in 
der Nähe von drei Kinderbetreuungseinrich- 
tungen festlegte, ohne die Gemeinde Aichwald 
unter Berücksichtigung der Achtwochenfrist 
einzubeziehen, und die Sendeanlage trotz mas- 
siver Widerstände in Betrieb genommen hat, 
und welche Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung vor dem Hintergrund dieses konkre- 
ten Ealles zu unternehmen, um den Vereinba- 
rungen der Selbstverpflichtung, die anstelle 
einer gesetzlichen Regelung und zur Umset- 
zung der Sechsundzwanzigsten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes verfasst wurde, Geltung zu ver- 
schaffen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ursula Heinen-Esser 
vom 9. Eebruar 2011 

Die Mobilfunknetzbetreiber haben in ihrer Selbstverpflichtung u. a. 
zugesagt, die Kommunen in die Standortwahl verbindlich einzubezie- 
hen. In ihrer Erklärung zur Eortschreibung der Selbstverpflichtung 
haben sie im Jahr 2008 zugesagt, das erreichte Umsetzungsniveau an 
Informationsmaßnahmen und Abstimmungsprozessen auch in Zu- 
kunft in vollem Umfang zu gewährleisten und die im Rahmen der 
Selbstverpflichtung etablierten Abläufe mit der in dem bisherigen 
Jahresgutachten attestierten Qualität uneingeschränkt weiterzufüh- 
ren. 

Die Bundesregierung überprüft die Einhaltung der Selbstverpflich- 
tung durch unabhängige Gutachten und jährliche Gespräche mit den 
Mobilfunknetzbetreibern. Die Bundesregierung wird den geschilder- 
ten Eall in dem nächsten Jahresgespräch - voraussichtlich im Mai 
dieses Jahres - zum Anlass nehmen, diesen dem betroffenen Mobil- 
funknetzbetreiber vorzutragen und um Stellungnahme bitten. Sollte 
sich eine Verletzung der vereinbarten Abstimmungsprozesse mit den 
Kommunen ergeben, wird die Bundesregierung den entsprechenden 
Mobilfunknetzbetreiber auffordern, erkennbar gewordene Defizite 
abzustellen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


94. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Welche Fort- und Weiterbildungsmöglichkei- 
ten (aufgeteilt in gesetzliche, betriebliche und 
obligatorisch-betriebliche) existieren in 
Deutschland, und wie hat sich die Fort- und 
Weiterbildungsquote (gesamtwirtschaftlich 
und branchenspezifisch), unterteilt in die 
verschiedenen Formen der Erwerbstätigkeit 
(sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, aty- 
pisch Beschäftigte), in den Jahren 1991 bis 
2010 entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun 
vom 9. Februar 2011 

Weiterbildung in Deutschland ist geprägt von ihrer Vielgestaltigkeit 
und der Vielzahl der Angebote. Neben betrieblicher Weiterbildung, 
die im Wesentlichen durch die Unternehmen getragen wird, stehen 
die individuellen Formen der Weiterbildung und der Bereich der öf- 
fentlich geförderten Weiterbildung. Seit 1979 wird im Auftrag des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung die Weiterbildungs- 
beteiligung in Deutschland im Rahmen des Berichtssystems Weiter- 
bildung (BSW) von TNS Infratest, München, ermittelt. 2007 ist das 
Erhebungskonzept auf das neue europäische Erhebungssystem 
(Adult Education Survey, AFS) umgestellt worden. Basis sind im 
3-jährigen Abstand durchgeführte repräsentative Erhebungen bei 
der 19- bis 64-jährigen Bevölkerung. 


Teilnahmequoten 1991 bis 2007 in %: 



Berufliche WB 

Allgemeine WB 

WB Insgesamt 

1991 

21 

22 

37 

1994 

24 

26 

42 

1997 

30 

31 

48 

2000 

29 

26 

43 

2003 

26 

26 

41 

2007 

26 

27 

43 


Quelle: B. von Rosenbladt, F. Bilger: Weiterbildungsverhalten in Deutschland, Bd. 1 Berichtssystem 
Weiterbildung und Adult Education Survey 2007 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-89- 


Drucksache 17/4740 


Teilnahme an beruflicher Weiterbildung bei Erwerbstätigen nach Branchenzugehörigkeit: 

Seit Mitte der 1990er Jahre gibt es drei europäische Erhebungen zur beruflichen Weiferbildung in 
Unfemehmen. Sie spiegeln die Berichfsjahre 1993, 1999 sowie 2005 wider. 

Die Teilnahmequofen (Berichfsjahr 1993) nach Wirtschaffsbereichen liegen nur für relativ grobe 
Aggregafe vor. 


Baugewerbe 1 7% 

Verarbeifendes Gewerbe 23% 

Handel und Gasfgewerbe 24% 

Bergbau 33% 

Energie und Wasser 47% 

Banken und Versicherungen 50% 

Insgesamf 24% 


Wehere Wirtschaftsbereiche konnten im o. g. Berichtsjahr 1993 wegen fehlender Auswahlgrundlage 
nicht einbezogen werden. 

Die beiden Folgeerhebungen ergaben folgende Zahlen (Teilnahmequoten an Lehrveranstaltungen in 
allen Unternehmen) 


Wirtschaftsbereiche/Branchen 

1999 

2005 

Bergbau u. Gew. v. Steinen u. Erden . 

36,4 

42,8 

Emährungsgewerbe u. Tabakverarbeitung 
Textil- u. Bekleidungsgewerbe, 

27,7 

25,3 

Ledergewerbe 

14,7 

18,8 

Papier-, Verlags- u. Druckgewerbe 

24,3 

21,0 

Nichtmetallische Produkte 

Metallerzeugung u. -bearb., H. v. Metall- 

38,4 

39,7 

erzeugnissen 

30,4 

27,2 

Maschinenbau 

29,3 

31,2 

Fahrzeugbau 

38,9 

59,4 

Holzgewerbe, andere Fertigungsindustrien 

16,8 

18,6 

Energie- u. Wasserversorgung 

53,6 

55,0 

Baugewerbe 

18,5 

18,5 

Handel; Instandh. u. Rep. v. Kfz 

40,4 

32,8 

Handelsvermittlung u. Großhandel 

24,2 

27,5 

Einzelhandel 

24,0 

16,5 

Gastgewerbe 

15,2 

18,1 

Verkehr 

21,5 

27,2 

Nachrichtenübermittlung 

77,4 

18,2 

Kredit- und Versicherungsgewerbe 

41,7 

45,6 

Kredit- u. Versicherungshilfsgewerbe 

55,1 

60,4 

Dienstleistungen 

35,5 

30,4 

Insgesamt 

31,7 

30,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt 

Neuere branchenspezifische Zahlen sind gegenwärtig nicht verfügbar. 

Eine Differenzierung nach der Art des Beschäftigungsverhältnisses ist nicht möglich. Eine Übersicht 
über die Zahl der betrieblichen Weiterbildungen, die auf rechtlichen Verpflichtungen beruhen, existiert 
nicht. 
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95. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wer trägt die Kosten der gesetzlichen, betrieb- 
lichen sowie obligatorisch-betrieblichen Fort- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten für die Be- 
schäftigten in Deutschland, und plant die Bun- 
desregierung vor dem Hintergrund wechseln- 
der Arbeitsbedingungen und -ansprüche weite- 
re Maßnahmen, um die Beschäftigungsfähig- 
keit aus qualifikatorischer Sicht über eine lan- 
ge Erwerbsphase hinweg zu erhöhen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun 
vom 9. Februar 2011 

Zu den Kosten kann ich Ihnen Folgendes mitteilen: 

Die Kosten der betrieblichen Weiterbildung trägt in der Regel der 
Arbeitgeber. Allerdings gibt es in Tarifverträgen und Betriebsverein- 
barungen teilweise auch Regelungen, die eine Beteiligung der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer in zeitlicher Hinsicht und ggf. auch 
an den Kosten vorsehen. Im Rahmen der Tarifautonomie stellen die 
Tarifpartner ein vielfältiges Angebot tarifvertraglich geregelter Wei- 
terbildungsmöglichkeiten im Bereich der Verbandstarifverträge wie 
auch bei den Firmentarifverträgen zur Verfügung. 

Aus einer von der Bundesregierung in Auftrag gegebenen Studie 
geht hervor, dass in Deutschland momentan fast 200 Förderpro- 
gramme von Bund, Ländern, Europäischer Union und der Bundes- 
agentur für Arbeit (BA) mit erkennbarem Bezug zur beruflichen 
Weiterbildung existieren. 

Die Kosten von SGB-geförderten Qualillzierungsmaßnahmen wer- 
den aus Mitteln der Bundesagentur für Arbeit und dem Bundeshaus- 
halt bestritten. Hierbei können betriebliche Weiterbildungen von be- 
schäftigten geringqualifizierten Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mern sowie von älteren Beschäftigten in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen bei Vorliegen der weiteren Anspruchsvoraussetzungen 
durch eine Übernahme der Weiterbüdungskosten gefördert werden. 
Darüber hinaus werden aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
im Bereich zusätzlicher betrieblicher Fort- und Weiterbildungen 
verschiedene Programme finanziert. So können im Rahmen des 
ESF-BA-Programms betriebliche Weiterbildungen während der 
Kurzarbeit gefördert werden. Mit dem bis 2014 laufenden 140 Mio. 
Euro umfassenden Programm „weiter bilden“ soll die kontinuier- 
liche Anpassung der beruflichen Fähigkeiten an die sich beständig 
wandelnden Arbeitsplatzanforderungen begleitet werden. Die Sozial- 
partner sind im Programm „weiter bilden“ wesentliche Akteure und 
haben das Thema Qualifizierung in verschiedenen Bereichen zum 
Gegenstand auch gemeinsamer Vereinbarungen, Initiativen und 
Projekte gemacht. Voraussetzung für eine Förderung ist das Vorlie- 
gen eines Qualifizierungstarifvertrages bzw. einer Vereinbarung zur 
Weiterbildung der jeweils zuständigen Sozialpartner. Mit dem 
60 Mio. Euro umfassenden Programm „rückenwind“ sollen die 
Sozialwirtschaft und ihre Beschäftigten für die Bewältigung des 
demograflschen Wandels und die damit einhergehenden Heraus- 
forderungen vorbereitet werden. 
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Zusätzlich hat die Bundesregierung durch die Qualifizierungsinitiati- 
ve zahlreiche Maßnahmen initiiert: 

Im Oktober 2008 haben die Bundesregierung und die Länder die 
Qualillzierungsinitiative vereinbart. Damit hat die Bundesregierung 
ein zentrales Reformpaket mit dem Ziel angestoßen, das deutsche 
Aus- und Weiterbildungssystem in Qualität und Wirkungsbreite zu 
verbessern. Im Umsetzungsbericht der Qualifizierungsinitiative an 
die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und -chefs der 
Länder Ende 2010 sind die vielfältigen Maßnahmen der Bundesre- 
gierung für die Unterstützung der Weiterbildung aufgeführt. So hat 
die Bundesregierung z. B. das Programm „Bildungsprämie“ (eine 50- 
Prozent-Bezuschussung für Bildungsmaßnahmen bis zu max. 500 Eu- 
ro für erwerbstätige Personen mit einem Jahreseinkommen von un- 
ter 26 000 Euro) aufgelegt, mit dem die individuelle berufsbezogene 
Weiterbildung gestärkt wird. Dieses Programm wird unter anderem 
von Personenkreisen überdurchschnittlich genutzt, die bei betriebli- 
cher Portbildung nur unterdurchschnittlich beteiligt werden, wie Teil- 
zeitkräfte oder Mitarbeiter in kleinen und mittleren Unternehmen. 
Darüber hinaus wurde das Programm „Aufstiegsstipendium“ für be- 
ruflich besonders Qualifizierte ausgebaut. Es wurden mittlerweile 
rund 2 500 Stipendien vergeben. Mit dem Wettbewerb „Offene 
Hochschule“ wollen Bund und Eänder die Integration von Berufstä- 
tigen und beruflich Qualiflzierten in die Hochschulbildung verbes- 
sern. Mit der Reform des Meister-BAföG wurde der förderfähige 
Personenkreis erweitert und es wurden erhebliche Eeistungsverbesse- 
rungen eingeführt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


96. Abgeordneter 
Uwe 
Kekeritz 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum hat das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) erst jetzt, nachdem die derzeit debat- 
tierten Berichte des Globalen Ponds zur Be- 
kämpfung von AIDS, Tuberkulose und Mala- 
ria (GPATM) über Korruptionsfälle dem 
BMZ als Mitglied des Aufsichtsrats bereits seit 
der Sitzung desselben vom 13. bis zum 15. De- 
zember 2010 in Sofia zur Verfügung standen, 
also erst mehr als sechs Wochen nach der Ver- 
öffentlichung und nur aufgrund von falschen 
Medienberichten auf die Vorfälle reagiert, und 
wie begründet die Bundesregierung, dass sie 
nun, nach einer so langen Zeit, harte Akutmaß- 
nahmen wie das vollständige Sperren aller 
Auszahlungen vornimmt, wobei sie es in den 
Wochen zuvor offensichtlich nicht für nötig er- 
achtet hat, zu reagieren? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp 
vom 8. Februar 2011 

Berichte des Sekretariats des Globalen Fonds zur Bekämpfung von 
Aids, Tuberkulose und Malaria und von dessen Generalinspektor ge- 
hen laufend im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung ein. Die Dimension des Problems wurde erst- 
mals im Bericht „Progress Report for March-October 2010 and 
2011 Audit Plan and Budget“ des GFATM-Generalinspektors vom 
25. November 2010 deutlich. Das BMZ hat daraufhin unmittelbar 
reagiert, unter anderem auch proaktiv in der Verwaltungsratssitzung 
vom 13. bis zum 15. Dezember 2010 in Sofia sowie in den laufenden 
Kontakten danach. 

Die Presseberichterstattung und die daran anschließende öffentliche 
Debatte macht es erforderlich, die dabei aufgeworfenen Fragen im 
engen Dialog mit dem GFATM und unseren Partnern aufzugreifen, 
evtl, bestehende Schwachstellen offen zu benennen und Optimie- 
rungsmöglichkeiten zu erarbeiten. Für die ordnungsgemäße Haus- 
haltsführung bei der Umsetzung öffentlicher Mittel ist es daher sinn- 
voll, die Auszahlungen bis zur Klärung dieser Fragen zu suspendie- 
ren. 

Dieser Ansicht haben sich mittlerweile andere Geber angeschlossen. 
Das Sekretariat des GFATM hat die Problematik erkannt und ange- 
kündigt, darauf zu reagieren. 


97. 


Abgeordneter 

Uwe 

Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie setzen sich die von der Parlamentarischen 
Staatssekretärin beim Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Gudrun Kopp im Ausschuss für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung des 
Deutschen Bundestages am 26. Januar 2011 
genannten 3 Mrd. US-Dollar des Globalen 
Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulo- 
se und Malaria zusammen, die „einem noch 
nicht zu beziffernden Risiko ausgesetzt“ sind, 
und welchem konkreten Dokument hat die 
Bundesregierung diese Zahl entnommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp 
vom 9. Februar 2011 

Bei dem von Ihnen zitierten Betrag handelt es sich um Programme, 
die derzeit geprüft werden und bei denen eine Fehlverwendung von 
Teilbeträgen nicht von vornherein auszuschließen ist. Diese Angaben 
machte der Generalinspektor während der letzten Sitzung des 
GFATM-Verwaltungsrats im Dezember 2010. Eine seriöse Einschät- 
zung über das tatsächliche Volumen und dessen Zusammensetzung 
ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht möglich. 


Berlin, den 11. Februar 2011 
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